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VORWORT

So viel vorab

„NRW. Das machen WIR!“ Gemeinsam mit dem Arbeits- und Integrati-
onsministerium zeigen wir mit dieser Aktion das Engagement zur Integra-
tion von Geflüchteten in Arbeit und Ausbildung.

Dazu gibt es eine Reihe regionaler Veranstaltungen, auf denen die oft be-
eindruckenden, manchmal zähen, gelegentlich auch von Rückschlägen be-
gleiteten Aktivitäten unterschiedlichster Einzelpersonen, Ämter, Vereine, 
Initiativen und Unternehmen aus allen Regionen des Landes gezeigt wer-
den. Die beiden ersten in Remscheid und in Köln im September waren be-
reits ein großes Fest, eine Wertschätzung und Unterstützung für all die en-
gagierten Menschen. 

Und im Netz gibt es eine Landkarte von NRW, auf der eine täglich wachsen-
de Zahl von Aktionen und Geschichten zu recherchieren ist. Eine Landkar-
te, die Sie mitgestalten können! Ist Ihre Kommune schon vertreten? Kennen 
Sie gute Beispiele einer gelungenen Integration von Geflüchteten in Arbeit 
und Ausbildung? Oder schaffen Sie vielleicht sogar selbst so ein gutes Bei-
spiel? Dann haben Sie die Möglichkeit, Ihr Projekt auf der Landkarte NRW 
zu platzieren. Vielleicht wollen Sie sich aber auch einfach nur inspirieren las-
sen von den vielen bereits vorliegenden Beispielen. 

Das alles nicht in diesem Heft, sondern auf Facebook und im Internet unter 
www.das-machen-wir.nrw. Schauen Sie rein! Machen Sie mit!

In diesem Heft finden Sie eine ganze Palette von Beispielen guter Ansätze 
zur Arbeitsmarktintegration Geflüchteter, aber auch wieder gute Praxis in 
vielen anderen Handlungsfeldern der Arbeitspolitik. 

Viel Spaß beim Lesen wünscht wieder

DAS INTERVIEW FÜHRTE

Dr. Hildegard Logan, Tel.: 02041 767-149

h.logan@gib.nrw.de

KONTAKT

Human Resources Director

Municipal Executive Office

151 89 Södertälje, Schweden 

Johan Lefverström, Tel.: 0046 8 5230 3911

johan.lefverstrom@sodertalje.se, www.sodertalje.se

THEMENÜBERGREIFEND – STADTENTWICKLUNG UND DIVERSITYMANAGEMENT

Prozess gelernt haben, die Tatsache war, dass man den 
Integrationsprozess aus einer ganzheitlichen Perspekti-
ve betrachten muss. Es ist nicht länger ausreichend, sich 
nur darauf zu konzentrieren, die Neuankömmlinge bei 
der Arbeitsplatzsuche zu unterstützen. In der Vergan-
genheit hat man sich vielleicht sogar zu stark auf die 
Arbeitsmarktintegration konzentriert. Dadurch wurde 
man möglicherweise zu sehr von der Tatsache abgelenkt, 
dass eine erfolgreiche Integration davon abhängt, inwie-
weit man den verschiedenen Bedürfnissen der ganzen 
Familie gerecht werden kann und wie man die Famili-
enmitglieder in unterschiedlichen Lebensbereichen un-
terstützen kann (z. B. Aufbau sozialer Beziehungen, Bür-
gerengagement, Bildung, Weiterbildung etc.). 

G.I.B.: Welche Auswirkungen hat eine heterogene 
vielfältige Bevölkerungsstruktur in der Kommune auf 
die Verwaltung der Personalfunktion in der Stadt Sö-
dertälje?
Johan Lefverström: Die Stadt Södertälje verfügt über 
eine Reihe politischer Richtlinien, um die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für Diversity Management, Men-
schenrechte und Anti-Diskriminierungspraktiken in 
der Stadt zu schaffen. Diese rechtlichen Rahmenbe-
dingungen basieren auf den Grundsätzen der allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte der Verein-
ten Nationen.

Wir führen in der Stadtverwaltung alle zwei Jahre ein 
Audit durch, um die Häufigkeit von Diskriminierungs-
fällen in der administrativen und politischen Struktur 
der Stadt zu messen. Ich bin froh darüber, dass wir 
weder unter den Politikern noch unter den Mitarbei-
tenden Probleme in diesem Bereich feststellen konnten. 

Wir haben auch die Einstellungsverfahren für unser Per-
sonal genau überprüft, um sicherzustellen, dass wir Leute 
aufgrund ihres Fachwissens, ihrer Fähigkeiten und Kom-
petenzen einstellen und dass unsere Einstellungsprozesse 
nicht von unbewussten Vorurteilen und stereotypischen 
Ansichten beeinträchtigt werden. Einstellungen im Rah-
men der Affirmative Action Initiative (Regierungspro-
gramme gegen Diskriminierung) sind in Schweden nur 
dann rechtsgültig, wenn es um die Einstellung von Frauen 

geht. Unser Einstellungsprozess war dahingehend erfolg-
reich, dass ca. 40 % unserer Mitarbeiter andere ethno-
kulturelle Hintergründe als schwedisch haben, und dass 
Vielfalt langsam auch in den höheren Rängen der orga-
nisatorischen Hierarchie erkennbar wird, also – auf Ma-
nager- und Direktorenebene.

Wir bieten regelmäßig interkulturelle Schulungen für 
die Mitarbeitenden der Stadtverwaltung an, sodass sie 
in der Lage sind, gut mit Menschen mit unterschied-
lichen ethnokulturellen Hintergründen zu kommunizie-
ren. Wie ich bereits zuvor erwähnt habe, verfügen wir 
über eine von Vielfalt geprägte Belegschaft, diese Tatsa-
che erleichtert die effektive Kommunikation und die In-
teraktionen zwischen den Mitarbeitenden der Stadtver-
waltung und unseren Bürgern. Unsere interkulturellen 
Schulungen dienen einerseits dazu, unserem Personal ein 
besseres Verständnis für die Geschichte, die soziokultu-
relle Zusammensetzung und die Wirtschafts- und Re-
gierungsstrukturen der Länder zu vermitteln, aus denen 
unsere Neuankömmlinge stammen. Andererseits ist es 
unerlässlich, dass die Mitarbeitenden unserer Stadtver-
waltung drei Werte in ihre gelebte tägliche Berufspra-
xis integrieren – diese Werte werden reflektiert in der 
Haltung, dass Vielfalt die Stärke der Stadt ausmacht, 
dass die Bürger oberste Priorität haben und dass man 
jedem Menschen mit Respekt behandelt. Unsere neuen 
Mitarbeitenden erhalten während ihrer Einarbeitungs-
phase detaillierte Informationen über unsere organisa-
torischen Werte. Wir diskutieren mit ihnen, warum uns 
diese Wertevorstellungen wichtig sind, und warum wir 
daran festhalten. Wir bevorzugen interaktive Lehrme-
thoden in unseren Schulungen, wie z. B. Rollenspiele und 
Simulationen, um ein kognitives, affektives und aktions-
basiertes Lernen zu erzielen.

Ich bin stolz auf meine Arbeit und meine Kollegen. 
Ich bin wirklich der Meinung, dass Diversitymanage-
ment bereits fest in unserer täglichen Arbeitspraxis 
verankert ist. Es ist in einem derartigen Ausmaß zu 
einem festen Bestandteil jedes Arbeitsplatzes gewor-
den, dass wir es nicht länger als etwas ansehen, an 
dem wir arbeiten müssen oder um das wir uns gezielt 
bemühen müssen. 
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So viel vorab

Jugend und Beruf
Berufliche Ausbildung für junge Flüchtlinge. Wege und Möglichkeiten der Arbeitsmarktintegration

Zielgruppenintegration
Integration von Flüchtlingen vor Ort. Teil 1: Zwei Kommunen im Kreis Warendorf: Beckum und Everswinkel
Interview mit Jan Gerrit Ufer: Sprachkurse, eigene Angebote und Ausschreibungsprodukte sinnvoll  
kombinieren, Grone Bildungszentrum Dortmund

Eine Woche im Integration Point Düsseldorf im April 2016
Ein Erfahrungsbericht

Landesaktion „NRW. Das machen WIR!“

Arbeitsgestaltung und Fachkräftesicherung
Interview mit Susan Paeschke und Günter Wallraff: „In manchen Bereichen herrschen frühkapitalistische  
Zustände“. Projekt „Fair im Betrieb NRW“
Interview mit Catalina Guia und Dr. Alexandru Zidaru: Ungerechtfertigte Kündigungen, ausstehende 
Löhne und prekäre Arbeitsbedingungen. Das Projekt „Arbeitnehmerfreizügigkeit fair gestalten!“ 
Chaos als Lösung. Potentialberatung zur Verbesserung von Logistik und Montage beim Maschinen-
bauunternehmen AVOLA in Hattingen
Schöne neue Arbeitswelt? Ergebnisse der Studie „Wertewelten Arbeiten 4.0“

Themenübergreifend – Stadtentwicklung und Diversitymanagement
„Wissen, was die Menschen bewegt“. Kommunales Integrationszentrum Bottrop
Cirque du Soleil & Saint-Michel. Starke Menschen, starke Quartiere á la Montréalaise
Interview mit Johan Lefverström: Diversitymanagement in Södertälje, Schweden. Eine kommunale Perspektive
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2015 sind rund 1,1 Million Menschen auf der Flucht vor Hunger, Krieg und Unterdrückung nach 

Deutschland gekommen und als Asylbegehrende registriert worden. Die Teilhabe junger Flücht-

linge an Bildung und Ausbildung ist eine zentrale gesellschaftliche Aufgabe, die Bildungssystem, 

Wirtschaft und Gesellschaft vor große Herausforderungen stellt. Der vorliegende Beitrag geht 

von der schulischen und beruflichen Vorbildung sowie den bisherigen Erfahrungen mit dem Qua-

lifikationserwerb von Schutzsuchenden in Deutschland aus. Er fragt dabei nach den Qualifizie-

rungsbedarfen junger Flüchtlinge sowie nach Wegen und Möglichkeiten zu ihrer Integration in be-

rufliche Ausbildung, insbesondere in Nordrhein-Westfalen: Wo liegen, angesichts der 

Heterogenität ihrer Lebenslagen und Bildungsvoraussetzungen, die Bedarfe junger Flüchtlinge 

bei der Vorbereitung auf eine berufliche Ausbildung und in der Ausbildung selbst? Wie kann Bil-

dungspolitik hier unterstützend wirken? Welche Ansätze bestehen bereits und welche können wei-

ter ausgebaut werden?

Berufliche Ausbildung für junge Flüchtlinge
Wege und Möglichkeiten der Arbeitsmarktintegration
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Qualifikationsbedarfe junger 
Flüchtlinge

Deutschland ist seit Jahrzehnten ein Ein-
wanderungsland. 2014 lebten rund 16,4 
Millionen Menschen mit einem Migra-
tionshintergrund in Deutschland; jede/r 
Fünfte hat einen Migrationshintergrund 
(im engeren Sinne), bei den 15- bis unter 
20-Jährigen sind es ca. 28 %. Zwei von 
drei der 15- bis unter 20-Jährigen mit Mi-
grationshintergrund sind in Deutschland 
geboren und haben keine eigene Migrati-
onserfahrung (66 %), rund drei von vier 
haben die deutsche Staatsangehörigkeit 
(77 %, Statistisches Bundesamt 2015).

Zuwanderung nach Deutschland hat viele 
Gesichter und Gründe. Die Zuwanderung 
von Menschen auf der Flucht (Infobox 1)
vor Hunger, Krieg und Unterdrückung ist 
eines davon. Die Mobilität der Menschen 
innerhalb der EU ist ein anderes und 
ebenfalls von großer Bedeutung. Denn 
knapp die Hälfte derjenigen, die 2015 
nach Deutschland zugewandert sind, 
sind Staatsangehörige eines Mitglied-
staats der Europäischen Union (45 %, 
Statistisches Bundesamt 2016). Insge-
samt sind im Jahr 2015 rund 2.137.000 
Menschen nach Deutschland zugezogen 
und ca. 998.000 abgewandert. Somit er-
gibt sich ein positiver Wanderungssaldo 
von rund 1.139.000 Personen. 

Einen besonders hohen positiven Wan-
derungssaldo haben Einwanderungen 
aus der Europäischen Union, mit einem 
Wanderungsüberschuss von ca. 332.000. 
Ein positiver Wanderungssaldo zeigt sich 
auch bei Personen aus Syrien (316.700), 
Afghanistan (89.900) und Irak (67.300) 
mit einem Wanderungsüberschuss von 
insgesamt rund 473.000 Personen (Sta-

tistisches Bundesamt 2016a). 2015 stell-
ten ca. 219.800 Schutzsuchende aus die-
sen drei Ländern in Deutschland einen 
Antrag auf Asyl (Asylerstantrag). Das 
sind knapp die Hälfte aller Asylanträ-
ge im Jahr 2015 (49,7 %). Insgesamt 
sind 2015 rund 1,1 Millionen Menschen 
nach Deutschland eingewandert und als 
Asylbegehrende registriert worden, rund 
477.000 haben 2015 beim BAMF einen 
Antrag auf Asyl gestellt. Das BAMF hat 
2015 rund 283.000 Asylanträge entschie-
den (davon rund 169.000 aus dem Jahr 
2014), knapp die Hälfte davon positiv 
(BAMF 2016a). 

Nach Nordrhein-Westfalen sind im Jahr 
2015 rund 485.000 Menschen aus dem 
Ausland zugezogen und ca. 211.000 in 
das Ausland abgewandert; daraus er-
gibt sich ein positiver Wanderungssal-

INFOBOX 1: DER BEGRIFF „FLÜCHTLING“ 

Die rechtliche Verwendung des Begriffs „Flüchtling“ meint Schutzsuchende, die nach der Gen­

fer Flüchtlingskonvention als Flüchtlinge anerkannt wurden (Flüchtlingsschutz nach Genfer 

Flüchtlingskonvention, s. u.). In der alltagssprachlichen Verwendung ist der Begriff „Flücht­

ling“ weit gefasst und nicht klar abgrenzbar (Scholz 2013).

Der vorliegende Beitrag verwendet die Begriffe „Flüchtlinge“1, „Geflüchtete“ und „Schutzsu­

chende“ synonym: Gemeint sind alle Personen, die auf der Suche nach Schutz und Sicherheit 

nach Deutschland gekommen sind, unabhängig davon, welchen aufenthaltsrechtlichen Status 

sie haben und in welchem Stadium des Asylverfahrens sie sich befinden. D. h., er umfasst auch 

Asylsuchende bzw. Asylbegehrende2, Asylbewerber bzw. Asylantragsteller3.

Untersuchungen fokussieren auf je unterschiedliche Zielgruppen von Flüchtlingen. Die Ver­

wendung des Begriffs „Flüchtling“ kann in wissenschaftlichen Studien daher unterschiedliche 

Personengruppen meinen, die in diesem Beitrag explizit dargelegt werden.

Schutzarten: Es gibt in Deutschland verschiedene Arten des Schutzes: 

 � Anerkennung als Flüchtling – Flüchtlingsschutz nach Genfer Flüchtlingskonvention, § 3 Abs. 

1 Asylgesetz (AsylG) 

 � Anerkennung als Asylberechtigte/r aufgrund des Grundgesetzes (Art 16a GG) und Familien­

asyl (§ 26 AsylG) 

 � Subsidiärer Schutz (§ 4 Abs. 1 AsylG)

 � Abschiebungsverbot (§ 60 Abs. 5 und Abs. 7 Aufenthaltsgesetz (AufenthG)39 (BAMF 2016b)). 

1 � Sollte der Begriff „Flüchtling“ in diesem Beitrag 

rechtlich im Sinne der Genfer Flüchtlingskon­

vention verwendet werden, so erfolgt ein Zusatz 

„Flüchtling/e nach der Genfer Flüchtlingskon­

vention“.
2 � Asylsuchende werden im EASY-System (Erst­

verteilung von Asylbegehrenden) registriert. Die 

Angaben der EASY-Registrierung bieten keine 

präzise und verlässliche Grundlage, da im Jahr 

2015 nicht alle Asylsuchenden registriert wurden 

und gleichzeitig von Fehl- und Mehrfacherfas­

sungen auszugehen ist.
3 � Asylbewerber sind Asylantragsteller beim Bun­

desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), 

die einen Asylantrag gestellt haben und deren 

Asylverfahren noch nicht abgeschlossen ist. Sie 

erhalten eine Aufenthaltsgestattung.



G.I.B.INFO   3  166

JUGEND UND BERUF

do von rund 273.900 Personen (Statisti-
sches Bundesamt 2016). Deutschlandweit 
stellten 2015 rund 441.900 Menschen 
einen Antrag auf Asyl, in Nordrhein-
Westfalen 66.800 (Asylerstantrag). Im 
ersten Halbjahr 2016 wurden bundes-
weit knapp 387.700 Asylerstanträge ein-
gereicht, in Nordrhein-Westfalen 77.200 
(BAMF 2016, 2016a).

Laut Sachverständigenrat deutscher Stif-
tungen für Integration und Migration 
(2015, S. 19) ist Deutschland im inter-
nationalen Vergleich „in vielen Bereichen 
des Migrationsmanagements und der In-
tegrations- und Teilhabeförderung“ als 
vergleichsweise fortschrittliches Ein-
wanderungsland einzustufen. Die Inte-
gration aller jungen Menschen in (Aus-)
Bildung, unabhängig von ihrem Zu-
wanderungsstatus bzw. einem Migrati-
onshintergrund, ist gerade mit Blick auf 
den hohen Anteil junger Menschen un-
ter den 2015 zugewanderten Flüchtlin-
gen eine zentrale gesellschaftliche Aufga-
be. Insgesamt sind rund 71 % der 2015 
registrierten Asylbewerber/-innen un-
ter 30 Jahre alt; noch jünger, nämlich 
unter 25 Jahren, ist etwas mehr als die 
Hälfte (56 %) und rund 27 % sind un-
ter 16 Jahren (BAMF 2016a). Unbeglei-
tete minderjährige Geflüchtete benötigen 
einen besonderen Schutz (Braun & Lex 
2016). Allein nach Nordrhein-Westfalen 
reisten 2015 rund 6.200 Kinder und Ju-
gendliche ohne Eltern ein (Information 
und Technik NRW 2016).

2015 wurde knapp die Hälfte aller Asyl-
anträge bewilligt (49,8 %). Die meisten 
Asylbewerber wurden auf der Grund-
lage der Genfer Flüchtlingskonventi-

on anerkannt (47,8 %) und nur sehr 
wenige Anträge auf der Grundlage des 
Grundgesetzes bewilligt (0,7 %). 0,6 % 
der Asylbewerber erhielten subsidiären 
Schutz und 0,7 % ein Abschiebungsver-
bot („Duldung“; BAMF 2016a).

Qualifizierungspotenzial und 
Qualifikationen bei Einreise

Eine erste Befragung von Asylbewerbern, 
die 2015 einen Antrag gestellt haben, weist 
neben dem hohen Qualifizierungspoten-
zial auch auf den bedeutenden Qualifi-
zierungsbedarf (junger) Flüchtlinge hin. 
Demnach hat knapp die Hälfte (49 %) 
der 18- bis unter 24-Jährigen registrier-
ten Asylbewerber und -bewerberinnen ein 
Gymnasium oder eine (Fach-)Hochschu-
le besucht. Rund jede/-r Fünfte/-r hat eine 
Grundschule oder keine Schule (21 %) 
und 28 % eine Mittel- oder Fachschule 
besucht (Angaben gewichtet mit Bleibe-
wahrscheinlichkeit, IAB 2016).

Weitergehende Analysen oder repräsen-
tative Studien zu der schulischen bzw. 
beruflichen Bildung (junger) Geflüch-
teter, die 2015 eingewandert sind, lie-
gen zurzeit noch nicht vor. Allerdings 
existieren Untersuchungen zur Quali-
fikationsstruktur von Flüchtlingen frü-
herer Kohorten, die vor 2012 bzw. vor 
1995 nach Deutschland gekommen sind. 
Wenngleich ein Vergleich der folgenden 
Ergebnisse untereinander bzw. genera-
lisierende Aussagen aufgrund der un-

terschiedlichen Zielgruppen und For-
schungsdesigns nicht möglich ist, geben 
sie doch erste Hinweise auf die mitge-
brachten und die in Deutschland erwor-
benen Qualifikationen von Flüchtlingen.

Die Flüchtlingsstudie 2014 des Bundes-
amtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) untersucht Asylberechtigte und 
anerkannte Flüchtlinge aus 6 Haupther-
kunftsländern im Alter von 18 bis 69 
Jahren, die ihren Aufenthaltstitel zwi-
schen 2008 – 2012 erworben haben: 
Rund die Hälfte der Befragten (51 %) 
hat mindestens 10 Jahre eine Schule be-
sucht, 23 % zwischen 5 und 7 Jahren, 
7 % bis zu 4 Jahren. Als „Nichtquali-
fizierte“ (ohne Schulbesuch, ohne Aus-
bildung) wurden rund 13 % eingestuft, 
knapp 10 % als „Höherqualifizierte“ 
(Worbs & Bund 2016).4

In der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe 
wurden u. a. Probanden befragt, die im 
Schnitt mit 26 Jahren als Asylsuchen-
de vor 1995 nach Deutschland gekom-
men sind, denen es gelungen ist dauer-
haft in Deutschland zu bleiben und die 
im Durchschnitt seit rund 16 Jahren in 
Deutschland leben. Von diesen Befragten 
hatten zum Zeitpunkt der Einreise nach 
Deutschland 70 % keine abgeschlossene 
Berufsausbildung aus dem Herkunfts-
land, 16 % einen mittleren Berufsab-
schluss und 14 % einen (Fach-)Hoch-
schulabschluss (Fendel & Romiti 2016).

Zwischen diesen Extremen existiert bei 
Flüchtlingen ein breites Spektrum an 
schulischen Kompetenzen und Abschlüs-
sen sowie beruflichen Vorerfahrungen 
und Qualifikationen (Worbs & Bund 

4 � Die Studie hat Asylberechtigte und anerkannte 

Flüchtlinge aus Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, 

Sri Lanka und Syrien schriftlich befragt (Worbs 

& Bund 2016)
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2016). Bildungsvoraussetzungen, Le-
benslagen sowie Fluchterfahren von Ge-
flüchteten weisen eine große Heteroge-
nität auf.

Qualifikationserwerb von 
Flüchtlingen in Deutschland

Erste Auswertungen zu dem Qualifikati-
onserwerb von Flüchtlingen in Deutsch-
land, die bereits länger hier leben, weisen 
darauf hin, dass es bisher nur zum Teil 
gelungen ist, ihr Potenzial auszuschöp-
fen. Geflüchtete früherer Kohorten, die 
vor 1995 nach Deutschland gekommen 
sind und im Durchschnitt seit rund 16 
Jahren hier leben, haben nur zu einem 
geringen Teil Berufsabschlüsse erwor-
ben: Rund 8 % haben in Deutschland 
einen mittleren Berufsabschluss erwor-
ben, rund 1 % einen (Fach-)Hochschulab-
schluss. Über die Hälfte (56 %) hat nach 
durchschnittlich 16 Jahren in Deutsch-
land noch immer keine anerkannte Be-
rufsausbildung. Im Vergleich zu anderen 
Migrantengruppen, die bei der Einreise 
im Schnitt genauso alt waren und erst 
kürzer – durchschnittlich seit 14 Jahren 
– in Deutschland leben, ist es Geflüch-
teten signifikant seltener gelungen, in 
Deutschland einen Berufsabschluss zu 
erreichen (Fendel & Romiti 2016).

Integration braucht Zeit, 
eine Ausbildung und Sprach-
förderung 

Erfahrungen des Modellprojekts „Ear-
ly Intervention“ zur beruflichen Inte-
gration von Flüchtlingen zeigen, „dass 
die Arbeitsmarktintegration – trotz vor-
handener Motivation und zum Teil guter 

Qualifikation der Teilnehmer“ angesichts 
hoher institutioneller Erwartungen eine 
Herausforderung für die beteiligten Ak-
teure darstellt (Büchel et al. 2015, S. 40). 
Denn „im Verlauf des Modellprojekts 
stellte sich das ursprüngliche Ziel einer 
schnellen, qualifikationsadäquaten In-
tegration als unrealistisch heraus“, da 
sich trotz vorhandener beruflicher Qua-
lifikationen Anpassungsqualifizierungen 
an die Stellenanforderungen und eine 
Vertiefung des Spracherwerbs als erfor-
derlich erwiesen (Dietz & Trübswetter 
2016, S. 5). 

„Die Integration von Flüchtlingen in den 
deutschen Arbeitsmarkt braucht Zeit“ (BA 
2016, S. 6). Dies zeigt sich auch bei den-
jenigen, die bereits länger in Deutschland 
leben. Nach der IAB-SOEP-Migrations-
stichprobe liegt die Erwerbsbeteiligung von 
Zuwanderern, die vor 1995 nach Deutsch-
land eingewandert sind bei Flüchtlingen 
(54 %) deutlich niedriger als bei anderen 
Migrantengruppen (69 %). Die Möglich-
keit an Ausbildung oder Sprachkursen teil-
zunehmen bzw. die Sprachkenntnisse zu 
verbessern, erhöht die Arbeitsmarktchan-
cen beider Gruppen. Nach der IAB-SOEP-
Migrationsstichprobe hat knapp die Hälfte 
der Flüchtlinge, die vor 1995 nach Deutsch-
land eingewandert sind, in Deutschland an 
Sprachkursen teilgenommen (in Spracher-
werb investiert 46 %). Dies schlägt sich in 
einer höheren Erwerbsbeteiligung derjeni-
gen nieder, die über gute Sprachkenntnis-
se verfügen (62 % zu 46 %). 

Auch Investitionen in Ausbildung för-
dern die Erwerbsbeteiligung. Bei einem 
beruflichen oder (fach-)hochschulischen 
Abschluss sind 61 % der vor 1995 einge-

wanderten Flüchtlinge erwerbstätig ge-
genüber 42 % derjenigen ohne Berufsab-
schluss. Allerdings sind Flüchtlinge selbst 
mit guten Deutschkenntnissen deutlich 
seltener erwerbstätig als andere Migran-
tengruppen (62 % zu 73 %) und verdie-
nen im Durchschnitt rund 300 Euro we-
niger. Auch mit einem beruflichen oder 
(fach-)hochschulischen Abschluss sind 
zwei von drei der erwerbstätigen Flücht-
linge unterqualifiziert beschäftigt (Fen-
del & Romiti 2016).

Erheblicher Qualifikationsbe-
darf junger Flüchtlinge

Die Angaben zu Altersstruktur, Schulbe-
such und beruflicher Bildung von Asyl-
bewerbern, die 2015 eingewandert sind, 
die Untersuchungen zu den mitgebrach-
ten bzw. in Deutschland erworbenen 
Qualifikationen von Flüchtlingen frü-
herer Kohorten sowie die bisherige In-
tegration auf dem Arbeitsmarkt wei-
sen deutlich darauf hin, dass bei jungen 
Flüchtlingen erheblicher Qualifikations-
bedarf besteht. 

Spracherwerb, Teilhabe an 
Bildung und Beschäftigung

Die Integration von Flüchtlingen in Aus-
bildung und Beschäftigung stellt daher 
eine zentrale gesellschaftspolitische He-
rausforderung dar. Diese Priorität haben 
auch die Flüchtlinge selbst. Sie betonen 
im Rahmen der BAMF-Flüchtlingsstu-
die insbesondere die berufliche Integra-
tion: „Ziel dieser Flüchtlinge ist es, eine 
Arbeitsstelle zu finden, beruflich erfolg-
reich zu sein und durch den Beruf sich 
und die Familie versorgen zu können. 
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Von einer Reihe von Befragten wird in 
diesem Zusammenhang explizit betont, 
nicht von staatlicher Hilfe abhängig sein 
zu wollen. (…) Eine besondere Rolle spielt 
auch die Ausübung des erlernten Berufes 
und damit der Wunsch nach einer qua-
lifikationsäquivalenten Beschäftigung.“ 
(Worbs & Bund 2016, S. 9). Eine starke 
Bildungsorientierung gepaart mit einer 
hohen Erwerbsorientierung und einer 
ausgeprägten Arbeitsmotivation zeigt 
sich auch bei Flüchtlingen, die 2015 ein-
gereist sind. Daneben messen sie dem 
Spracherwerb im Deutschen und dem 
raschen Beginn von Sprach- und Inte-
grationskursen eine hohe Bedeutung bei 
(Brücker et al. 2016). 

Ein kontinuierlicher, systematischer und 
berufsorientierender Spracherwerb so-
wie eine abgeschlossene berufliche Aus-
bildung sind, so die Erfahrungen früher 
zugewanderter Flüchtlingsgruppen, eine 
unabdingbare Voraussetzung für eine 
Beschäftigung. Die Hinführung junger 
Flüchtlinge zu einer beruflichen oder 
akademischen Ausbildung ist für ihre zu-
künftige berufliche und damit auch so-
ziale Integration unerlässlich. Die hohen 
Bildungsaspirationen und die starke Er-
werbsorientierung (junger) Flüchtlinge, 
die 2015 nach Deutschland gekommen 
sind, gilt es hier zeitnah mit entspre-
chenden Angeboten zu begegnen. 

Junge Flüchtlinge zeitnah in 
Bildungsangebote integrieren

Die vorliegenden Ergebnisse zeigen, wie 
wichtig es ist, (junge) Schutzsuchende 
so früh wie möglich in (Aus-)Bildungs-
angebote zu integrieren. Sollen ihre Po-

INFOBOX 2: BIBB-POSITIONSPAPIER ZU WEGEN ZUR INTEGRATION VON JUNGEN GEFLÜCH-

TETEN IN DIE BERUFLICHE BILDUNG 

Jungen Flüchtlingen ist unter Berücksichtigung der Heterogenität ihrer Bildungsvoraussetzungen, 

ihrer Fluchterfahrungen und ihres Aufenthaltsstatus Zugang zu und Unterstützung beim syste­

matischen und berufsorientierten Spracherwerb, bei Berufsorientierung und Ausbildungsvorbe­

reitung sowie in der beruflichen Ausbildung und Nachqualifizierung zu ermöglichen. Bestehende 

Regelungen von Berufsbildungsgesetz (BBiG) und Handwerksordnung (HwO) zur Flexibilisierung 

einer Berufsausbildung, kombiniert mit begleitenden Sprachkursen sind auszuschöpfen. Unter­

stützungsangebote orientiert an den individuellen Bedarfen, die an bestehende Regelangebote 

des Sozialgesetzesbuches (SGB) anknüpfen, gilt es zu schaffen, quantitativ auszuweiten und kon­

zeptionell weiterzuentwickeln, damit sie an den jeweiligen Lernvoraussetzungen und Lebens­

bedingungen altersgerecht ansetzen, um junge Flüchtlinge erfolgreich durch die Etappe der be­

ruflichen Bildung zu begleiten. Hierzu benötigen vor allem kleine und mittlere Betriebe und das 

Ausbildungspersonal Unterstützung. Rechtliche, organisatorische bzw. finanzielle Hemmnisse, 

die einer erfolgreichen Ausbildung entgegenstehen, sind zeitnah abzubauen.

Die in zehn Kernpunkten fokussierten Vorschläge setzen hier an:

  �Potenziale und Kompetenzen junger Flüchtlinge wertschätzend wahrnehmen und anerkennen

Potenzialanalyse und Kompetenzfeststellungsverfahren sind bei Flüchtlingen frühzeitig, ver­

bindlich und kontinuierlich im Rahmen der Berufsorientierung, Berufsberatung und Arbeitsver­

mittlung einzusetzen, auch bei der Anerkennung von Berufsabschlüssen aus dem Herkunfts­

land. An jeder Bildungsetappe sollten sie (erneut) zum Einsatz kommen.

  �Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) frühzeitig vor Zugang zur beruflichen Ausbildung ermöglichen

Die Erweiterung der BAB für die Phase der Berufsorientierung sowie der beruflichen Nach­

qualifizierung bzw. Anpassungsqualifizierung ist zeitnah ins Auge zu fassen.

 � Berufsorientierung nutzen und ausbauen

Berufsorientierung ist allen Geflüchteten, als wichtiger Baustein für berufliche Integration  

zu ermöglichen. Junge Flüchtlinge, die erst vor Kurzem nach Deutschland eingereist sind,  

benötigen insbesondere handlungsorientierte Angebote der Berufsorientierung, die reflexive 

Elemente beinhalten. 

 � Durch Praktika und betriebliche Phasen Zugang in berufliche Ausbildung erleichtern

Während der Berufsorientierung, in der Berufsvorbereitung, aber auch danach bzw. davon 

unabhängig können Werkstatttage und Praktika, wie z. B. kürzere Schnupper- oder Orientie­

rungspraktika oder längere Praktika bzw. betriebliche Phasen wie z. B. die Einstiegsqualifizie­

rung für Orientierung und Integration in Ausbildung bedeutsam sein, da sie beim Praktikums­

betrieb Klebeeffekte fördern.
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tenziale dazu beitragen, den Fachkräf-
tebedarf in Deutschland zu decken und 
die demografische Lücke zu mildern, so 
ist ihr Qualifikationserwerb erheblich zu 
steigern. Rund die Hälfte der Flüchtlinge 
sind Jugendliche oder junge Erwachsene 
und kommen potenziell für eine beruf-
liche Ausbildung infrage. Viele junge Ge-
flüchtete steigen quer in das deutsche Bil-
dungssystem ein und hatten während der 
letzten Jahre aufgrund von Flucht oder 
Bürgerkrieg keinen kontinuierlichen Zu-
gang zu Bildung. Das Bundesinstitut für 
Berufsbildung (BIBB) schätzt, dass – über 
alle Altersgruppen hinweg – rund 79 % 
der Geflüchteten über keinen beruflichen 
Abschluss verfügen dürften (Maier u. a. 
2016). Sie benötigen daher neben Sprach-
kursen, Angebote der beruflichen Ori-
entierung, der Berufsvorbereitung, der 
beruflichen Ausbildung bzw. Nachqua-
lifizierung (Infobox 2).

Hierfür sind bestehende Instrumente 
der Ausbildungsförderung auszuwei-
ten (Kapazitäten), konzeptionell anzu-
passen und so weiterzuentwickeln, dass 
Spracherwerb, Berufsorientierung und 
Berufsvorbereitung sowie Berufsausbil-
dung oder Nachqualifizierung (für jun-
ge Erwachsene ab 25 Jahre ohne Berufs-
abschluss aus dem Herkunftsland) bzw. 
Anpassungsqualifizierung (für diejeni-
gen mit Berufsabschluss) nahtlos inein-
andergreifen. 

Angesichts der Heterogenität ihrer Bil-
dungsvoraussetzungen, ihrer Fluchter-
fahrungen und ihres Aufenthaltsstatus ist 
jungen Flüchtlingen daher Zugang zum 
und Unterstützung beim systematischen 
Spracherwerb, bei der Berufsorientierung 

 � Junge Geflüchtete durchgängig begleiten

Die kontinuierliche Begleitung junger Menschen im Verlauf des Übergangs zu einer beruflichen 

Ausbildung und in der beruflichen Ausbildung (Nachqualifizierung) selbst gilt als ein weiterer 

wesentlicher Schlüssel zum Erfolg. Begleitende Bildungsangebote sind so miteinander zu ver­

zahnen, dass die Aktivitäten aufeinander aufbauen und dabei eine verlässliche und kontinuier­

liche Unterstützung greift. 

 � Betriebe bei der Ausbildung junger Geflüchteter unterstützen und begleiten

Auch Betriebe, gerade kleine und mittlere Betriebe, benötigen Unterstützung und Begleitung 

bei der Ausbildung junger Flüchtlinge durch eine Ausweitung des externen Ausbildungsma­

nagements und der assistierten Ausbildung.

 � Ausbildungspersonal für die Arbeit mit jungen Geflüchteten in der Ausbildung vorbereiten

Dem Ausbildungspersonal kommt eine zentrale Aufgabe bei der Ausbildung junger Flücht­

linge zu: Benötigt werden individuell ausgerichtete Fortbildungs- und Unterstützungsange­

bote sowie Möglichkeiten des Austausches und der Reflexion, um das Ausbildungspersonal 

auf die komplexen Anforderungen im Umgang mit dieser heterogenen Gruppe vorzubereiten.

 � Bestehende Möglichkeiten der Flexibilisierung im Übergangsbereich und in der dualen Aus-

bildung ausschöpfen

Bereits bestehende Regelungen von Berufsbildungsgesetz (BBiG) und Handwerksordnung 

(HwO) zur Flexibilisierung dualer Berufsausbildung, kombiniert mit durchgängig begleitenden 

Sprachkursen, sind für die Ausbildung junger Flüchtlinge stärker auszuschöpfen.

 � Außerbetriebliche Ausbildung und Nachqualifizierung ausweiten

Die berufliche Ausbildung und Nachqualifizierung junger Flüchtlinge ist auf eine breite Basis 

zu stellen. Hierzu gehören Ausbau und Weiterentwicklung von Angeboten der abschlussbezo­

genen beruflichen Nach- und Anpassungsqualifizierung und bei Bedarf (z. B. bei fehlenden be­

trieblichen Ausbildungsplätzen in der Region) der Ausbau außerbetrieblicher Ausbildungsan­

gebote (vorzugsweise in der betriebsnahen Variante).

 � Ausbildungserfolg sichern

Eine qualitativ hochwertige Ausbildung, die Auszubildende in den Betrieb integriert, die für alle 

Auszubildenden vielfältige und lernförderliche Ausbildungsbedingungen bzw. Aufgaben vorsieht 

und gerade junge Flüchtlinge mit einer fachlichen und sprachlichen Begleitung in der Ausbildung 

unterstützt bzw. unterstützen lässt, trägt erheblich zum Ausbildungserfolg bei. 

Quelle: Granato, Mona; Neises, Frank; Bethscheider, Monika; Garbe-Emden, Birgit; Junggeburth, Christoph; Prakop­

chyk, Yuliya; Raskopp, Kornelia 2016
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und Vorbereitung sowie bei beruflicher 
Ausbildung und Nachqualifizierung zu 
ermöglichen. Benötigt werden flexible 
Angebote, die an den jeweiligen Lern-
voraussetzungen und Lebensbedingun-
gen altersgerecht ansetzen (Infobox 2).

Für junge Flüchtlinge gibt es in Nord
rhein-Westfalen (NRW) eine Reihe von 
Angeboten zur Sprachförderung, zur Be-
rufs- und Ausbildungsvorbereitung und 
zur Ausbildungsbegleitung. 

Sprachförderung als übergrei-
fender Bestandteil

Weil Sprache und Kommunikation der 
Schlüssel zur Integration in Ausbildung 
und Beschäftigung sind, flankiert das 
Land NRW die Sprachförderangebote 
des Bundes (z. B. Integrationskurse, An-
gebote zur berufsbezogenen Sprachför-
derung des BAMF) mit eigenen, spezi-
ellen Angeboten wie „Basissprachkursen“, 
„Sprachkursen für Flüchtlinge ab 16 Jah-
ren“ und „Sprachkursen für studierfähige 
Flüchtlinge“ (G.I.B. 2016). Inwieweit dies 
ausreicht, um den qualitativen und quan-
titativen Bedarf abzudecken, sollte kon-
tinuierlich überprüft und einem Monito-
ring für die Untersuchung der Ziele und 
Erfolge der Sprachvermittlung unterzogen 
werden. Hierzu wäre eine fachliche Beglei-
tung und inhaltliche Weiterentwicklung 
der Sprachangebote wichtig. Damit die 
Sprachkenntnisse von Flüchtlingen konti-
nuierlich und systematisch verbessert wer-
den können, ist es sinnvoll, Sprachlernan-
gebote zum systematischen Spracherwerb 
im weiteren Verlauf des Bildungsweges 
möglichst in andere Bildungsangebote 
und -maßnahmen zu integrieren. 

So fordert die Expertenkommission der 
Robert-Bosch-Stiftung eine bessere Aus-
stattung der Regelinstitutionen für die 
Sprachvermittlung an Flüchtlinge sowie 
die Ausweitung und dauerhafte Siche-
rung berufsbezogener Sprachförderan-
gebote (Robert Bosch Expertenkom-
mission 2015). Darüber hinaus sollten 
die Inhalte der Sprachangebote an die 
Lebens- und Arbeitswelt der Lernenden 
sowie kultursensibel ausgerichtet sein. 

Kontinuität und Verlässlichkeit 
statt Förderdschungel

Das vorrangige Ziel bei der beruflichen 
Integration junger Flüchtlinge sollte die 
Einmündung in eine reguläre Berufsaus-
bildung sein. Zum jetzigen Zeitpunkt 
kommt für junge Flüchtlinge, die im 
Jahr 2015 nach Deutschland migriert 
sind, eine Ausbildung häufig noch nicht 
in Frage. Es geht zunächst um den Er-
werb von Sprachkenntnissen und dann 
um die Vorbereitung auf die Ausbildung 
und schließlich um die Anbahnung von 
Beschäftigungsverhältnissen. Während 
dieser Vorbereitung gibt es einen ho-
hen Beratungs-, Begleitungs- und Qua-
lifizierungsbedarf. Hierzu existieren in 
NRW vom Bund und Land Programme, 
die aber häufig zeitlich kurz bemessen 
und vom Angebot inhaltlich eng zuge-
schnitten sind. 

Mit der Maßnahme „Perspektiven für 
junge Flüchtlinge – PerjuF“ steht ein 
niedrigschwelliges Angebot im Vorfeld 
von Berufswahl, Ausbildung und Qua-
lifizierung für vier bis maximal sechs 
Monate zur Verfügung. Sollen aber Be-
rufsorientierung und Qualifizierung 

stattfinden, müssen sich andere Maß-
nahmen anschließen. So wäre bspw. ein 
Übergang in berufsorientierende Maß-
nahmen möglich, die aber meist auch 
auf einen kurzen Zeitraum befristet und 
manchmal auch auf bestimmte Berufs-
felder begrenzt sind. Daran könnten sich 
Regelinstrumente wie die „Berufsvor-
bereitende Bildungsmaßnahme“ der BA 
anschließen. 

Wenn man bedenkt, dass junge Flücht-
linge bereits die „Integration Points“ ken-
nen gelernt, am Integrationskurs teilge-
nommen und evtl. schon die eine oder 
andere (ehrenamtliche) Anlauf- und Be-
ratungsstelle aufgesucht haben, wird 
deutlich, vor welcher Herausforderung 
der Orientierung und des Sich-Einlas-
sens auf immer wieder andere, neue Be-
ratungs- und Unterstützungskontexte 
mit je verschiedenen Ansprechpartnern 
diese jungen Menschen stehen.

Aus der Übergangsforschung ist bekannt, 
dass junge Menschen mit hohem Quali-
fizierungs- und Beratungsbedarf in die-
sen Phasen intensivere und ganzheit-
lichere Formen der Unterstützung sowie 
Angebote mit integrierten betrieblichen 
Phasen oder Praktika benötigen. Auch 
fördert der Erwerb von schulischen Ab-
schlüssen den Übergang in eine betrieb-
liche Ausbildung (Eberhard u. a. 2011). 
In den Maßnahmen am Übergang zählt in 
erster Linie eine verlässliche Beziehungs-
arbeit. Junge Flüchtlinge brauchen Beglei-
ter und Coachs, zu denen sie Vertrauen 
aufbauen können und die kontinuierlich 
und verlässlich als Ansprechpartner für 
alle möglichen Fragen zur Verfügung ste-
hen. Viele wechselnde Ansprechpartner 
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oder Brüche in der Begleitung führen 
nicht dazu, dass eine stetige persönliche 
Entwicklung, Stabilisierung der Lebens-
verhältnisse und gezielte Qualifizierung 
vorangetrieben werden können, im Ge-
genteil, – sie können kontraproduktiv im 
Entwicklungsprozess wirken oder stig-
matisierende Wirkungen entfalten. Im 
besten Fall zieht sich die Begleitung von 
der Schule über die Übergangsphase bis 
in die Ausbildung hinein, wie dies zum 
Beispiel bei der Berufseinstiegsbeglei-
tung der Fall ist.

Regelförderung statt Sonder-
programme – aber wie?

Unterliegen junge, erwachsene Flücht-
linge nicht mehr der Vollzeit-Schulpflicht, 
bilden die Angebote des Übergangsbe-
reichs, die für in Deutschland aufge-
wachsene Jugendliche konzipiert sind, 
einen Startpunkt für nach Deutschland 
migrierte junge Flüchtlinge. 

Es erscheint sinnvoll, hier eher auf beste-
hende Regelinstrumente zurückzugrei-
fen, statt Sonderprogramme zu installie-
ren (Interview mit Ingrid Schleimer im 
G.I.B.-Info 2_16). Dies wirkt der Ent-
wicklung von Vorurteilen entgegen, För-
dermittel würden nur noch für Sonder-
programme für Flüchtlinge verwendet, 
und hat den Vorteil, dass Weiterentwick-
lungen der Regelinstrumente auch an-
deren Personengruppen zugutekommen 
können. Allerdings stellt sich die Frage, 
inwieweit junge Flüchtlinge mit den Per-
sonengruppen in den Maßnahmen ver-
glichen werden können. Auf jeden Fall 
bedürfen diese Regelinstrumente einer 
quantitativen Ausweitung und qualita-

tiven Weiterentwicklung. Standardisier-
te Instrumente können häufig den Anfor-
derungen nach individueller Förderung 
nicht gerecht werden. Junge Flüchtlinge 
sind unter soziodemografischen Gesichts-
punkten und mit ihren Bildungsvoraus-
setzungen eine höchst heterogene Perso-
nengruppe. Die Unterstützungsleistungen 
müssen demnach am jeweiligen Bedarf 
ausgerichtet werden. Das setzt eine hohe 
Flexibilität der Angebote und eine breit 
gefächerte Fachlichkeit des Bildungsper-
sonals voraus. 

Die Instrumente sind vor diesem Hinter-
grund in Bezug auf ihre Rahmenbedin-
gungen, Laufzeiten oder Angebotsteile 
zu überprüfen. Schauen wir hier exem-
plarisch auf die bundesweit existieren-
de „Berufsvorbereitende Bildungsmaß-
nahme – BvB“ der BA: Zu Beginn steht 
die Eignungsanalyse, die ein Stärken-
Schwächen-Profil herausarbeiten soll und 
über verschiedene diagnostische Verfah-
ren ermittelt wird. 

Um Kompetenzen oder Interessen festzu-
stellen, können biografische Interviews, 
Tests oder handlungsorientierte Verfah-
ren eingesetzt werden. Bei jungen Flücht-
lingen muss man biografische Interviews 
anders konzipieren, z. B. vor dem Hin-
tergrund, dass hier Retraumatisierungen 
ausgelöst werden können. Auch Übungen 
oder Tests müssten neu konzipiert wer-
den, z. B. kultursensibel und standard-
sprachliche Barrieren vermeidend (Gra-
nato, Neises u. a. 2016; Interview mit 
Erik Freedman im G.I.B.-Info 2_16). 
Ebenso verhält es sich im weiteren Ver-
lauf der BvB: Förder- und Grundstu-
fe sowie Übergangsqualifizierung sind 

entsprechend anzupassen, auch die För-
derlaufzeit von elf Monaten muss hin-
terfragt werden.

Bei der konzeptionellen Weiterent-
wicklung bestehender Instrumente und 
Maßnahmen wäre es wichtig, stärker 
vorhandene Erfahrungen derjenigen 
einzubeziehen, die schon lange in der 
Flüchtlingsarbeit professionell tätig sind 
und wichtige Aspekte in der Arbeit mit 
Flüchtlingen benennen können. Die ge-
sellschaftliche und berufliche Integration 
von Flüchtlingen ist kein neues Phäno-
men, stellt aber in der jetzigen Situation 
die Systeme quantitativ und qualitativ 
vor neue Herausforderungen.

Verlässliche Orte, ganzheitliche 
Unterstützung

Im Sinne einer ganzheitlicheren Ausrich-
tung brauchen junge Flüchtlinge in der 
Berufsausbildungsvorbereitung verläss-
liche Orte, an denen sie sich persönlich 
und für die Aufnahme einer Ausbildung 
entwickeln können. Diese Orte müssen 
Beratung und Begleitung sicherstellen, 
um eine Stabilisierung der Persönlichkeit 
sowie die Bearbeitung von Lebens- und 
Alltagsthemen zu ermöglichen. 

In der Praxis zeigt sich, dass häufig zuerst 
kritische Lebensereignisse oder schwie-
rige Fluchterfahrungen im Vordergrund 
stehen, die nicht unterschätzt werden dür-
fen. Hier ist zunächst eine behutsame Be-
arbeitung dieser Erfahrungen unabding-
bar erforderlich, bevor die eigentliche 
Hinführung zu einer beruflichen Qua-
lifizierung beginnen kann. Darüber hi-
naus benötigen die Betroffenen Hilfen, 
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sich in der neuen Umgebung zurechtzufin-
den sowie stabile Lebensverhältnisse und 
eine Tagesstruktur zu entwickeln. Auf die-
se Weise kann eine förderliche Lernumge-
bung als Basis für die Förderung und Qua-
lifizierung sichergestellt werden. Es ist also 
erforderlich, dass an diesen Orten Ange-
bote miteinander verzahnt und gleichzei-
tig geschickt aufeinander aufbauend kon-
zipiert werden, z. B. Sprachförderung, 
Berufsorientierung, Kompetenzfeststel-
lung, psychosoziale Unterstützung, per-
sönliche und berufsspezifische Qualifizie-
rungen, Vermittlungsaktivitäten. Zudem 
müssen konkrete Qualifizierungen oder 
Bausteine (z. B. Ausbildungsbausteine) an-
geboten werden, die das didaktische Kon-
zept der Handlungsorientierung als Basis 
der beruflichen Bildung betrachten und 
möglichst zertifiziert werden sowie einen 
systematischen Spracherwerb integrieren. 

Gute Erfahrungen in Bezug auf die Ver-
bindung von ganzheitlichen Ansätzen mit 
individueller Ausrichtung sind in diesem 
Zusammenhang mit den Produktions-
schulen für nicht mehr schulpflichtige 
junge Flüchtlinge gemacht worden, die 
in NRW teils von der Jugendhilfe kofi-
nanziert werden. Durch die Marktnähe 
der Produktionsschulen werden realitäts-
nah Arbeitsprozesse abgebildet und somit 
handlungsorientiertes Lernen sicherge-
stellt. Es erscheint sinnvoll, diese Ansät-
ze näher zu beleuchten und mithilfe der 
Erfahrungen der Migrationsberatungs-
stellen und der bisherigen beruflichen In-
tegrationsarbeit mit Flüchtlingen weiter-
zuentwickeln. 

Auch die Ergebnisse anderer Projekte 
oder kommunaler Aktivitäten sollten be-

trachtet und ausgewertet werden (z. B. 
Projekte im Rahmen der ESF-Integrati-
onsrichtlinie Bund wie „Vorteil Aachen-
Düren“ der low-tec gGmbh).

Ausbildung: Begleitung für 
junge Flüchtlinge und Betriebe 

Für die Integration in eine reguläre Aus-
bildung existieren mit den ausbildungs-
begleitenden Hilfen und der assistierten 
Ausbildung Instrumente auf Bundesebe-
ne, deren Angebote die fachtheoretische 
Unterstützung und persönliche Beglei-
tung umfassen. Viele Bundesländer er-
gänzen diese mit eigenen weiteren Ange-
boten, um dem gestiegenen qualitativen 
Bedarf bei der Ausbildungsbegleitung und 
vor allem bei der Moderation eines Aus-
bildungsverhältnisses gerecht zu werden. 

Beispiele hierfür sind „Ausbildung jetzt“ 
im Saarland, „QuABB“ in Hessen oder 
„Vorfahrt für duale Ausbildung“ in Sach-
sen. Diese Initiativen ergänzen die Ange-
bote der Regelinstrumente mit je eigenen 
Schwerpunkten und Qualitätsaspekten, 
die zudem auf den regionalen Bedarf hin 
ausgerichtet sind. Sie sollen die Passung 
zwischen Betrieb und jungem Erwachse-
nen sichern sowie Vertragslösungen und 
Ausbildungsabbrüchen entgegen wirken. 
Auch in NRW ließe sich über die Um-
setzung eines Landeskonzeptes auf Ba-
sis des § 130 SGB III ein flankierendes 
Angebot realisieren, um quantitative und 
qualitative Bedarfe gezielter abzudecken. 

Das Vorgängermodell der assistierten 
Ausbildung in Baden-Württemberg „car-
po“ war als ein hoch flexibles Instrument 
konzipiert, das größtmögliche Freiheiten 

beinhaltete, um Unterstützungsleistungen 
auf den jeweiligen Bedarf bei den jungen 
Erwachsenen, den Betrieben und weite-
ren Akteuren hin auszurichten (Nuglisch 
2011). Die zu bewältigende Aufgabe in 
der Begleitung war nicht per Fachkon-
zept definiert, sondern entwickelte sich 
als Dienstleistung aus den jeweiligen in-
dividuellen Bedarfen heraus. Das Fach-
konzept definierte die Angebote und den 
Rahmen für diese flexiblen Hilfen. Gera-
de bei sehr heterogenen Personengruppen 
und unterschiedlichen strukturellen Rah-
menbedingungen (Betriebsgröße und Be-
triebsrealitäten, Branchen und Berufe, Re-
gionen und Wirtschaftsstruktur etc.) birgt 
diese auf den jeweiligen Bedarf ausgerich-
tete Unterstützung Vorteile. Über die kon-
tinuierliche, verlässliche Begleitung kön-
nen sowohl junge Flüchtlinge als auch 
Betriebe und ausbildendes Personal die 
nötigen Hilfen für die Gestaltung gelin-
gender Ausbildungsverhältnisse erhalten. 

Lernort Betrieb: 
KMUs unterstützen

Gerade kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) benötigen eine Beratung und Be-
gleitung bei der Durchführung von aus-
bildungsvorbereitenden Maßnahmen und 
während der Ausbildung selbst, wenn der 
Einsatz von jungen Flüchtlingen als zu-
künftige Auszubildende im Betrieb er-
folgreich und von Dauer sein soll. Dies 
bestätigen Berufsbildungsexperten im 
Rahmen der Befragung zum BIBB-Ex-
pertenmonitor. 85 % der Berufsbildungs-
experten sehen persönliche, externe An-
sprechpartner, die den Betrieb begleiten 
als Unterstützung an (Gei/Krewerth/Ul-
rich 2011). 



13G.I.B.INFO   3  16  

JUGEND UND BERUF

ANSPRECHPARTNER IN DER G.I.B.

Friedel Damberg, Tel.: 02041 767-150

f.damberg@gib.nrw.de

AUTOREN

Mona Granato, granato@bibb.de

Frank Neises, neises@bibb.de

Bundesinstitut für Berufsbildung

Robert-Schuman-Platz 3, 53175 Bonn

Der Betrieb stellt durch die Kombinati-
on aus fachlichem und sprachlichem Ler-
nen sowie der beruflichen Handlungsori-
entierung einen interessanten Lernort, 
aber auch Sozialisationsinstanz für jun-
ge Flüchtlinge dar. Ausbilderinnen und 
Ausbilder wirken als Vorbilder (Gra-
nato/Neises u. a. 2016). In vielen Fäl-
len entscheidet ihre Form der Anleitung 
oder Reaktion in Situationen darüber, ob 
Schwierigkeiten oder Missverständnisse 
entstehen oder aufgelöst werden können 
(Bethscheider/Wullenweber 2016). Eine 
strukturierte, freundliche Umgebung mit 
klaren, verbindlichen Regeln schafft Ori-
entierung und beugt ebenfalls Missver-
ständnissen vor (Clement 2012). Dabei 
benötigt das ausbildende Personal Unter-
stützung in Form von Fort- und Weiter-
bildungen oder den Austausch und die 
Reflexion mit anderen Ausbilderinnen 
und Ausbildern (Granato/Neises u. a. 
2016). Entsprechende Angebote müssten 
derart entwickelt werden, dass sie vor 
allem für KMU passen und in ihre Ab-
läufe integriert werden können. 

Kommunale Strukturen weiter 
entwickeln

In diesem Zusammenhang ist es wichtig 
zu erwähnen, dass sich die Situation in 
den unterschiedlichen Regionen sehr un-
terschiedlich darstellt. Dies betrifft nicht 
nur die Anzahl der jungen Flüchtlinge 
in den jeweiligen Kommunen, sondern 
auch die je unterschiedliche Angebots-
struktur vor Ort. Kommunale Koordi-
nierungsstellen (über die NRW-Initiative 
KAoA) oder eine rechtskreisübergreifen-
de Zusammenarbeit, wie sie in den Ju-
gendberufsagenturen angelegt ist, bilden 

wichtige Strukturen vor Ort, die sich des 
Monitorings als auch der Ausgestaltung 
der Angebote annehmen können. Erfah-
rungen, die Kommunen gemacht haben 
(z. B. die „Jugend-Job-Center“ in Düs-
seldorf oder das „U-25-Haus“ in Mül-
heim an der Ruhr), können in andere 
Kommunen transferiert werden, so wie 
dieser Prozess über die G.I.B. bereits vo-
rangetrieben wird.

Fazit

Die Integration junger Flüchtlinge stellt 
das berufliche Bildungssystem vor große 
Herausforderungen, bietet aber auch die 
Chancen, das Versprechen der Bildungs-
beteiligung aller Jugendlichen und jun-
gen Menschen in Deutschland einzulösen 
unabhängig von ihren regionalen, sozia-
len, familiären oder ethnischen Herkunft 
und ihrem Aufenthaltsstatus.

Auf dem Arbeitsmarkt werden gut quali-
fizierte Fachkräfte gebraucht – und nicht 
mehr ungelernte Kräfte oder Hilfskräfte. 
Das zeigen die BIBB-IAB-Qualifikations-
und Berufsfeldprojektionen (QuBe). An-
gesichts der Verrentung geburtenstarker 
Jahrgänge, des Rückgangs der Zahl der 
Schulabgänger sowie des Trends zu Abi-
tur und Studium werden in Zukunft ins-
besondere Fachkräfte auf mittlerer Qua-
lifikationsebene benötigt. 

Zuwanderung kann zwar dazu beitragen, 
das Arbeitskräftepotenzial zu erhöhen, doch 
nur unter bestimmten Bedingungen kann es 
das demografische Problem in Deutschland 
lindern. Nur wenn erstens bis 2020 ca. 1,4 
Millionen Personen in Deutschland rechtlich 
als Flüchtlinge anerkannt werden und die-

se langfristig in Deutschland bleiben, wird 
der Bevölkerungsstand im Jahr 2035 noch 
dem heutigen Bevölkerungsstand entspre-
chen (Maier u. a. 2016). 

Neben der Schaffung rechtlicher Klarheit 
und der Sicherung des Aufenthalts (Sta-
tus) für Schutzsuchende sind zweitens 
vermehrte Investitionen in Bildung so-
wie ein möglichst direkter Zugang hierzu 
der Schlüssel zur beruflichen Integration 
(nicht nur) von Flüchtlingen. Eine große 
Herausforderung besteht dabei darin, al-
len Flüchtlingen Zugang zu Bildung und 
Ausbildung zu gewähren, die Bildungsan-
gebote gut miteinander zu verzahnen und 
aufeinander abzustimmen und dies nach 
den jeweiligen individuellen Bedarfen und 
mit möglichst hoher Kontinuität und Ver-
lässlichkeit. Das betrifft insbesondere die 
Angebote der Berufsorientierung, der Be-
rufs- und Ausbildungsvorbereitung, der 
Sprachförderung, der Beratung und Be-
gleitung sowie der Ausbildungsförderung 
und (Nach-)Qualifizierung. Und drittens 
braucht es die Bereitschaft, Flüchtlinge als 
Fachkräfte zu beschäftigen. 

Auf diese Weise der Teilhabe können 
Flüchtlinge motiviert werden, in Deutsch-
land zu bleiben, und dauerhaft als Fach-
kräfte beruflich integriert werden und 
nicht in Helferberufen oder als angelernte 
Kräfte im Arbeitsmarkt zu landen. Nur 
wenn dies gelingt, wird der Bevölkerungs-
stand in Deutschland 2035 noch dem 
heutigen Stand entsprechen (Maier u. a. 
2016). Andernfalls würde die Bevölkerung 
in Deutschland bis 2035 schrumpfen – mit 
all den prognostizierten negativen wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Fol-
gen einer alternden Gesellschaft.

LITERATUR

Aus Platzgründen veröffentlichen wir die aus­

führliche Literaturliste im G.I.B.-Info-Online 

unter www.gibinfo.de
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Integration von geflüchteten Menschen 

entscheidet sich vor Ort, in den Städten, 

Gemeinden und Landkreisen. Hier tref-

fen Menschen unterschiedlicher Her-

kunft am Arbeitsplatz, in der Schule, in 

der Nachbarschaft, im Verein zusam-

men. In dieser und der nächsten Ausga-

be des G.I.B.-Infos gehen wir der Fra-

ge nach: Wie unterscheiden sich die 

Voraussetzungen und Strategien zur 

Integration von Geflüchteten in Arbeit 

und Ausbildung in einem Landkreis im 

Vergleich zu großstädtisch geprägten 

Regionen? Wir starten unsere kleine 

Serie im Kreis Warendorf im Münster-

land. Im G.I.B.-Info 4_16 stellen wir die 

Städte Wuppertal, Solingen und Mül-

heim a. d. Ruhr vor. 

Landkreise sind als Träger von Ausländer- 
und Sozialbehörden, von Jugendämtern, 
Jobcentern, Volkshochschulen sowie beim 
Übergang von der Schule in den Beruf in 
vielen Bereichen verantwortlich, in denen 
die Weichen für eine gelingende Integra-
tion von Migranten in Arbeit und Aus-
bildung gestellt werden. Sie organisieren 
und koordinieren kreisweite Netzwerke 
und beziehen die Gemeinden, die regionale 
Wirtschaft, freie Träger, Vereine, die Kir-
chen und insbesondere auch die Migran-
tenselbstorganisationen ein. Die Volks-
hochschulen sind im ländlichen Raum 
die wichtigsten Anbieter der bundesfinan-
zierten Integrationskurse, ergänzt durch 
eigene Sprachkurse und weitere Fortbil-
dungsangebote der Landkreise. Die Stadt 
Beckum und die Gemeinde Everswinkel 

Integration von Flüchtlingen vor Ort 
Teil 1: Zwei Kommunen im Kreis Warendorf: Beckum und Everswinkel

im Kreis Warendorf zeigen beispielhaft, 
wie Integration vor Ort praktiziert wird 
und welche Chancen, aber auch Probleme 
dabei auftreten.

An Integration, erst recht an berufliche 
Integration, war damals gar nicht zu den-
ken. „Die Zeit war einfach nicht da und 
die persönliche Not der Menschen groß“, 
berichten Martin May-Neitemann vom 
Fachdienst Soziale Dienste und Herbert 
Essmeier, Leiter des Fachbereichs Jugend 
und Soziales bei der Stadt Beckum, im 
Rückblick. Damals, das war vor unge-
fähr einem Jahr. Innerhalb weniger Mo-
nate kamen ca. 600 Flüchtlinge nach Be-
ckum, damit versechsfachte sich ihre Zahl 
binnen kürzester Zeit. Für die Gemeinde 
eine gewaltige Herausforderung: „Anfangs 

ging es nur darum, die Flüchtlinge unter-
zubringen und zu versorgen. Das war un-
sere Hauptaufgabe.“

Um Ghetto-Bildungen zu vermeiden, wur-
den die Flüchtlinge möglichst dezentral 
untergebracht, in leer stehenden Firmen-
gebäuden zum Beispiel, und auch nicht 
hermetisch getrennt nach Familien und 
Alleinstehenden. Parallel dazu galt es, ih-
nen möglichst rasch einen Termin beim 
BAMF zu vermitteln, „damit sie Rechtssi-
cherheit hinsichtlich ihres Status erhalten.“

Mittlerweile hat sich die Lage entspannt. 
Unproblematisch ist sie dennoch nicht. 
So hatten sich die ersten vom Fachdienst 
durchgeführten Integrationskurse im Wei-
terbildungswerk Münsterland e. V. und in 
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der VHS als unzureichend erwiesen. Die 
Gemeinde reagierte sofort, erhöhte die 
Zahl der Stunden wie auch die des Per-
sonals. Ein Problem aber blieb: „Fast alle 
Fördermöglichkeiten sind ausschließlich 
auf Personen mit Bleiberechtsperspektive 
ausgerichtet“, kritisiert Herbert Essmei-
er. Nach seiner Auffassung „greift das zu 
kurz“, denn die Gruppe der Flüchtlinge 
besteht nur zu einem Drittel aus Syrern, 
andere kommen aus dem Irak, aus Eri-
trea oder aus sicheren Herkunftsländern. 
„Asylanträge von Menschen aus als si-
cher eingestuften Herkunftsstaaten wer-
den in der Regel abgelehnt, sofern nicht 
besondere Umstände dagegen sprechen. 
In der Praxis bleiben viele von ihnen bei 
uns. Es wäre verantwortungslos, sie mo-
nate- oder sogar jahrelang unbeachtet zu 
lassen. Wenn sie hier leben, müssen wir 
sie auch in irgendeiner Form integrieren.“ 
Gerade mit Blick auf die Residenzpflicht 
für Flüchtlinge muss Integration nach sei-
ner Meinung „vor Ort“ erfolgen.

Als vorteilhaft erweist sich bei diesen Be-
mühungen, dass Beckum schon lange – 
„als zweite Stadt im Kreis“ – über einen 
Integrationsrat verfügt, der eng mit der 
örtlichen Kommunalpolitik verbunden 
ist. Äußerst nützlich auch die seit sieben 
Jahren existierenden Integrationslotsen, 
die in den Flüchtlingsheimen ihre Unter-
stützung offerieren. Last, not least die 
Arbeit der Ehrenamtlichen. Sie haben, 
koordiniert vom Fachdienst, „Orte und 
Tage der Begegnung“ geschaffen sowie – 
parallel zu den gesetzlichen Formen für 
minderjährige Flüchtlinge – ehrenamt-
liche Patenschaften organisiert. 

Doch trotz intensivierter Eigenbemühungen 
und trotz bürgerschaftlichen Engagements 
war schnell klar: Die Ressourcen der öf-

fentlichen Hand reichen zur Bewältigung 
der Integrationsaufgaben nicht aus. Um 
zumindest die sprachliche Grundversor-
gung für alle Flüchtlinge sicherzustellen, 
rief die Gemeinde alle Einwohnerinnen und 
Einwohner zu Spenden auf – mit Erfolg. 
Mittlerweile nehmen fast alle Flüchtlinge 
an Sprachkursen in den unterschiedlichs-
ten Varianten teil, sowohl an öffentlichen 
wie auch an privat organisierten. Beispiel-
haft in den Augen von Martin May-Nei-
temann ist ein über Spenden finanziertes 
Projekt zur Sprachförderung im Mütterzen-
trum des Mehrgenerationenhauses, das sich 
an syrische Studenten richtet, die über die 
Voraussetzungen für die Aufnahme eines 
Studiums in Deutschland verfügen. Eine 
Investition, die sich offensichtlich lohnt, 
denn mittlerweile führen die einst Geför-
derten ihrerseits ehrenamtliche Sprach-
kurse für ihre eigenen Landsleute durch. 

Doch die Herausforderungen im Hand-
lungsfeld „Sprache“ bleiben groß: „An-
ders als mit den Zugewanderten in den 
1990er Jahren haben wir mit den Flücht-
lingen keine homogene Gruppe mit einer 
gewissen Sprachkompetenz, sondern Men-
schen aus mehr als 40 Nationen, von de-
nen nicht wenige auch Analphabeten sind.“ 
Sprachliche Förderung bleibt also Thema, 
auch aus einem anderen Grund: „So be-
kommen die Menschen eine Tagesstruktur 
und sind ,beschäftigt‘, statt den ganzen Tag 
im Übergangsheim Däumchen zu drehen.“

Datenaustausch und Transparenz

So wichtig Sprache auch ist, sie allein reicht 
für eine Integration nicht aus: „Man muss 
den Menschen auch berufliche Perspekti-
ven bieten.“ Das ist in Beckum umso wich-
tiger, als die Stadt keine Erstaufnahmeein-
richtung hat, der Zuzug der Flüchtlinge also 

über Zuweisungen erfolgt, was bedeutet, 
dass die Menschen längerfristig hier woh-
nen bleiben. „Wenn wir sie aber in Richtung 
Arbeitsmarkt fördern wollen, müssen wir 
präventiv agieren und möglichst viel über 
sie wissen, um auf dieser Datenbasis pas-
sende Fördermaßnahmen zu entwickeln.“

Längst hat die Gemeinde Konsequenzen aus 
dieser Erkenntnis gezogen und ein vorbild-
liches System der Erfassung und Auswer-
tung selbst erhobener Daten geschaffen. 
Anders als in vielen Kommunen üblich, wer-
den die Daten nicht über Ehrenamtliche in 
Übergangsheimen und auch nicht über den 
Leistungs-Sachbearbeiter erfasst, sondern 
durch eine zusätzlich eingerichtete Stelle. 

Gleich bei der Erstaufnahme werden hier 
neben persönlichen Daten zu Alter und 
Herkunft auch Angaben zu sprachlichen 
Fähigkeiten, zur Schulbildung und zu be-
ruflichen Abschlüssen notiert und in ei-
ner Datenbank abgelegt. Ergänzt wird 
das Datenmaterial später um Informati-
onen, die Sachbearbeiter, Sozialarbeiter 
oder Ehrenamtliche im weiteren Zeitver-
lauf in persönlichen Gesprächen und im 
Umgang mit den Flüchtlingen erfahren 
haben und – unter Berücksichtigung des 
Datenschutzes – an die Kommune wei-
terleiten. Dazu zählen auch Hinweise auf 
die Entwicklung der sprachlichen Kompe-
tenz, den Lernwillen und die Motivation.

Die intensive Datenerfassung hat einen 
klaren, nachvollziehbaren Zweck: „De-
taillierte arbeitsrelevante Angaben ermög-
lichen uns, passgenaue Fördermaßnah-
men zu entwickeln und dem Integration 
Point (IP) geeignete Flüchtlinge zuzuwei-
sen.“ Mitgeliefert werden zugleich – wie-
derum unter Berücksichtigung des Daten-
schutzes – alle relevanten Informationen. 

Herbert Essmeier, Leiter des 

Fachbereichs Jugend und 

Soziales bei der Stadt Beckum

Martin May-Neitemann,

Fachdienst Soziale Dienste 

bei der Stadt Beckum
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„Doch leider“, so Martin May-Neitemann, 
„ist es ein einseitiger Datenfluss.“ Seine Kri-
tik: „Obwohl die Bundesagentur für Arbeit 
die Einrichtung der Integration Points da-
von abhängig gemacht, dass die Kommu-
nen individuelle Daten der Flüchtlinge liefern 
und wir uns im Vorfeld auf einen gegensei-
tigen Austausch der Daten geeinigt haben, 
bekommen wir umgekehrt nur schwer die 
von der Arbeitsagentur oder dem Jobcenter 
erforderlichen Daten. Das ist das allergröß-
te Problem, und zwar unser Problem, denn 
wir müssen wissen, wie mit den Flüchtlin-
gen weiter gearbeitet wird. Weil das nicht 
der Fall ist, kommt es vor, dass wir einem 
Flüchtling während des Leistungsbezugs 
eine Arbeitsgelegenheiten anbieten, aber 
erst dann die Rückmeldung bekommen, 
dass er sie nicht antreten kann, weil er zur-
zeit an einer Maßnahme der BA teilnimmt.“

Ohne die Bedeutung der Arbeitsagentur in 
Frage zu stellen oder Förderangebote wie 
KompAS, Förderzentrum Perspektive für 
Flüchtlinge, Perspektive für junge Flücht-
linge im Handwerk oder Maßnahmen nach 
§ 45 SGB III gering zu schätzen: Manche 
Aktivitäten des IP sind in den Augen von 
Martin May-Neitemann „nicht zielfüh-
rend“: „Sicher ist es sinnvoll, wenn Flücht-
linge zusätzliche Sprachförderung erhalten 
oder auch zertifizierte Bildungsmaßnahmen 
von Trägern einzukaufen, aber nur schnell 
gestrickte Maßnahmen und Projekte durch-
zuführen, wird erfolglos sein. Wir dürfen 
die Flüchtlinge nicht nur zwischenparken, 
sondern müssen ihnen auch Praktikums-
plätze anbieten und möglichst rasch die Ar-
beitsaufnahme ermöglichen.“

Die Ursache für die unzureichende För-
derung sieht er in der geografischen und 
personellen Distanz der BA zu den Flücht-
lingen: „In einigen Städten ist der IP eine 

zentrale Einrichtung am Sitz der Agentur, 
aber manche Kommune ist 100 km davon 
entfernt. Wie sollen Flüchtlinge dorthin 
kommen? Beispielhaft für den Bereich der 
Agentur Münster/Ahlen schickt der IP alle 
14 Tage zwei Personen zu uns, um fünf-
stündige Beratungsgespräche zu führen. 
Für alle Flüchtlinge im gesamten Kreis 
stellt die BA gerade mal drei Personen 
zur Verfügung. Bei den Jobcentern sieht 
es nicht besser aus. An dieser Stelle gibt es 
sicherlich noch Handlungsbedarf“ „Aber 
auch die Arbeitsagentur“, räumt Martin 
May-Neitemann ein, „ist von der Situati-
on überrollt worden. Wir wünschen uns 
ein viel engmaschigeres Beratungsnetz.“ 

Zu fragen sei auch, so Martin May-Neite-
mann, wohin Beratung führe, denn: „Es 
hat keinen Sinn, Hoffnungen zu wecken 
und später nichts anbieten zu können. Es 
gibt durchaus Flüchtlinge, die einen Ar-
beitsplatz finden, aber wegen der Vorran-
gigkeitsprüfung keine Arbeitserlaubnis 
bekommen, obwohl Arbeitgeber einen er-
höhten Bedarf melden. Mal mangelt es also 
an Angeboten für die Flüchtlinge, mal an 
der Arbeitserlaubnis. Für die Flüchtlinge 
ist das demotivierend und zudem abträg-
lich für unsere Zusammenarbeit mit den 
Unternehmen.“ Aus seiner Mitarbeit im 
Städte- und Gemeindebund weiß Herbert 
Essmeier, dass die Situation im Kreis in die-
ser Hinsicht keine singuläre Erscheinung 
ist, sondern dass er seine Kritik mit vie-
len anderen Städten und Gemeinden teilt. 

Kooperation „Kommune und 
Wirtschaft“

Kurzum: Herbert Essmeier und Martin 
May-Neitemann mahnen eine engere Zu-
sammenarbeit mit der Kommune an. Aus 
gutem Grund: „Letztlich sind wir in der 

Verantwortung für die Flüchtlinge, un-
abhängig davon, ob sie von uns betreut 
werden oder vom Rechtskreis SGB II. Die 
Verantwortung, sie auf Dauer zu integrie-
ren, liegt bei uns.“ 

Dabei ist die Integration in den Arbeits-
markt von entscheidender Bedeutung und 
hier ist die Kommune nach Ansicht von 
Martin May-Neitemann ein kompetenter 
Akteur. Noch zu Zeiten der Trennung wur-
de von Sozialamt und Arbeitsverwaltung 
bereits ein kommunaler Arbeitgeberservice 
mit Arbeitsvermittlern und Stellenakquisi-
teuren installiert. „Das bot sich an, weil wir 
über unseren Fachdienst, aber auch über 
andere Einrichtungen und Netzwerke der 
Kommune über enge, regelmäßige und teils 
institutionalisierte Kontakte zu örtlichen 
Arbeitgebern, Arbeitgeberverbänden und 
Gewerbevereinen verfügen und sie gezielt 
ansprechen können.“ Jetzt ist geplant, die 
Kontakte zu den Arbeitgebern mit Blick 
auf die Integration von Flüchtlingen „kon-
zeptionell zu verankern und zu vernetzen“. 

Rechtskreisübergreifende 
Kooperation

An arbeitsmarktpolitischen Instrumenten 
zur Integration von Flüchtlingen nutzt die 
Gemeinde zurzeit vor allem Arbeitsgele-
genheiten (AGH). Einsatzfeld der gegen-
wärtig rund 50 über AGH geförderten 
Personen ist nicht etwa, was naheliegend 
wäre, der städtische Baubetriebshof. Viel-
mehr fungieren sie als Hilfshausmeister 
in den dezentralen Flüchtlingsunterkünf-
ten. Martin May-Neitemann begründet 
die Entscheidung so: „Das dient unserer 
eigenen Entlastung, vor allem aber dient 
es der Integration, weil die Geflüchteten 
jetzt zumindest zum Teil eigenverant-
wortlich für sich selbst sorgen müssen.“ 
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Arbeitsgelegenheiten haben nach seiner 
Auffassung aber noch einen weiteren Vor-
teil: „Mit ihnen lassen sich Talente und 
Kompetenzen feststellen sowie Sekundär-
tugenden wie Pünktlichkeit und Fleiß. Je 
mehr wir darüber wissen, umso offensiver 
können wir an potenzielle Arbeitgeber he-
rantreten und auf unsere positive Erfah-
rungen mit den Flüchtlingen verweisen.“ 
Und noch einen Effekt haben Arbeitsge-
legenheiten: „Wenn Flüchtlinge den Rat-
hausplatz sauber halten, wird das auch 
von der Bevölkerung wahrgenommen. 
Das trägt zur Akzeptanz von Flüchtlin-
gen und zum sozialen Frieden bei, denn 
der Unmut, der deutschlandweit in Tei-
len der Bevölkerung besteht, ist auch hier 
bei uns zu spüren.“ 

Grundsätzlich positiv bewertet Martin 
May-Neitemann die von Bundesarbeitsmi-
nisterin Andrea Nahles als „Sprungbrett in 
den Arbeitsmarkt“ angekündigten 100.000 
Arbeitsgelegenheiten nach dem neuen § 5a 
des Asylbewerberleistungsgesetzes, wonach 
die Kommunen Vorschläge an die BA leiten 
können, die dann über die Zuweisung ent-
scheidet. Martin May-Neitemann befürch-
tet jedoch, dass diese Form der AGH nach 
dem gleichen Schema erfolgt wie die öffent-
lich geförderte Beschäftigung: „Vermutlich 
müssen die aufgelegten Projekte auch hier 
zusätzlich gemeinnützig sein. Zudem müs-
sen die Flüchtlinge angeleitet und begleitet 
werden. Den meisten Kommunen dürfte 
das Personal dafür fehlen. Allein können 
sie die Aufgabe nicht schultern.“ 

Noch offen ist die Frage, wie die rechts-
kreisübergreifende Verbindung von AGH 
nach §5 oder 5a für Flüchtlinge mit Au
fenthaltsgestattung nach einem Wechsel in 
SGB II gestaltet werden kann. Dazu füh-
ren die verantwortlichen bereits erste Ge-

spräche. Grundsätzlich bietet sich nach 
Meinung von Herbert Essmeier – ähnlich 
wie im Bereich der Jugendhilfe die Jugend-
berufsagentur – die Einrichtung eines run-
den Tisches an: „Nur über die Zusammen-
arbeit aller relevanten Akteure lassen sich 
rechtskreisübergreifende Förderketten für 
Flüchtlinge schaffen.“ Die Voraussetzungen 
dafür sind eigentlich gut, denn hier gibt es 
ein gemeinsames Arbeitsmarktprogramm 
des Jobcenters mit der Arbeitsagentur Ah-
len/Münster. „Doch eine gelungene Koo-
peration setzt Transparenz voraus. Daran 
herrscht bislang Mangel.“ 

Kommunale Integration in 
Everswinkel

Intensive Integrationsbemühungen sind auch 
in Everswinkel zu verzeichnen, einer ande-
ren Gemeinde im Kreis Warendorf mit mehr 
als 9.600 Einwohnern. Die Wirtschaft ist 
mittelständisch geprägt, es gibt viele Fami-
lienbetriebe. Bei einer Arbeitslosenquote im 
5-Prozent-Bereich verteilt sich das Gewer-
besteueraufkommen auf eine Vielzahl von 
Gewerbebetrieben, so dass Bürgermeister 
Sebastian Seidel „auch dann ruhig schlafen 
kann, wenn die Wirtschaft in einem Sektor 
mal ein bisschen durchhängt.“

Auch wenn die Lage am Arbeitsmarkt er-
freulich ist – die rund 250 Everswinkel zu-
gewiesenen Flüchtlinge aus Syrien, Eritrea 
und dem Irak, aus den Maghreb-Staaten, 
aus Afghanistan und dem Balkan als größ-
te Gruppen sind für die Gemeinde eine He-
rausforderung.

Untergebracht sind die Flüchtlinge in grö-
ßeren, noch aus den 1990er Jahren stam-
menden Unterkünften. Weil die nicht 
ausreichten, hat die Gemeinde weitere Ge-
bäude hinzugekauft, „alle sehr ortskernnah 

gelegen, um kurze Wege zu kommunalen 
Einrichtungen und zu Versorgungseinrich-
tungen wie Apotheken und Supermärkten 
zu ermöglichen.“ Darüber hinaus hat die 
Gemeinde rund 35 Wohnungen angemie-
tet. Bei nochmaligem Zuzug einer großen 
Zahl von Flüchtlingen steht der Gemein-
de die örtliche Festhalle für eine Erstun-
terbringung der Menschen zur Verfügung. 
Bisher konnte dies aber vermieden werden. 
Geplant ist der Bau eines neuen Flüchtlings-
heims. Zudem plant die örtliche Pfarrge-
meinde den Bau eines Mehrfamilienhauses, 
in dem Flüchtlinge in Wohnungen unter-
gebracht sein werden. Ziel ist es, dass die 
Flüchtlinge irgendwann selbst ein Miet-
verhältnis abschließen und die Gemeinde 
sich zurückziehen kann: „Wenn wir den 
einen oder anderen über den Integration 
Point in ein festes Arbeitsverhältnis ver-
mitteln, können Vermieter direkt mit ihm 
und nicht mit der Gemeinde ein Mietver-
hältnis abschließen.“

Wichtigste Voraussetzung für die Auf-
nahme einer Arbeit oder den Beginn ei-
ner Qualifizierung ist Sprache. „Flücht-
linge müssen keinen Besinnungsaufsatz 
über Arbeitssicherheit schreiben können, 
aber sie müssen in der Lage sein, Sicher-
heitsanweisungen für Maschinen zu ver-
stehen.“ Eine Arbeitsaufnahme scheite-
re leider oft noch an der Sprachbarriere.
Neben den Integrationskursen bieten auch 
Ehrenamtler Unterstützung bei der Sprach-
vermittlung an, „sicher nicht auf so hohem 
Niveau wie ein professioneller Sprachkurs, 
aber so haben Flüchtlinge gleich eine Be-
zugsperson und eine Tagesstruktur, wenn 
in anderen Kursen kein Platz zur Verfügung 
steht.“ Fehlende Sprachkurse sind nach 
seiner Meinung eine entscheidende Hür-
de bei der Integration. Seine Schlussfolge-
rung: „Wir brauchen mehr Sprachkurse und 
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die dazu erforderlichen Mittel.“ Die müsse 
der Bund bereitstellen und das Land müsse 
Gelder auch an die Kommunen weiterlei-
ten. So etwas könne nicht aus den kommu-
nalen Haushalten gestemmt werden. „Wir 
brauchen vor allem dringend das vom Land 
versprochene Geld, 10.000 Euro pro Per-
son, für Unterbringung und Integration.“

Ausbildung und Arbeit

Dabei sei zu unterscheiden, ob es um In-
tegration in Arbeit oder um Integration in 
Ausbildung gehe: „Für die Arbeitsaufnah-
me reicht je nach Arbeitsplatz manchmal 
ein rudimentäres Sprachniveau. Wenn aber 
jemand eine Ausbildung anfange, braucht 
er ein ungleich höheres Sprachniveau, um 
in der Berufsschule dem Unterricht fol-
gen oder die Abschlussprüfung bestehen 
zu können.“

Mit der Sprachvermittlung allein aber sei es 
nicht getan. Zur Arbeitsaufnahme müssten 
auch gewisse mathematische Kenntnisse 
und Fähigkeiten vorhanden sein: „Auch 
da muss nachqualifiziert werden, um die 
Flüchtlinge fit zu machen für einen Job.“

Zu meinen, in einem ländlich geprägten 
Raum wie Everswinkel seien in der Land-
wirtschaft einfache Jobs für Flüchtlinge zu 
finden, sei ein Irrtum. „Auch in der Land-
wirtschaft sind die Arbeitsplätze nicht so 
zahlreich und die Beschäftigten müssen 
in Milchvieh- oder Mastschweinbetrie-
ben mit Maschinen oder Robotern um-
gehen, müssen den Tieren Medikamente 
verabreichen und das Futter exakt dosie-
ren. Einfach sind die Jobs in der Landwirt-
schaft schon lange nicht mehr.“ Zudem sei 
es der falsche Ansatz, Flüchtlinge ledig-
lich in Hilfsjobs unterzubringen: „Viel-
leicht gehen ja viele irgendwann auch wie-

der zurück in ihre Heimat und dann wäre 
es sinnvoll, wenn sie hier erworbenes Wis-
sen mitnehmen könnten.“

Vorbildlich sei in seinen Augen neben den 
Aktivitäten der Kreishandwerkerschaft, 
dem Programm „early intervention“ der 
Arbeitsagentur und dem an der Universi-
tät angedockten Projekt „Die Brücke“, in 
dem Akademiker darauf vorbereitet wer-
den, ihr Studium in Deutschland fort-
zusetzen, das Projekt „Welcome to WiN 
– Work in Nature“. Entwickelt und abge-
stimmt wurde es in Zusammenarbeit mit 
dem Verband Garten-, Landschafts- und 
Sportplatzbau Nordrhein-Westfalen e. V. 
(VGL NRW), der Agentur für Arbeit Ah-
len-Münster und dem Jobcenter des Kreises 
Warendorf. Ein vom örtlichen Integration 
Point ausgegebener Bildungsgutschein be-
rechtigt 20 Flüchtlinge zur freiwilligen Teil-
nahme an dem Programm. In den ersten 
elf Monaten absolvieren sie Deutsch- und 
Orientierungskurse sowie berufspraktische 
Lehrgänge und Praktika in Betrieben – acht 
Stunden täglich. Im berufspraktischen Teil 
erwerben sie Fähigkeiten für den Garten- 
und Landschaftsbau. Sie lernen die Werk-

zeuge, Maschinen und Materialien kennen 
und einzusetzen. Ein sechswöchiger Praxis-
kurs „Grünflächenpflege“ in der DEULA 
und ein sechswöchiges Praktikum in Ga-
La-Bau-Betrieben runden die Qualifizie-
rung ab. Danach sind sie für den Arbeits-
markt bestens gerüstet: „Ihre Chancen 
stehen gut, denn der Garten- und Land-
schaftsbau boomt und die Betriebe suchen 
händeringend Nachwuchs.“

Kooperation mit dem 
Integration Point 

Beim Integration Point gibt es drei Betei-
ligte: Die Agentur für Arbeit, die Kreis-
verwaltung mit Jobcenter und Ausländer-
behörde und die Gemeinde mit dem Amt 
für Ordnung und Soziales, Schule, Kultur 
und Sport. „Wir ergänzen uns dabei per-
fekt. Denn im komplexen Arbeitsrecht und 
Asylrecht sind die Arbeitsagentur und die 
Kreisverwaltung gut aufgestellt. Wir vor 
Ort kennen die Menschen, denn wir se-
hen, was sie bewegt und bekommen von 
ihnen ein Feedback hinsichtlich des Er-
folgs einer Maßnahme. Das ist Integrati-
on aus einem Guss, weil die Betroffenen 

Sebastian Seidel, Bürgermeister 

der Gemeinde Everswinkel
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nur eine Anlaufstelle haben und sich nicht 
durch unseren Behördendschungel kämp-
fen müssen.“ Mehr als 90 Gespräche wur-
den dort bislang mit Flüchtlingen geführt.

Gemeinsam haben die Akteure hier einen 
Fragebogen entwickelt. „Am Anfang ken-
nen wir ja nur deren Geburtstag, den Ge-
burtsort – und das war̀ s schon. Wir aber 
wollen wissen: Was können sie bzw. was 
geben sie vor zu können? Unsere Aufgabe 
ist zudem nicht nur die Integration in Schu-
le und Arbeitsmarkt, sondern auch die In-
tegration in die Gesellschaft und deshalb 
steht der Mensch als Ganzes im Mittel-
punkt. Also müssen wir auch mal fragen: 
Was interessiert die Menschen privat? Wer 
verfügt über ein künstlerisches Talent, wer 
treibt gerne Sport, und zwar welchen? Wer 
spielt ein Musikinstrument und mit wel-
cher Art von Musik beschäftigt er sich?“

Vertreten ist die Gemeinde im Integration 
Point mit zwei Pensionären, die beide auf 
450-Euro-Basis beschäftigt sind, „quasi 
als Aufwandsentschädigung“, denn der 
Arbeitsumfang ist viel größer. Einer von 
ihnen ist ehemaliger Berufswahlkoordina-
tor und Konrektor der örtlichen Verbund-
schule, der andere ein ehemaliger Berufs-
vermittler, beide mit engen Kontakten zu 
den Betrieben. Sebastian Seidel: „Was sie 
leisten, ist mit Geld gar nicht aufzuwiegen.“

Soziale Integration

Eine wichtige Integrationsaufgabe über-
nimmt auch die örtliche Flüchtlingsinitia-
tive. Rund 40 Personen sind hier aktiv. In 
etwa 100 Patenschaften helfen sie geflüch-
teten Familien oder Einzelpersonen, in 
Deutschland zurechtzukommen: „Sie zeigen 
ihnen den Ort, übersetzen ihnen Schreiben 
der Behörden, übernehmen Kurierfahrten 

oder helfen ihnen beim Ausfüllen eines An-
trags.“ Ein Engagement, das die Kommu-
ne gerne annimmt. Das Engagement von 
Ehren- und Hauptamtlern wissen auch die 
Flüchtlinge zu würdigen. „Alle Ehren- und 
Hauptamtler haben von den Flüchtlingen 
aus Syrien eine Einladung zu einem ara-
bischen Mittagessen in die Festhalle erhal-
ten, inklusive anschließendem Tanz.“ Auch 
die Kirchen schaffen mit ihren interkultu-
rellen Treffen viele Möglichkeiten zur Be-
gegnung der Menschen.“

Koordiniert wird die Arbeit der ehrenamt-
lichen Flüchtlingsinitiative über das „Haus 
der Generationen“. Bei der Gemeinde an-
gestellte Sozialpädagogen leiten das Haus, 
fungieren als „Bindeglied und Koordinator“ 
für die ehrenamtlichen Flüchtlingshelfer zu 
Verwaltung und Rathaus. „Die Sozialpäda-
gogen anzusprechen ist für die Flüchtlinge 
eine deutlich geringere Hemmschwelle, als 
zum Amtsleiter ins Rathaus zu gehen.

Angeboten werden hier von Ehrenamt-
lichen neben Sprach- auch Fahrradkurse 
für Flüchtlinge. Jeder Flüchtling muss zu-
nächst eine Fahrradprüfung absolvieren, 
bevor er eines der zahlreichen gespende-
ten Fahrräder ausgehändigt bekommt. Um 
ganz sicher zu gehen, schließt die Gemein-
de für die Flüchtlinge Haftpflichtversiche-
rungen ab. „Eigentlich müssten wir das aus 
unserem Gemeinde-Budget bezahlen, aber 
wir haben mit ihnen verabredet, dass wir 
die Versicherungsbeträge von ihren Leis-
tungen kürzen dürfen.“ Das Risiko sei viel 
zu groß, wenn es zu Unfällen mit Perso-
nenschaden komme. Hier müsse der Ge-
setzgeber überlegen, ob er die Sozialleis
tungen nicht auf dieses Gebiet ausdehnt.

Weiterer wichtiger Integrationsfaktor in 
Everswinkel ist das intensive Vereinsleben 

der Gemeinde. In einem der Sportvereine 
ist beispielsweise ein Flüchtling bereits als 
Co-Trainer im Volleyball aktiv. Ein ande-
rer Flüchtling ist Stammspieler der Alther-
renmannschaft und auch im Blasorchester 
erhält ein Flüchtling Saxophon-Unterricht. 
Im Feuerwehrhaus ist in eine freie Woh-
nung eine Flüchtlingsfamilie eingezogen, 
deren Sohn sich heute bei der Jugendfeu-
erwehr engagiert. „Hier in Everswinkel ist 
es nicht so anonym wie in der Großstadt. 
Es gibt bei uns „Doppelmandatsträger“, 
die sind gleich in mehreren Vereinen ak-
tiv. Wer hier mitmacht, kann leicht auch 
seinem zukünftigen Arbeitgeber begeg-
nen. Insofern erleichtert das Vereinsleben 
die Flüchtlingsintegration.“

Bei aller Zuversicht darf man eins nach 
Ansicht von Bürgermeister Sebastian Sei-
del nicht verleugnen und vernachlässigen: 
„Integration kann nur gelingen, wenn wir 
auch die innere Sicherheit im Fokus behal-
ten. Wir machen das so: Unabhängig von 
den regulären Verfahren bei Straftaten, be-
kommen Flüchtlinge, die Probleme berei-
ten, einen Termin mit Sozialamtsleiter und 
Ortspolizisten bei mir im Büro, weil wir 
so etwas nicht tolerieren. Das geht so nur 
in einer kleinen Gemeinde. Insbesondere 
nach den Ereignissen in der Kölner Silves
ternacht ist unser Vorgehen für eine gelin-
gende soziale Integration unverzichtbar.“

Für die zukünftige Gestaltung der Integra-
tion von Flüchtlingen ist ein runder Tisch 
geplant. Vertreter der im Rat vertretenen 
Fraktionen, der Kirchen, der Flüchtlings-
initiativen, der Vereine sollen hier inten-
siv miteinander kommunizieren – „be-
wusst losgelöst vom Gemeinderat, weil 
wir auch die Meinungen anderer einho-
len wollen, denn Integration ist eine Ge-
meinschaftsaufgabe.“ 

KONTAKTE

Stadt Beckum

Weststraße 46, 59269 Beckum

Herbert Essmeier, Tel.: 02521 29430

essmeier@beckum.de

Martin May-Neitemann, Tel.: 02521 29470 

may-neitemann@beckum.de

Bürgermeister der Gemeinde Everswinkel

Am Magnusplatz 30, 48351 Everswinkel

Sebastian Seidel, Tel.: 02582 88-201

seidel@everswinkel.de

ANSPRECHPARTNER IN DER G.I.B.

Dr. Frank Nitzsche, Tel.: 02041 767-157

f.nitzsche@gib.nrw.de

AUTOR

Paul Pantel, Tel.: 02324 239466

paul.pantel@arcor.de
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Bildungsträger entwickeln seit Jahrzehnten möglichst passgenaue betriebsorientierte Qualifizierungs­
angebote und berufspädagogische Konzepte für Zielgruppen, die besonderer Unterstützung bedürfen. 
Einige wie der Grone Unternehmensverbund können sogar auf eine über 100-jährige Geschichte zu­
rückblicken. Wie reagieren sie auf die neuerliche Herausforderung, geflüchtete Menschen in Arbeit und 
Ausbildung zu bringen? Auf welche Erfahrungen, Instrumente und Kooperationsstrukturen können sie 
zurückgreifen? Welche Neuerungen lassen sich bereits jetzt erkennen? Und wie verändert sich die Per­
sonal- und Produktentwicklung bildungspolitischer Dienstleister im Kontext der Arbeitsmarktintegrati­
on geflüchteter Menschen? Wir sprachen über diese Fragen mit Jan Gerrit Ufer, Niederlassungsleiter des 
Grone Bildungszentrums in Dortmund.

Natürlich ist das Beherrschen der deutschen Spra-
che der Motor der Integration, also eine wichtige 
Voraussetzung zur Integration in den Arbeitsmarkt. 
Neben hoch qualifizierten Menschen, beispielswei-
se aus Syrien, gibt es aber auch viele gering qualifi-
zierte Zuwanderer und Zuwanderinnen, die kaum 
eine fachliche Vorbildung mitbringen. Für sie sind 
Qualifizierungen genauso wichtig wie Sprachkurse. 
Vor allem müssen wir aber den jungen Leuten erst 
einmal unser System der dualen Ausbildung und die 
hohe Wertigkeit unserer Handwerksberufe vermit-
teln. Speziell in Syrien ist das Handwerk schlecht an-
gesehen und wird dementsprechend bezahlt. Vielen 
Flüchtlingen fehlt das Verständnis, dass ein guter 
Handwerker in Deutschland hoch anerkannt ist und 
gutes Geld verdient. 

Ein wesentlicher Bestandteil der Basisarbeit besteht 
auch darin, die Eignung der Zugewanderten festzu-
stellen und zu ermitteln, welche Vorerfahrungen sie 
mitbringen. Wenn ein Berufsabschluss aus dem Aus-
land nicht anerkennt wird, kann es sinnvoll sein, 
eine neue Richtung einzuschlagen. 

Im klassischen Ausschreibungsbereich müssen wir 
das eigentliche Konstrukt ja nicht selbst entwickeln. 
Ein gutes Beispiel dafür ist das BA-Projekt „Per-
spektive für junge Flüchtlinge“ (PerjuF). Eine Zu-
weisung der Teilnehmenden erfolgt zunächst über 
die Kostenträgerseite. Die Jugendlichen können an 
Werkinseln bei uns im Haus in den verschiedensten 

G.I.B.: Die Bildungs- und Qualifizierungseinrichtung 
Grone besteht seit 1895. Das Grone Bildungszentrum 
Dortmund bietet ein breit gefächertes Portfolio an 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen an. Welche 
Kurse sind auf die Zielgruppe von Geflüchteten 
zugeschnitten? 
Jan Gerrit Ufer: Mit der Grundthematik beschäfti-
gen wir uns ja schon länger: zum Beispiel in unseren 
Jugend- und Reha-Projekten, in die viele Menschen 
mit Migrationshintergrund und auch mit Fluchter-
fahrungen involviert waren. Von diesen Erfahrungen 
profitieren wir sowohl bei der Basisarbeit als auch 
bei der Auswahl und Entwicklung konkreter Pro-
dukte. Intensiv sind wir seit Ende des letzten Jahres 

in das Thema involviert. Damals rief die BA die Ein-
stiegskurse für Flüchtlinge mit hoher Bleiberechts-
wahrscheinlichkeit ins Leben, um ihnen Orientierung 
und Sprachkompetenz zu vermitteln. Wir hatten bis 
März über 160 Teilnehmende in den Kursen bei uns 
im Haus. Diese Einstiegskurse waren eine hervorra-
gende Basis, um Bedarfe zu identifizieren, die weit 
über den Spracherwerb hinausgehen.

Vor allem müssen wir den jungen 

Leuten erst einmal unser System der dualen 

Ausbildung und die hohe Wertigkeit unserer 

Handwerksberufe vermitteln. 

Sprachkurse, eigene Angebote und 

Ausschreibungsprodukte sinnvoll 

kombinieren
Grone Bildungszentrum Dortmund



21G.I.B.INFO   3  16  

ZIELGRUPPENINTEGRATION

Bereichen von Metall über Farbe und Holz bis zur 
Fahrradwerkstatt und Hauswirtschaft ihr handwerk-
liches Können zeigen und ausprobieren, was ihnen 
gefällt. Gleichzeitig wird die Sprache gefördert und 
zwar immer im Berufskontext. 

Das fast identische Konzept für Erwachsene heißt 
„Perspektive für Flüchtlinge“ (PerF). Auch hier steht 
die Integration in den Arbeitsmarkt im Mittelpunkt. 
Ein anderes Ausschreibungsprodukt, welches wir bei 
uns im Haus anbieten, ist „KompAS“, also eine den 
Integrationskurs ergänzende Maßnahme der Kom-
petenzfeststellung und frühzeitigen Aktivierung.

Im Rahmen des ESF Programmes „Passgenaue Beset-
zung“, gefördert durch das BMWI führen wir auch 
das Angebot „Willkommenslotsen“ durch. Wir ak-
tivieren und unterstützen kleine und mittlere Unter-
nehmen für die Möglichkeit der Fachkräftesicherung 
aus dem Kreis der Flüchtlinge und Asylbewerber mit 
Bleibeperspektive und stehen in praktischen Fragen 
wie z. B. Hospitation, Praktika, Einstiegsqualifizie-
rung, Ausbildung oder Arbeit beratend zur Seite. 

Um den hohen Bedarf an Sprachqualifizierung mit 
abzudecken, bieten wir seit Beginn des Jahres auch 
Integrationskurse und Alphabetisierungskurse des 
BAMF an. Hier besteht ein hoher Bedarf. Als sinn-
volle Ergänzung zum Ausschreibungsbereich haben 
wir eigene Produkte wie das Einzelcoaching oder 
Sonderprojekte entwickelt. 

Da Frauen in vielen Ländern noch immer benachtei-
ligt sind, haben wir das Kooperationsprojekt „Men-
toring für geflüchtete hochgebildete Frauen“ ent-
wickelt, das wir seit September 2016 durchführen, 
gefördert durch das MGEPA (Ministerium für Ge-
sundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Lan-
des Nordrhein-Westfalen). Denn bisher gibt es für 
diese spezielle Zielgruppe bei den Flüchtlingen kaum 
Angebote. In einem breiten lokalen Netzwerk mit 

dem Dortmunder Forum Frau und Wirtschaft e. V., 
dem Kompetenzzentrum Frau und Beruf Westfä-
lisches Ruhrgebiet, der Wirtschaftsförderung Dort-
mund und dem Gleichstellungsbüro der Stadt Dort-
mund werden Mentoren/Mentorinnen in Betrieben 
gesucht, die den Teilnehmerinnen Einblicke in die 
Arbeitswelt gewährleisten und bei der Eingliede-
rung in den Arbeitsmarkt helfen/fördern. Darüber 
hinaus nutzen wir für dieses Projekt unsere Firmen-
kontakte für ein klassisches Mentoringprogramm. 

Insgesamt ist es unser Ziel, nach der Basisarbeit für 
jeden Flüchtling die passende Förderung zu finden.

G.I.B.: Beteiligen Sie sich an Bietergemeinschaften?
Jan Gerrit Ufer: Ja, das gehört für uns zum Alltags-
geschäft. Wir haben in Dortmund gerade ein neues, 

durch den Aktivierungs- und Vermittlungsgutschein 
AVGS gefördertes Produkt mit dem Verbund sozi-
al-kultureller Migrantenvereine DO e. V. (VMDO) 
entwickelt. In der Jugendmaßnahme BvB arbeiten 
wir mit dem Bildungskreis des Handwerks zusam-
men. So können wir deren handwerkliche mit un-
seren kaufmännischen Kompetenzen sinnvoll bün-
deln. Das Multikulturelle Forum e. V. in Lünen ist 
unser Partner in einem KompAS-Projekt. Solche stra-
tegischen Kooperationen bringen viele positive Sy-
nergieeffekte mit sich.

G.I.B.: Welche Testverfahren setzen Sie derzeit ein, 
um Informationen über die berufliche Eignung und 
Neigung der Flüchtlinge zu gewinnen?

Jan Gerrit Ufer, Niederlassungsleiter 

Östliches Ruhrgebiet, Grone Bildungs-

zentrum Dortmund

Wir haben Menschen mit Migrationshinter-

grund aus arabischen Ländern eingestellt, 

die alle Tests für uns in der Fremdsprache 

auf Verständlichkeit und Aufbau überprüfen. 
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Jan Gerrit Ufer: In unseren Produkten wenden wir ver-
schiedene Methoden zur Erkenntnisgewinnung an. In 
unseren Gewerken führen die Ausbilder Kompetenz-
feststellung im praktischen Bereich durch. Pädagogisch 
arbeiten wir mit ergänzenden Feststellungen der sozi-
alen und persönlichen Kompetenzen jedes Einzelnen. 
Für Jugendliche nutzen wir beispielsweise ergänzend 
die Tests des geva-Instituts, die sehr gute Ergebnisse 
liefern. Mit dem geva-test „Integration & Beruf“ in 

arabischer Sprache können wir die relevanten Kom-
petenzen analysieren, noch bevor die Teilnehmenden 
Deutsch gelernt haben und eine berufliche Orientie-
rung geflüchteter Menschen aller Altersklassen in ih-
rer Muttersprache umsetzen. Viele Institute haben 
ihre Verfahren auf die Bedarfe von Flüchtlingen zuge-
schnitten. Tests sind inzwischen auch auf Arabisch 
möglich. Wir haben Menschen mit Migrationshin-
tergrund aus arabischen Ländern eingestellt, die alle 
Tests für uns in der Fremdsprache auf Verständlich-
keit und Aufbau überprüfen. Nach positiver Rückmel-
dung unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wen-
den wir sie dann an, zum Beispiel bei PerjuF. Gerade 
bei jungen Menschen ist es besonders wichtig, Inte-
ressen, Potenziale und Kompetenzen so gut wie mög-
lich zu ermitteln und weiterzuentwickeln.

G.I.B.: Gibt es Kooperationen mit Unternehmen, 
um Flüchtlinge in die Arbeitswelt zu integrieren? 
Jan Gerrit Ufer: Außer dem Mentoringprogramm 
gibt es derzeit keine speziellen Kooperationen mit 

Unternehmen. Durch unseren großen Jugendbereich 
haben wir aber in Dortmund Kontakte zu mehr als 
500 Firmen aus allen Branchen. Die Mitarbeitenden 
sind untereinander hervorragend vernetzt. Eine wich-
tige Aufgabe nimmt der Willkommenslotse wahr. Er 
stellt Kontakte zur Wirtschaft her, intensiviert unsere 
ohnehin schon guten Beziehungen zu den Kammern 
und sensibilisiert die Unternehmen für die Zielgrup-
pe der Flüchtlinge. Dabei geht es weniger darum, die 
meist ohnehin schon aufgeschlossenen Firmenchefs 
für das Thema zu begeistern, sondern eher um Hil-
festellungen bei rechtlichen Problemen oder bei Fra-
gen von interkultureller Kompetenz. Denn natürlich 
läuft zu Beginn nicht immer „alles rund“. Auch in 
unseren Produkten haben wir punktuell mit Problem-
stellungen zu tun. Durch die unterschiedlichen Kul-
turen, Persönlichkeiten, Erfahrungen, die während 
der Flucht gesammelt wurden, ist Potenzial für klei-
nere Konflikte und Missverständnisse unvermeid-
lich. Mit unseren erfahrenen Fachkräften können 
wir dem gut entgegenwirken.

G.I.B.: Welche Bedeutung haben die von Ihnen selbst 
entwickelten Angebote und wie werden sie finanziert? 
Jan Gerrit Ufer: Die Ausschreibungen der BA be-
inhalten zwar auch individuelle Elemente wie Ein-
zelcoaching, sind aber in erster Linie auf größere 
Gruppen ausgerichtet und können damit nicht al-
len Flüchtlingen gerecht werden. Es gibt aber auch 
Gruppen, die für eine Ausschreibung von der Kos
tenträgerseite noch gar nicht vorgesehen und damit 
unversorgt sind. 

Hier gibt es im Rahmen des AVGS die Möglichkeit, 
in die Einzelförderung oder die Förderung kleine-
rer Gruppen einzusteigen. Es besteht beispielswei-
se ein gewisses „Time Lag“ von etwa drei bis sechs 
Monaten zwischen der Anerkennung als Flüchtling 
und der Einmündung in den BAMF-Integrations-
sprachkurs. Diese Zeit verbringen die Flüchtlinge 
normalerweise in einer Ausschreibungsmaßnahme 

Der Willkommenslotse stellt Kontakte zur 
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oder völlig untätig. Deshalb haben wir Produkte 
entwickelt, um diese problematische Phase effektiv 
zu überbrücken. Ein Beispiel ist „ZIM“, die „Zeit-
nahe Integration von Migranten“. Der Geflüchtete 
hat einen festen Coach im Rahmen der Maßnahme, 
der ihn auch bei weiteren Prozessschritten begleitet, 
z. B. zeitnahe Teilnahme an einem Integrationskurs 
oder, im Bedarfsfall bei gravierenden Vermittlungs-
hemmnissen, Weiterleitung an andere Netzwerkpart-
ner bzw. Hilfeeinrichtungen. Danach wird das Ein-
zelcoaching ergänzend zum Integrationssprachkurs 
eingesetzt, sodass mit Abschluss des Sprachkurses 
auch alle vermittlungsrelevanten Sachverhalte ge-
klärt sein sollten, z. B. Überprüfung möglicher Be-
rufsabschlüsse, weitere Berufswegplanung, Analy-
se weiterer Handlungsbedarfe.

Hochbegabte können in einer größeren Gruppe kaum 
gefördert werden. Auch für gering qualifizierte Men-
schen kann das Einzelcoaching nützlich sein. Finan-
ziert werden unsere individuellen Angebote über 
die Programme AVGS oder FbW (SGB II/SGB III).

Diese Individualausrichtung gab es in unserer Ar-
beit schon immer. Auch bei früheren Projekten war 
es für das Grone Bildungszentrum Dortmund wich-
tig, den Bedarf an individuellen Produkten so präzise 
wie möglich zu ermitteln. Für die Flüchtlinge hätten 
wir ohne den Input aus den Einstiegskursen der BA 
den Bedarf gar nicht sachgerecht ermitteln können. 

G.I.B.: Ihre individuell ausgerichtete Arbeit stellt 
hohe Ansprüche an Ihr Personal, das zum einen 
Kompetenzen in verschiedenen Themen mitbringen 
muss und zum anderen über weitergehende Quali-
fikationen verfügen muss. Wie finden Sie geeignetes 
Personal?
Jan Gerrit Ufer: Das Anforderungsprofil ist in der 
Tat hoch. Innerhalb eines Teams werden aber auch 
verschiedene Kompetenzen zusammengebracht und 
gebündelt. So können Beschäftigte mit ihren Fähig-

keiten voneinander profitieren. Wir haben für das 
Flüchtlings-Projekt zum Beispiel von Beginn an 
Wert auf Berater und Beraterinnen mit arabischen 
Sprachkenntnissen gelegt, auch wenn sie keine aus-
geprägten Kenntnisse über den Arbeitsmarkt besa-
ßen. Sie sind nicht nur eine wertvolle Unterstützung 
für ihre deutschen Kollegen und Kolleginnen, son-
dern vor allem wichtig, um das Vertrauen der Flücht-
linge zu gewinnen. 

Um auf mögliche Konfliktlagen, die ich im Verlauf 
schon genannt habe, vorbereitet zu sein, sind wir 
auch immer darauf bedacht, unsere Beschäftigten 
konstant zu schulen und unser Weiterbildungspro-
gramm auf die aktuellen Bedarfe auszurichten. So 
können wir geeignete Mitarbeitende nicht nur neu 
gewinnen, sondern Kompetenzen von intern aufbau-
en und entwickeln.

In Dortmund haben wir durch unsere guten Kon-
takte zu anderen Institutionen, wie dem Kompetenz-
zentrum Frau & Beruf, versierte Mitarbeitende ge-
funden, die selbst über einen Migrationshintergrund 
verfügen. Auch das steigert unsere Glaubwürdigkeit 
gegenüber den Kursteilnehmenden. 

Das Erfolgskonzept in Sachen Personal sieht also 
auf den ersten Blick ganz einfach aus: Wir bringen 
Menschen mit hohen Einzel- oder Mehrfach-Quali-
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fikationen in Teams zusammen, in denen sie sich gut 
ergänzen. Dieses System bauen wir strategisch aus. 
Wir verfügen über ein internes und externes Schu-
lungsprogramm mit qualifizierten Dozentinnen und 
Dozenten. Frau Dr. Uphoff, die bei uns im Verbund 
den Fachbereich Flüchtlinge leitet, hat in Syrien ge-
lebt, dort studiert und bringt sehr viel Erfahrung auf 
diesem Gebiet mit. Die Vermittlung von interkultu-
reller Kompetenz ist in den Schulungen ein Schwer-
punkt-Thema. Flüchtlinge denken in vielen Dingen 
anders als wir. Ihnen fehlt oft das Verständnis dafür, 
dass man nicht nur lernt, wenn man auf der Schul-
bank sitzt, und dass praxisbezogenes Lernen an der 
Werkbank genauso wichtig ist. 

G.I.B.: Der Bildungsträgersektor ist nicht gerade für 
hohe Löhne bekannt. Haben die gestiegenen Anfor-
derungen schon zu einer Diskussion über mehr Gehalt 
geführt?
Jan Gerrit Ufer: Bislang noch nicht. Natürlich sind 
wir als Bildungsträger gewissen Lohnzwängen unter-
worfen. Es gibt seit einiger Zeit einen Mindestlohn in 
der Bildungsbranche für pädagogisches Fachpersonal, 
was ich auch für richtig halte. Im Vergleich zu anderen 
Branchen liegen unsere Löhne in etwa im Mittelfeld. 

G.I.B.: Wie verändert eine so wichtige neue Aufga-
be einen Bildungsträger in seiner Organisation und 
in seiner Strategie? 
Jan Gerrit Ufer: Zunächst ist jede neue Aufgabe erst 
einmal auch ein neuer Geschäftsbereich. Darüber 

hinaus erfüllen wir als Bildungsträger einen gesell-
schaftlichen Auftrag. Grundsätzlich haben wir das 
Ziel, mit allen unseren Projekten zu einer langfris
tigen Integration in den Arbeitsmarkt beizutragen. 

Die Arbeit mit Flüchtlingen genießt aktuell natür-
lich einen besonderen Stellenwert. Sie unterliegt ei-
ner anderen Dynamik als unsere klassischen Ge-
schäftsfelder. Das beginnt schon bei der Quantität: 
Die Zahl der Teilnehmenden in unseren BA-Einstiegs-
kursen hat sich im Dezember letzten Jahres in kurzer 
Zeit mehr als verzehnfacht. Bei den BAMF-Sprach-
kursen sah die Entwicklung ähnlich aus. Daneben 
beobachten wir seit Anfang dieses Jahres auch eine 
große Dynamik bei den Bedarfen und Produkten. 
Es werden ständig neue Angebote ausgeschrieben: 
von Förderzentren über PerF und PerjuF bis Kom-
pAS. Da Nordrhein-Westfalen bundesweit das größ-
te Einzugsgebiet für Flüchtlinge ist, gibt es bei uns 
viele Sonderprodukte.

Die große Vielfalt an Angeboten bringt aber ein Pro-
blem mit sich: Es ist schwer zu bewerten, welches Pro-
dukt am besten greift. Für uns ist es wichtig, dass wir 
in diesem großen Veränderungsprozess eine klare Stra-
tegie fahren. Die Basis sind die Sprachkurse. Dann set-
zen wir unsere eigenen Produkte ein, sinnvoll kom-
biniert mit weiteren Ausschreibungsprodukten. Das 
Ganze muss gut durchdacht und nachvollziehbar sein. 

G.I.B.: Wie weit und mit welchen Themen planen 
Sie für die Zukunft?
Jan Gerrit Ufer: Langfristige Planungen sind an-
gesichts der Dynamik der Veränderungsprozesse 
schwierig. Wichtig ist erst einmal, dass die Flücht-
linge so schnell wie möglich die BAMF-Kurse ab-
solvieren. Das Sprachniveau sollte mittelfristig über 
das von den Integrationskursen abgebildete B1-Ni-
veau hinausgehen. B1 ist einerseits schon respekta-
bel, andererseits aber für viele Berufe und auch für 
das gesellschaftliche Leben nicht ausreichend. 
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Wenn die Integrationskurse abgeschlossen sind, müs-
sen wir mit den Teilnehmenden entscheiden, wie 
es für sie weitergeht: Ist eine direkte Integration in 
den Arbeitsmarkt möglich? Reicht das Sprachniveau 
schon aus? Oder ist ein weiterführender Sprachkurs 
notwendig, zum Beispiel B2 und höher mit berufs-
bezogenem Deutsch für die jeweilige Branche? Wei-
terbildung kann auch parallel zur Arbeitsaufnahme 
sinnvoll sein. Das Ziel ist stets die nachhaltige, lang-
fristige Integration in den Arbeitsmarkt. Dafür ist 
es wichtig, die arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
entsprechend den Kenntnissen und den Potenzialen 
jedes Einzelnen effektiv einzusetzen. 

Es wird spannend sein, die mittel- bis langfristige 
Entwicklung zu beobachten und zu begleiten. Auch 
wenn die Integration gelingt, werden Bedarfe be-
stehen bleiben, und zwar auf beiden Seiten. Auch 
die Unternehmen brauchen unsere Unterstützung – 
nicht nur, wenn es darum geht, wie sie Flüchtlinge 
für ihren Betrieb gewinnen können. Viele Arbeitge-
ber wissen nicht, wie sie ganz allgemein oder in be-
stimmten Situationen mit Flüchtlingen umgehen sol-
len. Die meisten Firmen haben nicht die Möglichkeit, 
ihre Beschäftigten intern zu schulen.

Auch bei der Lösung dieser Probleme hilft der Will-
kommenslotse: Er berät die Unternehmen in allen 
praktischen und rechtlichen Fragen rund um das The-
ma Beschäftigung und Qualifizierung von Flüchtlin-
gen und unterstützt die Firmen beim Aufbau einer 
Willkommenskultur. 

Frauen sehe ich noch als besondere Zielgruppe. Hier 
sollten wir aus vergangenen Zuwanderungsperio-
den lernen und vermeiden, dass die Frauen über-
wiegend zu Hause bleiben. Der Integrationsprozess 
mit Sprache und beruflicher Orientierung und Ein-
gliederung muss auch hier Ziel innerhalb unserer 
Gesellschaft sein.

Mein Fazit: Ich sehe die aktuelle Situation der Ar-
beitsmarktintegration von Flüchtlingen eher als Be-
reicherung denn als Verschärfung der Konkurrenz 
unter den unterschiedlichen Zielgruppen. Das Be-
schwören einer Konkurrenzsituation ist in erster Li-
nie ein populistischer Ansatz. Die Wirtschaft ent-
wickelt sich insgesamt positiv und die Flüchtlinge 
können einen wertvollen Beitrag dazu leisten, den 
Fachkräftebedarf zu decken. Ein Rückgang der allge-
meinen Vermittlungsquoten für Arbeitslose ist auch 
nicht erkennbar. Die Flüchtlinge, die wir zum Bei-
spiel in die Pflegebranche vermitteln, nehmen ande-
ren Arbeitssuchenden keine Stelle weg. Durch den 
demografischen Wandel ist der Bedarf an Pflegekräf-
ten hier so groß, dass er ohne Flüchtlinge kaum zu 
decken wäre. Das gilt auch für viele andere Berufe. 
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Im Düsseldorfer Norden befindet sich der erste Integration Point, der am 01. 

September 2015 bundesweit eingerichtet wurde, eine zentrale Anlaufstelle für 

geflüchtete Menschen zur beruflichen Integration und Sicherung des Lebensun-

terhalts, bei der die Landeshauptstadt Düsseldorf, die Agentur für Arbeit und 

das Jobcenter rechtskreisübergreifend in einer Organisationseinheit zusam-

men arbeiten. Als Mitarbeiter der G.I.B. mbH – tätig im vom Bundesministeri-

um für Arbeit und Soziales, dem Bundesministerium für Bildung und Forschung 

und der Bundesagentur für Arbeit geförderten Projekt „Interkulturelle Kom-

petenzentwicklung und interkulturelle Öffnung in Jobcentern in NRW“ – hatte 

ich die Gelegenheit, die Arbeit vor Ort kennenzulernen.* 

Eine Woche im Integration Point Düsseldorf

im April 2016
Ein Erfahrungsbericht

* � Die in diesem Bericht namentlich erwähnten 

Personen wurden anonymisiert. 
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Was macht den Integration Point aus? 
Welche Möglichkeiten bietet er? Wie sieht 
die tägliche Arbeit vor Ort aus? Mit wel-
chen Herausforderungen ist man kon-
frontiert? Wo gibt es Handlungsbedarfe? 
Wie empfinden die geflüchteten Personen 
selbst den Integration Point? Das waren 
die wichtigsten Fragen, die ich mit in mei-
ne Hospitation nahm. Tag für Tag beglei-
tete ich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
aus allen Abteilungen – Eingangsschalter, 
First Stop, Fallkoordination, Arbeitsver-
mittlung, Leistungsabteilung – während 
ihrer alltäglichen Arbeit und erhielt zahl-
reiche Impressionen und Antworten auf 
meine Fragen. 

Ich konnte offene und wertvolle Gespräche 
mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
des Integration Points und den geflüchte-
ten Menschen führen. Ein Erlebnis geprägt 
von interessanten, hoffnungsvollen und be-
rührenden Momenten aus der Praxis, – die 
zum Nachdenken anregen. 

1. Tag
Eingangsschalter

Es ist Montag 08:00 Uhr. Vor dem Ge-
bäude weist ein großes Eingangsschild mit 
einem Logo auf den sich im Gebäude be-
findenden Integration Point hin. Das Logo, 
– auf dem verschiedenfarbige Menschen 
eine Einheit um die Weltkugel bilden –, 
vermittelt ein Gefühl der Zusammenge-
hörigkeit trotz individueller Verschieden-
heit. Beim Eintritt in das Gebäude findet 
es sich an einem Schalter in der Eingangs-
zone wieder. Hier stehen die meisten Men-
schen Schlange. Sie kommen aus Syrien, 
Eritrea, dem Irak, Iran oder Afghanistan 
und sprechen unterschiedliche Sprachen. 
Manche wirken bedacht, andere ange-
spannt und ängstlich, wiederum andere 

glücklich. Eigentlich genau wie auf dem 
Logo: verschieden und doch irgendwie 
zusammengehörig. 

Die Mitarbeiterin an dem Schalter ist be-
reits in vollem Einsatz. Als sie mich be-
merkt, begrüßt sie mich freundlich „Hal-
lo, ich bin Lorena, nimm Dir einen Stuhl 
und setze Dich. Ich hoffe, Du verstehst 
Arabisch“, sagt sie und grinst in der Vor-
ahnung, dass ich es nicht verstehe. Lore-
na stammt aus dem Süden Spaniens und 
ist mit vielen Marokkanern aufgewach-
sen. Sie spricht Arabisch, Spanisch, Eng-
lisch und Deutsch. 

Lorenas Aufgabe am Schalter des Inte-
gration Point besteht hauptsächlich da-
rin, die Anliegen der Kunden festzustel-
len und die Kunden mit einer Nummer an 
den sogenannten First Stop weiterzuleiten 
– das ist die Eingangszone des Integrati-
on Point. Bestandskunden kann sie direkt 
an die Arbeitsvermittlung, Fallkoordina-
tion oder die Leistungsabteilung verwei-

sen. Jede Person, der sie eine Nummer 
aushändigt, wird im Computer erfasst. 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der anderen Abteilungen des Integration 
Point können die Eingabe Lorenas auf ih-
ren Monitoren verfolgen, sodass sie ab-
schätzen können, wie viele Personen zu 
ihnen kommen werden.

„Guten Tag“, „salam alaikum“, „good 
morning“. Eine dieser Begrüßungen hört 
man im Fünf-Minuten-Takt, dann wird 
das Gespräch in der entsprechenden Spra-
che fortgeführt. Mich beeindruckt das 
mehrsprachige Beratungsangebot sehr, 
und natürlich kommt es bei den Kun-
dinnen und Kunden des Integration Point 
gut an. Lorena erzählt mir, dass es auch 
kritische Bemerkungen gibt, interessan-
terweise von einigen Kundinnen und Kun-
den, die am Nebenschalter warten (dazu 
muss man wissen, dass der Integration 
Point im Gebäude der Agentur für Ar-
beit und des Jobcenters untergebracht 
ist. In der Eingangszone befinden sich 
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also alle Schalter nebeneinander. Einige 
bestehen auf der Amtssprache Deutsch. 
„Warum wird bei einer deutschen Behör-
de nicht auch Deutsch gesprochen?“ Ich 
finde das etwas ignorant, denn wie kann 
eine Person, die sich erst seit einigen Ta-
gen oder Wochen in Deutschland befindet 
und u. a. zur Vermittlung in Integrations- 
und Sprachkurse zum Integration Point 
kommt, bereits der deutschen Sprache 
mächtig sein. „Selbst wenn bereits Grund-
kenntnisse der deutschen Sprache vorhan-
den sind, die Amtssprache einer Einglie-
derungsvereinbarung oder bestimmter 
Anträge zu verstehen, stellt selbst Deut-
sche vor Herausforderungen“, so Lorena. 

Mir fällt auf, dass im Laufe des Morgens 
bereits die dritte Person bei der Frage nach 
der Wohnadresse dieselbe Adresse angibt. 
„Wie kann das sein“, frage ich. Lorena 
nickt und schüttelt anschließend den Kopf. 
Die Adresse, welche mir aufgefallen ist, ist 
ihr bekannt. Es ist ein kleines Düsseldorfer 
Lebensmittelgeschäft. Sie sagt mir, dass ge-
flüchtete Personen eine aktuelle Anschrift 
benötigen, z. B. für die Eröffnung eines 
Bankkontos. Mir wird klar, dass hier mit 
Personen in Not Geld verdient wird. Das 
Lebensmittelgeschäft scheint gegen Geld 
seine Anschrift zu verkaufen. 

Das Problem: Während des Asylverfahrens 
kommen geflüchtete Menschen in Flücht-
lingsunterkünften unter. Mit der Anerken-
nung als Asylberechtigte müssen sie die 
Unterkünfte jedoch häufig verlassen. Sie 
haben dann zwar Anspruch auf Leistun-
gen nach dem SGB II und somit auf eine 
Wohnung, doch eine solche zu finden und 
erst recht zu bekommen, ist nicht einfach, 
schon gar nicht in Düsseldorf. Viele ge-
flüchtete Personen haben daher keine Blei-
be und folglich keine Anschrift. 

Um 10:00 Uhr bekommt Lorena ein Si-
gnal der Kollegen aus dem First Stop. 
Sie solle für heute bitte keine Kunden 
mehr weiterleiten. Man komme oben mit 
der Bearbeitung nicht mehr nach. Lo-
rena folgt der Anweisung und händigt 
den wartenden Personen in der Schlan-
ge noch eine Nummer aus. Die letzte 
Person in der Schlange erhält die letz-
te Nummer für diesen Tag. Eigentlich 
hat der Integration Point bis 11:30 Uhr 
geöffnet. „Mir wäre lieber, wir würden 
den Schalter nicht schließen. Ich weiß, 
in welch misslichen Lagen sich die Per-
sonen teilweise befinden, da fällt es mir 
schwer, Leute wegzuschicken. Immerhin 
können wir aber diejenigen, die ein drin-
gendes Anliegen haben, z. B. Personen, 
die zurzeit keine Bleibe haben und eine 
Prüfung ihres Wohnungsantrages benö-
tigen, noch weiterleiten“, sagt Lorena. 

Ein solcher Fall ist Bassam, die nächste 
Person in der Schlange. Bassam wohnt in 
einer Asylunterkunft. Dort soll er jedoch 

raus, da eine neue Gruppe geflüchteter 
Menschen untergebracht werden muss. 
Eine Wohnung hat Bassam bereits gefun-
den. Doch die Schlüssel zu seiner neuen 
Wohnung rückt der Vermieter erst raus, 
wenn der Integration Point die Angemes-
senheit der Wohnung bestätigt. Lorena 
leitet Bassam direkt an die Leistungsab-
teilung weiter. 

Den Satz „Sie müssen morgen zwischen 
7:30 und 11:30 Uhr nochmal wiederkom-
men“, muss Lorena am heutigen Tag trotz-
dem einige Male aussprechen. 

2. Tag
First Stop

Am nächsten Tag heißt meine Station First 
Stop, das ist die Eingangszone des Inte-
gration Point. Hier werden die Daten der 
geflüchteten Menschen erfasst. Die Mit-
arbeitenden vergeben hier zudem für die 
interne Zuordnung jeder Person eine Ken-
nung differenziert nach dem jeweiligen 
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land und versteht noch kaum Deutsch. Den 
Bekannten hat Fatih zur Unterstützung als 
Übersetzer mitgebracht. Fatih wartet auf 
seine Frau und seine Kinder die sich noch 
in Syrien befinden, in Damaskus. Das Vi-
sum zum Familiennachzug wird in einem 
Monat erwartet. Fatihs momentane Woh-
nung ist zu klein für die ganze Familie. Er 
möchte daher einen Wohnungsantrag für 
eine angemessene Wohnung stellen. Dies 
möchte er gerne so schnell wie möglich er-
ledigen, damit seine Familie, wenn sie bald 
nach Deutschland kommt, auch ein Dach 
über dem Kopf hat. Insbesondere weil sein 
Kind erst einige Monate alt ist. Leider ist 
eine Bearbeitung des Anliegens zum jet-
zigen Zeitpunkt aber nicht möglich. Erst 
wenn das Visum vorliegt, könne ein ent-
sprechender Antrag gestellt werden, be-
dauert Claudia. Wohin mit der Familie, 
die schon in ungefähr vier Wochen nach-
ziehen wird? Ich frage mich, was Fatih nun 
machen wird. Eine Antwort habe ich nicht. 
Viel Zeit, darüber nachzudenken, bleibt 
auch nicht, Kollegin Karin hat bereits die 
nächsten Kunden mitgebracht. 

Kemal aus Syrien nimmt vor uns Platz. 
Er besitzt eine vorläufige Aufenthaltsbe-
scheinigung und erhält Leistungen nach 
dem SGB II. Im März hat er keine Leis-
tungen erhalten. Kemal bekommt seine 
Leistungen per Scheck, da er kein eige-
nes Bankkonto hat. „Ich hätte gerne ein 
Konto, das wäre einfacher für mich“, sagt 
er. Karin erklärt, dass bei einigen Banken 
trotz relativ neuer gesetzlicher Verpflich-
tung, eine Kontoeröffnung für Flüchtlinge 
mit bestimmten Behördenpapieren nicht 
möglich sei. Deshalb erhalte Kemal seine 
Leistungen per Scheck. Doch im März hat 
Kemal anscheinend keinen Scheck erhal-
ten. Es stellt sich heraus, dass er einmal 
die Woche zu einer Postausgabestelle ge-

Aufenthaltsstatus. Die allgemeine Ken-
nung lautet „FLUE (Flüchtling)“ und ist 
aufgeteilt nach:
1. � BÜMA (Bescheinigung über die Mel-

dung als Asylsuchender = Asylantrag-
stellung noch nicht erfolgt)

2. � Asylbewerber mit Aufenthaltsgestat-
tung (Asylantrag wurde gestellt)

3. � Asylbewerber mit Duldung (Asylan-
trag wurde abgelehnt)

4. � Asylberechtigte/Anerkannte Flüchtlinge 
(Asylantrag wurde bewilligt)

5. � Sonstige, z. B. Kontingentflüchtlinge 
(Aufnahmeprogramme)

Die Zuordnung ist für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im Integration 
Point wichtig, da sich abhängig vom Auf-
enthaltsstatus ihre Handlungsmöglich-
keiten bestimmen. 

Ich betrete also den First Stop und stehe 
inmitten eines großen Büros in dem vier 
Integration Point Mitarbeitende in Bera-
tungsgespräche vertieft sind. Das hält sie 

aber nicht davon ab, mich kurz freundlich 
zu begrüßen. „Hallo, ich bin Karin“, „ich 
bin Youssef“, „Sabine“ … „und ich die 
Claudia.“ „Hallo“, „hello“, „salam“ tönt es 
mir vonseiten der zu beratenden Geflüchte-
ten entgegen. Ich werfe ein „Hallo“ in die 
Runde und schiebe ein „hello“ hinterher. 

Der First Stop ist ein lebendiger Ort, die 
Stimmung geschäftig, aber freundlich. Ich 
setze mich zu Claudia, sie arbeitet schon 
einige Zeit im Jobcenter, im Integration 
Point seit einigen Monaten. Karin, Yous-
sef und Sabine befinden sich schon wieder 
mitten in Beratungsgesprächen. Claudia 
kann auf ihrem Monitor sehen, welche 
Personen von Lorena – also vom Eingangs-
schalter des Integration Point – zum First 
Stop verwiesen wurden. Die Nummer 64 
– das ist Fatih aus Syrien – müsste bereits 
vor der Tür warten, sagt sie. Also geht 
Claudia raus und bittet ihn rein. 

Fatih kommt in Begleitung eines Be-
kannten. Er ist erst seit Kurzem in Deutsch-
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hen muss, um seine Post zu checken. Dies 
war ihm anscheinend nicht bekannt. Sein 
Scheck wurde also an die Postausgabestel-
le geschickt. Da die Post nicht abgeholt 
wurde, hat man sie nach einer Woche zu-
rückgesandt. Die Folge: kein Scheck, kein 
Geld. Claudia verweist Kemal zur weite-
ren Klärung an die Leistungsabteilung.

Der nächste Kunde Alim, 37 Jahre, aus 
Syrien, hat eine Wohnung gefunden, auf 
der Bürgerstraße in Düsseldorf. Ich ken-
ne die Straße, eine schöne Gegend sei das, 
sage ich. Er freut sich sehr, das zu hören. 
Claudia stellt Alim noch einige Fragen, 
bevor sie ihn zur Prüfung der Angemes-
senheit der Wohnung an die Leistungsab-
teilung verweist. 

Claudia führt ihre Gespräche meist auf 
Englisch. Wenn sie nicht weiterkommt, 
hilft der Kollege Youssef aus. Youssef 
spricht arabisch, die Sprache der meisten 
Kundinnen und Kunden. Er ist unter an-
derem deshalb sehr gefragt, und zwar so-

wohl bei Kundinnen und Kunden als auch 
bei seinen Kolleginnen und Kollegen. Im-
mer wieder wird er zu Hilfe geholt, wenn 
es sprachliche Barrieren gibt. Und es funk-
tioniert erstaunlich gut. 

Ich beobachte an diesem Tag viele an-
fangs ängstliche und angespannte Men-
schen, die zum ersten Mal in ihrem Le-
ben den First Stop im Integration Point 
betreten. Es ist schön zu beobachten, wie 
die Anspannung von ihnen fällt, wenn 
sie spüren, dass hier fair und freundlich 
mit ihnen umgegangen wird. Immer wie-
der zaubert es den aus dem Krieg in der 
Heimat geflohenen Menschen ein über-
raschtes und freudiges Lächeln ins Ge-
sicht, wenn sie in ihrer Muttersprache be-
grüßt werden. „Sie sprechen arabisch?“, 
fragen sie erstaunt. Mir fällt auf, wie oft 
ich am Ende der Gespräche die spürbar 
ehrlich gemeinten Worte „Vielen Dank“ 
höre, oft sogar schon auf Deutsch. Aber 
auch auf Arabisch: „Shukran“. 

3. Tag 
Fallkoordination

Mein dritter Tag startet in der Fallkoor-
dination. Die Fallkoordination ist für die 
Bewilligung eines ALG II-Neuantrags und 
die Anforderung erforderlicher Unterla-
gen zuständig. Stellt eine Kundin oder ein 
Kunde einen neuen Antrag auf ALG II, 
hat er oder sie zunächst ein Antragsge-
spräch bei der Fallkoordination. 

Dort werden alle Informationen abge-
fragt und ausgewertet, die für die Be-
willigung der Leistung maßgeblich sind. 
Zum Beispiel wird geprüft, ob der Kun-
de über vorhandenes Vermögen verfügt. 
Außerdem prüft die Fallkoordination die 
Angemessenheit von Mietangeboten und 
den Anspruch auf Erstausstattung einer 
Wohnung. Die Fallkoordination entschei-
det dann über die Leistungsbewilligung. 
Dieser Prozess kann normalerweise länger 
dauern und schwierig sein, wenn kompli-
zierte Sachverhalte mit Vermögen, Haus-
eigentum o. Ä. vorliegen. Oft müssen 
Unterlagen nachgefordert werden. Unter 
anderem deswegen wurden im Jobcenter 
Düsseldorf nicht die Leistungsabteilungen 
damit betraut, sondern der spezielle Be-
reich der Fallkoordination geschaffen. 
Das gewährleistet eine möglichst schnelle 
Bearbeitung der Neuanträge und wurde 
auch für den Integration Point übernom-
men. Bei den Flüchtlingen liegen kompli-
zierte Fälle aber i. d. R. nicht vor, also 
läuft alles meist sehr viel schneller als im 
Regelsystem. 

Heike, die mich am heutigen Tag in die 
Fallkoordination einführt, erklärt mir 
dass es wichtig ist, dass bei den in der 
Fallkoordination auflaufenden Personen 
zunächst eine Einstellung der Leistungen 
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nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
erfolgt sei. Erst dann könne ein Wechsel 
in den SGB II-Bereich vollzogen werden. 

Schon klopft der erste „Termin“ an der 
Tür. Memnun, 18 Jahre aus Aleppo, Sy-
rien, hat seinen Cousin zum Übersetzen 
mitgebracht. Memnun erzählt von einem 
schlechten Verhältnis zu seiner Mutter und 
der Dringlichkeit, eine eigene Wohnung 
zu beziehen. Memnun ist vor wenigen Ta-
gen, nach Bewilligung seines Asylantrags, 
aus dem bayrischen Gunzenhausen nach 
Düsseldorf gekommen. 

Sein Cousin erklärt, dass Memnun be-
reits in Syrien familiäre Schwierigkeiten 
hatte. Er wohnte immerzu bei verschie-
denen Familienmitgliedern. Seine Mutter 
habe einen neuen Mann und mit diesem 
auch weitere Kinder, Memnun habe es 
in der Familie sehr schwer gehabt. Heike 
drückt ihr Verständnis aus, erklärt aber 
auch, dass im SGB II geregelt ist, dass Per-
sonen unter 25 Jahren einen besonderen 
Grund vorbringen müssen, um eine eige-
ne Wohnung zu beziehen.

Heike erfragt den Namen und das Ge-
burtsdatum von Memnuns Mutter und 
bittet um einen Nachweis aus dem diese 
Personalien hervorgehen. Memnun hat 
den Personalausweis und das Visum sei-
ner Mutter abfotografiert und zeigt die-
ses auf seinem Handy vor. Heike nimmt 
die Daten auf und findet die Mutter tat-
sächlich in den Datensätzen des Jobcen-
ters Weißenburg-Gunzenhausen (Regie-
rungsbezirk: Mittelfranken in Bayern). 
Ich sage Heike erstaunt, dass ich bei ei-
ner Behörde noch nie ein Dokument auf 
meinem Handy vorzeigen konnte und dies 
akzeptiert wurde. Heike antwortet, dass 
man im Integration Point zwangsläufig 

mit fehlenden oder unvollständigen Do-
kumenten konfrontiert sei. Das liege da-
ran, dass den Kunden auf der Flucht Do-
kumente verloren gehen oder beschädigt 
werden. Oft könnten Dokumente aber 
auch nicht einfach mitgebracht oder an-
gefordert werden, da Behörden in den 
Heimatländern von radikalen Gruppen 
besetzt oder zerstört seien. Außerdem 
gibt Heike zu bedenken, dass geflüchte-
te Personen in der Regel nicht sehr mo-
bil sind. Es wäre für Memnun sicherlich 
mit großen Umständen verbunden, nach 
Bayern zu reisen, um das Dokument sei-
ner Mutter zu besorgen. „Wir arbeiten im 
Integration Point daher sehr flexibel – lö-
sungsorientiert eben“, sagt Heike. Anders 
sei es nicht machbar. So müsste es über-
all laufen – auch im Regelsystem –, denke 
ich mir. Ganz ohne Dokumente kommt 
man aber natürlich nicht aus. Für schrift-
liche Bescheide benötigt man im Regelfall 
letztendlich immer ein Originaldokument. 

Nun muss Heike aber doch noch einmal 
nachhaken, um zu prüfen, ob tatsäch-
lich ausreichende Gründe vorliegen, die 
es rechtfertigen, dass Memnun nicht mit 
seiner Mutter zusammenleben kann. „Ha-
ben Sie in Syrien mit Ihrer Mutter zusam-
men gewohnt?“ „Nein“, antwortet Mem-
num. „Haben Sie hier in Deutschland 
mit Ihrer Mutter zusammengewohnt?“ 
„Nein.“ „Warum ist in dem Visum Ihrer 
Mutter dann dieselbe Adresse vermerkt 
wie in Ihrem Visum?“ 

Ich muss zugeben, dass ich in dem Mo-
ment denke, dass Memnun vielleicht nicht 
ganz die Wahrheit gesagt hat. Doch sei-
ne Antwort klingt einleuchtend. „Meine 
Mutter und ich, wir waren beide in der-
selben Asylunterkunft untergebracht. Und 
in einer Asylunterkunft hat man diesel-
be Anschrift, aber wir hatten verschie-
dene Zimmer.“ Memnuns Cousin führt 
aus, dass Memnun in Syrien aufgrund 
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der schwierigen familiären Lage mal bei 
einem Onkel, mal bei einer Tante, dann 
mal bei einem Freund wohnte. „Aber wa-
rum floh er dann trotzdem zusammen mit 
seiner Mutter?“, fragt Heike. Er wollte 
aus seiner Heimat, einem Kriegsgebiet, 
nicht alleine fliehen. Die meisten versu-
chen in einer Gemeinschaft oder zumin-
dest mit einem oder einer Vertrauten zu 
flüchten. Da Memnun wusste, dass seine 
Mutter mit ihren anderen Kindern und 
ihrem neuen Mann ebenfalls das Land 
verlassen wollte bzw. musste, hat er sich 
angeschlossen, so der Cousin. 

Memnun war zunächst, wie seine Mutter 
auch, im bayrischen Gunzenhausen unter-
gekommen. Von dort aus machte er sich 
auf den Weg in den Westen Deutschlands. 
Für Heike sind Memnums Erklärungen 
nachvollziehbar. Für die weitere Bearbei-
tung benötigt sie noch eine Bescheinigung 
seiner Krankenkasse. Sie fragt Memnun: 
„Sind Sie Mitglied in einer Krankenkas-
se?“ „AOK“, antwortet er. Die Beschei-
nigung habe aber noch das Jobcenter in 
Gunzenhausen. „Besitzen Sie denn ein 
Bankkonto?“ „Nein, leider nicht“, sagt 
Memnun. 

Heike muss Memnun nun zunächst an 
das Einwohnermeldeamt verweisen, da-
mit er sich in Düsseldorf anmeldet. Au-
ßerdem muss er zu einer Niederlassung 
seiner Krankenversicherung in Düssel-
dorf, um seinen Versicherungsstatus zu 
klären bzw. eine Bescheinigung anzufor-
dern. Memnun erhält einen neuen Termin 
im Integration Point. 

Die nächsten Kunden. Ein Mann und eine 
Frau aus dem Iran. Sie sprechen weder 
deutsch noch englisch. Begleitet werden 
sie von einem Bekannten, der für beide 

übersetzen soll. Heike lässt sich „eini-
ge“ Dokumente vorlegen. Der Schreib-
tisch ist nach wenigen Minuten mit einem 
Wust von Dokumenten überhäuft. Da den 
Durchblick zu behalten, ist für beide Sei-
ten eine Herausforderung, denke ich mir. 

Heike stellt die obligatorische Frage, ob 
denn beide Ehepartner erwerbsfähig seien. 
Das Ehepaar scheint aufgrund der Frage 
etwas überrascht. Der Mann kann und 
möchte unbedingt arbeiten. „Kann denn 
Ihre Frau auch arbeiten?“, fragt Heike. 
Diese Frage ist wichtig. Denn sie dient 
der Klärung, ob wegen Krankheit oder 
Behinderung Erwerbsunfähigkeit vor-
liegt. Zur Prüfung würde ein ärztliches 
Gutachten in Auftrag gegeben und ab-
hängig vom Ergebnis anschließend ggf. 
an die Krankenkasse oder Rentenversi-
cherung verwiesen.

Heike erläutert aber auch, dass in einer 
Bedarfsgemeinschaft nach dem SGB II 
beide Partner ihren Lebensunterhalt ge-
meinsam decken sollen. In einer Notla-
ge zum Beispiel wird vorausgesetzt, dass 
sich die Partner gegenseitig materiell un-
terstützen. Dies bedeutet, dass auch die 
Frau arbeiten muss, falls z. B. das Ein-
kommen des Mannes nicht ausreichend 
zur Sicherung des Lebensunterhalts ist. 
Dieser Vorrang der Solidarität unter Part-
nern vor sozialstaatlicher Solidarität (Ehe-
gatten- und Partnersubsidiarität) ist im 
SGB II festgehalten. 

Ich bezweifle, dass dem Paar dies ver-
ständlich geworden ist. Das kann auch 
durchaus an der Übersetzungskompetenz 
des mitgebrachten „Übersetzers“ liegen, 
der selbst nicht so recht verstanden zu 
haben scheint, was Heike soeben erklär-
te. Professionelle Übersetzer werden sei-

tens des Integration Points im Normal-
fall nicht zur Verfügung gestellt. Doch es 
sprechen auch nicht alle Mitarbeitenden 
des Integration Point arabisch. Ein Pro-
blem, wie ich finde. Das Gespräch wird 
beherrscht von sprachlichen Verständi-
gungsproblemen. 

Die Frau lässt den Bekannten übersetzen, 
dass sie nicht uneingeschränkt erwerbs-
fähig sei. Sie habe drei Operationen hin-
ter sich und gesundheitliche Beschwerden, 
die sie stark einschränken. Heike gibt zur 
Prüfung ein ärztliches Gutachten in Auf-
trag. Der amtsärztliche Dienst der Stadt 
Düsseldorf wird prüfen, ob die Frau er-
werbsfähig ist oder nicht. Die Familie er-
hält einen Folgetermin. 

Leistungsabteilung

In besagter Leistungsabteilung geht es 
für mich mittags weiter. Bei Jamila. Ei-
ner jungen deutsch, englisch und arabisch 
sprechenden Frau, der Vater Palästinen-
ser, die Mutter Deutsche. In Jamilas Ab-
teilung wird geprüft, ob und in welchem 
Umfang den Kundinnen und Kunden An-
spruch auf Leistungen nach dem SGB II 
zusteht. Letztendlich ist es die Abtei-
lung, die darüber entscheidet, ob finan-
zielle und/oder materielle Unterstützung 
gewährt wird oder nicht. Hauptsächlich 
geht es um die Prüfung von Anträgen auf 
Gewährung von Leistungen nach dem 
SGB II und damit zusammenhängend 
der Anmietung einer Wohnung und de-
ren Erstausstattung. Entsprechende Be-
scheide werden hier ausgestellt. 

Hasim aus Syrien ist aus Fürth nach Düs-
seldorf gekommen. Er war dort bereits 
Kunde des Jobcenters, ist in Düsseldorf 
zunächst in einer Asylunterkunft unterge-
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kommen, obwohl er eine eigene Wohnung 
hätte beziehen können. Aus der Asylun-
terkunft möchte er gerne raus und eine ei-
gene Wohnung mit seinem Onkel bewoh-
nen. Sein Onkel lebt jedoch noch in Fürth. 
Hasim zeigt Jamila auf seinem Handy den 
Ausweis seines Onkels. Sie findet ihn in 
der Datenbank als Kunden des Jobcen-
ters Fürth. Für Jamila reicht dies aus, um 
Hasim und seinem Onkel eine vorläufige 
Zustimmung zum gemeinsamen Woh-
nungsbezug auszustellen. Für eine Antrag-
stellung (Wohnungsantrag) müssen beide 
jedoch erst in Düsseldorf gemeldet sein. 
Dann können sie eine Wohngemeinschaft 
bilden. Im Regelsystem sei das Vorzeigen 
eines Ausweises über das Handy so nicht 
möglich. Da würde man sich nicht drauf 
einlassen, sagt Jamila.

Der nächste Kunde, Ali, benötigt ein Bett. 
Jamila hatte ihm einen Möbelgutschein 
ausgestellt. Damit kann er zu sogenann-
ten Möbelbörsen gehen und sich ein Bett 
aussuchen. Die Möbelbörsen werden von 
Wohlfahrtsverbänden wie z.B. der Cari-

tas, der Diakonie oder der AWO betrieben. 
Falls das Möbelstück bei drei Möbelbör-
sen nicht vorhanden ist, kann eine Baraus-
zahlung erfolgen und das Möbelstück auf 
dem freien Markt erworben werden. Für 
ein Doppelbett gibt es die Pauschale von 75 
Euro inkl. Rost und Matratze. Für diesen 
Preis ein Bett inkl. Rost und Matratze zu 
erhalten, scheint für mich nahezu unmög-
lich. Ali will aber auch gar keine Baraus-
zahlung, sondern lieber erneut einen Mö-
belgutschein, mit dem er es nochmal bei 
den Möbelbörsen versuchen kann. Denn 
er weiß nicht, wo er günstig ein Bett her-
bekommt und erst recht nicht, wie er die-
ses nach Hause transportieren soll.

Ein Folgekunde steckt vorsichtig seinen 
Kopf durch die Tür: „Eine Frage, bitte.“ 
Jamila beantwortet die Frage auf Arabisch. 
Warum nicht auf Deutsch, frage ich mich? 
Dies ist mir in den letzten Tagen öfter auf-
gefallen. Viele Kundinnen und Kunden be-
ginnen ihre Gespräche auf Deutsch. Die 
Antworten aber kommen häufig auf Ara-
bisch zurück. Wahrscheinlich wird nicht 

groß nachgedacht, denn es wird den ganzen 
Tag über immer wieder arabisch gespro-
chen und die Verständigung in der Hei-
matsprache der Kundinnen und Kunden 
geht vermutlich auch schneller. Ich kann 
das nachvollziehen, sehe auf der anderen 
Seite aber auch das langfristige Ziel des Er-
lernens der deutschen Sprache. Und wenn 
jemand von sich aus versucht, ein Gespräch 
auf Deutsch zu führen, sollte man dann 
nicht, – auch wenn es vermutlich länger 
dauert und mehr Geduld kostet –, das Ge-
spräch in deutscher Sprache führen? Ich 
glaube, die Kundinnen und Kunden wür-
den davon langfristig gesehen profitieren. 

Am Ende des Tages interessiert mich noch, 
ob Jamila als junge Frau im Integrati-
on Point schon mal mit der viel besagten 
Nichtakzeptanz von Frauen seitens einiger 
muslimischer Männer konfrontiert gewe-
sen ist. Jamila sagt mir, dass sie bisher von 
keiner Kollegin gehört habe, dass es der-
artige Probleme gegeben hat. Im Gegen-
teil, die männlichen Geflüchteten würden 
große Dankbarkeit zeigen und froh sein, 
dass ihnen im Integration Point im Rah-
men der Möglichkeiten versucht wird zu 
helfen. „Die interessiert es nicht, ob nun 
eine Frau oder ein Mann vor ihnen sitzt. Es 
geht ihnen alleine um ihr Anliegen“, sagt 
Jamila. Sie fügt ihrer Aussage noch einen 
interessanten Satz hinzu: „Das erste Mal, 
dass ich von dem Problem der Nichtakzep-
tanz von Frauen in Beratungssituationen 
hörte, war in einer interkulturellen Schu-
lung, an der ich teilnahm.“ 

4. Tag
Arbeitsvermittlung SGB II

Der vierte Tag. Die Arbeitsvermittlung für 
den SGB II Bereich, bei Demet und Anna. 
Die Arbeitsvermittlung SGB II ist verant-
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wortlich für das berufliche Profiling – eine 
Analyse der Kompetenzen und Potenzi-
ale – der Kundin bzw. des Kunden und 
die anschließende Vermittlung in den Ar-
beitsmarkt. Auch die Zuweisung in erste 
Sprachkurse (Integrationskurs bzw. ESF-
BAMF-Kurs) und der Start von Anerken-
nungsverfahren ausländischer Berufs- und 
Bildungsabschlüsse erfolgt in der Arbeits-
vermittlung SGB II. Gegebenenfalls kön-
nen die Vermittlerinnen auch auf weitere 
passende Arbeitsmarktdienstleistungen 
zurückgreifen. Betreut werden in der Ar-
beitsvermittlung des SGB II-Bereichs ge-
flüchtete Personen mit einem bewilligten 
Asylantrag. 

Ich setze mich zunächst zu Demet. De-
met hat türkische Wurzeln. Sie spricht 
türkisch und englisch und lernt zurzeit 
arabisch. Demets erster Kunde heißt Ha-
run, ist 18 Jahre alt und kommt aus Sy-
rien. Er kommt in Begleitung eines Sozi-
alarbeiters vom gemeinnützigen Verein 
„Flingern mobil“. Über 40 Flüchtlinge 
werden von „Flingern mobil“ wöchentlich 
beraten und begleitet. Dazu gehören auch 
externe Begleitungen, dies sind zumeist 
Begleitungen bei Ämtergängen – wie in 
diesem Fall bei Harun. Harun hat keinen 
formalen Schulabschluss. Er spricht ara-
bisch und kurdisch, und hat bisher noch 
nicht gearbeitet. Demet trägt dies in die 
Datenbank ein. Nach seinem Erstantrag 
auf Asyl im Osten Deutschlands wartete 
er drei Monate in einer Flüchtlingsunter-
kunft. Nachdem sein Asylantrag bewil
ligt wurde, zog er nach Düsseldorf. In ei-
ner Flüchtlingsunterkunft kann er nicht 
mehr wohnen. Wo genau er zurzeit lebt, 
wird nicht deutlich. In einer Obdachlo-
senunterkunft, vermutet Demet. Harun 
muss sich nun schnellstmöglich um eine 
Wohnung bemühen, dabei wird „Flingern 

mobil“ ihn unterstützen. Zudem verweist 
Demet ihn an mögliche Sprachkurse, da-
mit er zunächst die deutsche Sprache er-
lernt und so seine Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt verbessert. 

Der Sozialarbeiter vom „Flingern mobil-
Team“ betreut einen weiteren Flüchtling, 
der wohl morgen einen Termin hat. Die-
ser spricht ebenfalls weder deutsch noch 
englisch. Der Sozialarbeiter bittet um eine 
Verlegung des Termins, um das Gespräch 
begleiten zu können. Leider ist Demets 
Terminkalender für die nächsten drei Wo-
chen jedoch prall gefüllt. Sie bietet aber an, 
dass der Kunde den Termin morgen alleine 
wahrnimmt und eine Sozialarbeiterin von 
„Flingern mobil“ telefonisch zugeschaltet 
wird. Im normalen SGB II-Bereich wäre 
so etwas nicht möglich, sagt Demet. Wa-
rum eigentlich nicht, frage ich mich. Ich 
nehme den Integration Point jedenfalls als 
ein vorbildhaftes, hoch flexibles System 
wahr, das kunden- und lösungsorientiert 
schnelle Handlungsfähigkeit beweist und 
meiner Meinung nach auch als Blaupause 
für die Fortentwicklung des Regelsystems 
herangezogen werden könnte. 

Ich wechsele den Platz und setze mich 
zu Anna, der Kollegin von Demet in der 
Arbeitsvermittlung SGB II. Vor Annas 
Tür warten bereits einige Kundinnen 
und Kunden. 

Der nächste Kunde hat seinen Sprachkurs-
beginn im Juni, er hat jedoch einen Sprach-
kurs gefunden, der bereits im Mai beginnt. 
Er fragt um Erlaubnis den früheren Sprach-
kurs in Anspruch nehmen zu dürfen „Selbst
verständlich“, sagt Anna, „je früher, des
to besser“. Er ist studierter Architekt, 23 
Jahre jung, mit einer guten Abschlussno-
te. Anna nimmt die Angaben in der Da-

tenbank auf. Unter Stellengesuch erfasst 
sie den Beruf Lagerhelfer. Warum das, fra-
ge ich etwas verwirrt. „Das Hindernis ist 
die Sprache“, sagt Anna. Priorität habe zu-
nächst das Erlernen der deutschen Sprache, 
das schränke seine Möglichkeiten auf dem 
Arbeitsmarkt erst einmal weiter ein. Denn er 
muss täglich ca. vier Stunden einen Sprach-
kurs besuchen. Die restliche Zeit soll er ar-
beiten. Ohne Sprachkenntnisse käme da eine 
Arbeit z. B. als Lagerhelfer in Frage. „Paral-
lel stoßen wir das Anerkennungsverfahren 
seiner Zeugnisse an und sorgen für eine er-
forderliche Übersetzung seiner Zertifikate. 
Die Übersetzung finanzieren wir, weil es 
der Integration in Arbeit oder Ausbildung 
dient“, so Anna. Gelder für Übersetzungs-
kosten stehen aus dem Vermittlungsbudget 
zur Verfügung. Arabische Übersetzer ma-
chen zurzeit wahrscheinlich das Geschäft 
ihres Lebens, denke ich mir. Nach Vorga-
be müssen mehrere Angebote von Anbie-
tern eingeholt werden. Der Übersetzer oder 
die Übersetzerin mit dem wirtschaftlichs-
ten Angebot erhält den Auftrag. Der Kun-
de hat noch eine abschließende Frage. Er 
möchte gerne seinen Führerschein aner-
kennen lassen und weiß nicht, wie er vor-
gehen soll. Anna verweist ihn an das Stra-
ßenverkehrsamt Düsseldorf. 

Natürlich interessiert mich auch, wie die 
Kundinnen und Kunden sich im Integrati-
on Point behandelt fühlen. Anna gibt mir 
die Gelegenheit, mich mit dem Kunden zu 
unterhalten. Sehr gut fühle er sich behan-
delt, sagt er. In anderen Institutionen habe 
er ganz andere Erfahrungen gemacht, ne-
gative Erfahrungen. Dort habe er das Ge-
fühl vermittelt bekommen, absolut nicht 
willkommen zu sein. 

In den letzten Tagen habe ich immer wie-
der die Gelegenheit genutzt, um Kun-

Integration Point Düsseldorf, 

Teamleiterin Kerstin Brücher



ARBEITSGESTALTUNG UND FACHKRÄFTESICHERUNG

G.I.B.INFO   3  16  35

EINE WOCHE IM INTEGRATION POINT DÜSSELDORF – EIN ERFAHRUNGSBERICHT

dinnen und Kunden nach ihrer Zufrieden-
heit im Integration Point zu befragen. Auch 
in Abwesenheit der Beschäftigten des Inte-
gration Points. Die Rückmeldungen waren 
immer dieselben: „Die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Integration Point sind 
sehr freundlich und hilfsbereit. Sie unter-
stützen uns. Es ist eine gute Einrichtung, 
bei der man keine Angst haben muss, ei-
nen Termin wahrzunehmen, wie es in an-
deren Behörden der Fall ist.“ 

Wenn man mit den Menschen vertrauens-
voll spricht, wird aber auch deutlich, dass 
sich unzulässige Strukturen rund um die 
geflüchteten Personen gebildet haben. Es 
scheinen einige erkannt zu haben, dass 
sich mit Geflüchteten Geld verdienen lässt. 
Es geht insbesondere um dubiose Woh-
nungsvermittlungen sowie Übersetzungs- 
und Begleitungsleistungen. 

Eine Wohnung wird z. B. an diejenige 
Person vermittelt, die eine angemessene 
Vermittlungsgebühr bezahlt. Geflüchte-
te Personen (insbesondere ohne deutsche 
oder englische Sprachkenntnisse) werden 
vor der Ausländerbehörde oder dem Inte-
gration Point abgefangen, und ihnen wird 
weisgemacht, dass sie für ihre behörd-
lichen Termine unbedingt einen Über-
setzer und eine Begleitperson bräuchten. 
Das koste aber selbstverständlich einige 
hundert Euro. Schockierend war die Aus-
sage eines Kunden, der mir von einem 
Freund erzählte, der einige hundert Euro 
für die Vermittlung in eine Obdachlosen-
unterkunft bezahlt habe. So werden die 
aus ihrer Heimat geflohenen Menschen 
schamlos abgezockt. Dem Integration 
Point bzw. dem Jobcenter sind derartige 
Fälle bekannt. Der Integration Point hat 
seine Bemühungen bereits erhöht, durch 
explizite Hinweise für noch mehr Trans-

parenz zu sorgen, damit ganz deutlich ist, 
dass die Dienstleistungen des Integration 
Points kostenfrei sind. Wenn jedoch den 
fragwürdigen Wohnungsvermittlungen 
ein Riegel vorgeschoben werden soll, dann 
müssen andere Akteure aktiv werden.

Ich sitze wieder bei Demet. Yassir, 19 Jahre 
aus Aleppo in Syrien, kommt in Begleitung 
eines Freundes, 17 Jahre alt. Sein Freund 
war selber vor einigen Monaten in Yas-
sirs Situation und musste eine Vielzahl 
von Behördengängen bewältigen. „Ich 
weiß, dass es für mich einfacher gewe-
sen wäre, wenn mich ein Vertrauter mit 
Erfahrung im Kontakt mit deutschen Be-
hörden, damals hätte begleiten können“, 
sagt er. Gestern, erwähnt er voller Stolz, 
habe er fünf Personen begleitet und für sie 
übersetzt. Er mache das gerne. Er spricht 
türkisch, das hat er auf seiner Flucht in 
der Türkei gelernt. Da Arbeitsvermitt-
lerin Demet ebenfalls türkisch spricht, 
funktioniert die Verständigung gut. Ya-
ssir möchte Medizin studieren, Demet 
macht deutlich, dass er dafür eine Über-
setzung seiner Zeugnisse für ein Anerken-
nungsverfahren benötige. Zudem beste-
he zunächst ein Vorrang der Vermittlung 
in Arbeit oder Ausbildung. Er müsse ei-
ner Arbeit nachgehen, bis er ein Studium 
aufnehmen könne. 

Demet verpflichtet Yassir zur Teilnahme 
an einem Sprachkurs. Nebenbei soll er 
arbeiten. Demet sucht u. a. eine Sprach-
schule heraus, wo er Deutsch bis zum 
Sprachniveau C1.2 erlernen kann. Die-
ses Sprachniveau wird benötigt, um in 
Deutschland ein Studium aufnehmen zu 
können. Am Ende des Gesprächs zieht 
Yassir eine Tafel Schokolade aus seinem 
Rucksack. Sein Freund bricht zwei Stücke 
Schokolade ab, eines für Demet und eines 

für mich. Ein schönes Beispiel des Aus-
drucks von Dankbarkeit, wie ich es be-
reits häufig erfahren habe. 

Der Tag endet mit einem sehr emotionalen 
Kundengespräch. Zakir ist 42 Jahre alt, er 
ist aus Syrien geflüchtet, hat jedoch kei-
ne syrische Staatsangehörigkeit, da er ge-
bürtiger Palästinenser aus Israel ist. Er ist 
vor vielen Jahren aus Israel nach Syrien 
gezogen. Dort wurde er als staatenlos ge-
führt. Er hat ein Visum für Deutschland 
bis zum Jahr 2019. Seine Frau und seine 
Töchter befinden sich noch im Libanon, 
das beschäftigt ihn sichtlich. Zakir be-
sucht seit zwei Monaten einen Deutsch-
kurs. Ihm fällt das Erlernen der deutschen 
Sprache nicht leicht. Die familiäre Situ-
ation macht das Lernen nicht einfacher. 
Zakir wartet sehnlichst auf die Famili-
enzusammenführung. Doch der Termin 
bei der deutschen Botschaft im Libanon 
ist erst im Juni. Zakirs Familie geht das 
Geld aus. Er will unbedingt arbeiten und 
seiner Familie etwas Geld zukommen las-
sen. Er ist gelernter Näher und war schon 
bei vielen Nähereien in Düsseldorf, um 
nach Arbeit zu fragen. Ohne Erfolg. Er 
würde jede erdenkliche Tätigkeit auf-
nehmen, sagt er und bricht dabei in Trä-
nen aus. Demet und ich sind in dieser Si-
tuation sehr betroffen. Demet bedauert, 
dass ihr die Hände gebunden seien. Sie 
habe keine Arbeitsstellen, bei denen kei-
ne Deutschkenntnisse vorausgesetzt wür-
den. Er müsse zumindest Arbeitsanwei-
sungen verstehen können. Deshalb müsse 
er sich weiter auf seinen Sprachkurs kon-
zentrieren. Sobald Demet eine passende 
Stelle vorliege, werde sie sich umgehend 
melden. Bestürzt, nachdenklich und rat-
los verabschieden wir uns. Ein solches Ge-
spräch beschäftige einen noch eine ganze 
Weile, weiß Demet. 
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Mir ist während meiner Zeit in der Ar-
beitsvermittlung SGB II ziemlich deutlich 
geworden, dass eine direkte nachhaltige 
Vermittlung in Arbeit im SGB II-Bereich 
des Integration Points nicht oder kaum 
stattfindet. Priorität hat die Vermittlung 
in Sprachkurse und das In-die-Wege-Lei-
ten von Anerkennungsverfahren. Erst das 
Sprachniveau B1, dann die nachhaltige 
Vermittlung in Arbeit oder Ausbildung, 
das ist die Rangfolge. Obwohl viele Be-
triebe dem Jobcenter bzw. Integration 
Point freie Arbeitsstellen melden und die-
se gerne auch mit Flüchtlingen besetzen 
wollen, setzen sie in ihren Stellenangebo-
ten das Sprachniveau B1 voraus. 

Ich frage mich, ob ein ausbildungs- bzw. 
berufsbegleitendes Erlernen der Sprache 
im Betrieb, also eine Kombination aus 
beruflicher Qualifizierung (beruflichem 
Alltag) und Sprachkurs nicht effektiver 
wäre. Denn findet die eigentliche Integra-
tion in die Gesellschaft und das Erlernen 
der Sprache nicht ohnehin im wahren Le-
ben – also z. B. im Beruf – statt? Starre 
sprachliche Hürden werden meines Erach-
tens nur Verlierer hervorbringen, die aus 
dem normalen System ausgeschlossen blei-
ben. Die Folge wird sein, dass mögliche 
vorhandene Potenziale ungenutzt blei-
ben. Daher freut es mich zu hören, dass 
kombinierte Angebote aus Qualifizierung 
und Deutschunterricht nach Aussage von 
Herrn Zielonkowsky, Vorsitzender der 
Geschäftsführung des Jobcenters Düssel-
dorf, zurzeit entwickelt und in der zwei-
ten Jahreshälfte umgesetzt werden sollen.

Der Integration Point ist mit seinem fle-
xiblen Ansatz – finde ich – durchaus auf 
dem richtigen Weg. Die Frage ist aber, ob 
dies ausreicht. Denn die Arbeit im Inte-
gration Point ist nach einer bestimmten 

Zeit abgeschlossen, bei der Arbeitsver-
mittlung im SGB II-Bereich sobald das 
Sprachniveau B1 erreicht ist. Dann er-
folgt die Übergabe an das Regelsystem, 
also das örtlich zuständige Jobcenter. In 
Düsseldorf ist es das Jobcenter Süd, Nord 
oder Mitte. Und darin sieht das Personal 
im Integration Point eine Gefahr, die ich 
sehr gut nachvollziehen kann. Das Re-
gelsystem arbeitet anders als der Inte-
gration Point. In der Regel sind weniger 
sprach- und interkulturelle Kompetenzen 
sowie Flexibilität vorhanden. Die Gefahr 
ist, dass viele ehemalige Kundinnen und 
Kunden des Integration Points im Regel-
system „untergehen“. Es wird daher wich-
tig sein, die Entwicklung genau zu verfol-
gen und möglicherweise nachzusteuern, 
im Idealfall durch eine ganzheitliche Sys-
temanpassung.

5. Tag
Arbeitsvermittlung SGB III

Es ist Freitag. Mein letzter Tag im Integra-
tion Point, den ich mit Amon verbringe. 
Amon ist Arbeitsvermittler im Integration 
Point für den SGB III-Bereich. Der SGB III-
Bereich ist zuständig für Asylsuchende und 
Asylbewerber – also für geflüchtete Per-
sonen, deren Asylverfahren noch läuft oder 
deren Asylantrag abgelehnt wurde und die 
i. d. R. Leistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz beziehen. Ein wichtiger 
Unterschied zur Arbeit im SGB II-Bereich 
ist, dass die Kundinnen und Kunden von 
Amon freiwillig zu ihm kommen. Zur Re-
krutierung seiner Kundschaft begibt er sich 
einmal pro Woche in die Flüchtlingsunter-
künfte Düsseldorfs und informiert über 
Fördermöglichkeiten des SGB III, z. B. Be-
rufsberatung, Kompetenzfeststellung und 
weitere Maßnahmen zur Aktivierung und 
beruflichen Eingliederung.

Amon hat in seinem Büro einige Zeitungs-
artikel über den Integration Point an der 
Wand hängen, auf denen er in Kunden-
gesprächen zu sehen ist. „Der Integrati-
on Point findet als bundesweit erster In-
tegration Point politisch und medial viel 
Beachtung, auch die Bundesarbeitsminis
terin war schon vor Ort“, sagt Amon. Er 
spricht arabisch, ist kommunikativ und 
pflegt eine direkte und offene Art. Das 
scheint bei den Geflüchteten gut anzu-
kommen. Vor seinem Büro stehen die Leu-
te Schlange. Ich kann mit ihm nicht das 
Büro verlassen, ohne dass sich eine Trau-
be von Menschen mit Fragen um ihn bil-
det. Amon hat Betriebswirtschaftslehre 
studiert und arbeitete vor seiner Zeit im 
Integration Point in der Privatwirtschaft.

Vielleicht fällt es ihm unter anderem des-
wegen leicht, engen Kontakt mit der Wirt-
schaft zu halten. Er tauscht sich regel-
mäßig mit der örtlichen Industrie- und 
Handelskammer sowie Handwerkskam-
mer aus und pflegt Kontakt zu Arbeitge-
bern. Er zeigt mir einige Arbeitsverträge 
ehemaliger Kundinnen und Kunden, die 
er vermitteln konnte. Darunter auch eine 
Anzahl von Personen mit geringen deut-
schen Sprachkenntnissen. Die Arbeits-
verträge, die er mir zeigt, sind von nam-
haften Unternehmen wie PwC, Henkel 
oder Nuance. Aber auch von kleineren 
Betrieben, z. B. aus dem Handwerk oder 
der Hotelbranche. 

Ich frage Amon, ob die Vorrangprüfung 
die Arbeitsvermittlung erschwert. „Ja, 
teilweise schon“, so Amon. Momentan 
werden Deutsche und EU-Bürger bei der 
Jobvergabe nämlich noch bevorzugt. Be-
werben sich geflüchtete Personen auf ei-
nen Job, so benötigen sie eine Erlaubnis 
der Ausländerbehörde – gegebenenfalls 
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mit Zustimmung der Zentralen Auslands- 
und Fachvermittlung (ZAV) der Bundes-
agentur für Arbeit. Die Zentrale Aus-
lands- und Fachvermittlung führt dann 
eine Arbeitsmarktprüfung durch. Diese 
besteht aus einer Vorrangprüfung, bei der 
geprüft wird, ob für den konkreten Ar-
beitsplatz bevorrechtigte Deutsche oder 
EU-Ausländer zur Verfügung stehen, und 
einer Prüfung der Beschäftigungsbedin-
gungen, bei der geprüft wird, ob ortsüb-
licher Lohn bzw. Tariflohn gezahlt wird. 

Es scheint so, als könnte in Kürze tatsäch-
lich in bestimmten Fällen eine Abschaf-
fung der Vorrangprüfung erfolgen. Das 
Bundeskabinett hat am 25. Mai 2016 den 
Entwurf eines Integrationsgesetzes be-
schlossen. In diesem ist formuliert, dass 
für einen Zeitraum von drei Jahren bei 
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern 
sowie Geduldeten auf die Vorrangprü-
fung verzichtet werden kann. Allerdings 
nur in „Regionen mit unterdurchschnitt-
licher Arbeitslosigkeit“.

Ich möchte abschließend zu meinem 
Tag bei Amon in der Arbeitsvermittlung 
SGB III und damit auch abschließend zu 
meiner Woche im Integration Point noch 
ein Kundengespräch von Amon mit Ja-
mal und Kaif aus Ghana, Kumasi, auf-
greifen. Es verdeutlicht die kleinen prak-
tischen Herausforderungen bei der Arbeit 
in einem Integration Point.

Jamal und Kaif haben im Februar einen 
Antrag auf Asyl gestellt. Sie besitzen bei-
de eine Aufenthaltsgestattung zur Durch-
führung des Asylverfahrens. Keiner der 
beiden hat einen abgeschlossenen Schul-
abschluss. Sie sprechen kein deutsch, aber 
englisch. In ihrer Heimat haben sie als 
„constructor“ – zu Deutsch Konstrukteur 
– gearbeitet. In Deutschland ist das ein 
Weiterbildungsberuf, der eine Ausbildung 
in bestimmten anerkannten Ausbildungs-
berufen voraus setzt. Konstrukteure und 
Konstrukteurinnen entwickeln Konzepte 
und Darstellungen z. B. zur Herstellung 
eines Bauwerks. Sie sind in der Regel In-

genieure oder Techniker. In Ghana wird 
unter einem Konstrukteur aber anschei-
nend etwas anderes verstanden.

Amon (Arbeitsvermittlung SGB III): Could 
you give me a description of your work as 
a constructor? What tasks did you have as 
a „constructor“? Jamal (Kunde): Every ac-
tivity involves building a house. Amon (Ar-
beitsvermittlung SGB III): Inside and out-
side the house? Kaif (Kunde): Inside and 
Outside! Installing doors and windows, 
rendering walls, painting and paperhan-
ting, tiling, etc. 

Amon stellt mir die rhetorisch gemein-
te Frage: „Was trage ich jetzt ein? Bau-
helfer? Betonbauer? Fliesenleger? Maler 
und Lackierer?“ Ich zucke mit den Schul-
tern. Amon verweist beide an mögliche 
Sprachkurse und wird anschließend ein 
Kompetenzfeststellungsverfahren in die 
Wege leiten. 

Ich möchte mich an dieser Stelle herzlich 
für die Gelegenheit der Hospitation bei 
der Agentur für Arbeit Düsseldorf, dem 
Jobcenter Düsseldorf und ganz beson-
ders bei den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern des Integration Points Düssel-
dorf bedanken.

KONTAKT

Integration Point Düsseldorf

Luisenstr. 105

40215 Düsseldorf

Tel.: 0211 91747-0

AUTOR

Carsten Duif

Tel.: 02041 767-178

c.duif@gib.nrw.de
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LANDESAKTION „NRW. DAS MACHEN WIR!“

Viel zu oft ist im Zusammenhang mit 

Flüchtlingen von Problemen die Rede. 

Mit der Landesaktion „NRW. Das machen 

WIR!“ zeigt das Ministerium für Arbeit, 

Integration und Soziales NRW gemein-

sam mit der Landesberatungsgesell-

schaft G.I.B., dass Flüchtlinge eine Be-

reicherung für das Land darstellen und 

Integration durch Arbeit und Ausbildung 

zu einer Erfolgsstory werden kann.

Zahlreiche professionell, aber auch ehren-
amtlich tätige Menschen engagieren sich 
jeden Tag für Menschen, die ihre Heimat 
verlassen mussten. Ihr Engagement ist in 
vielen Fällen getragen von Begeisterung 
und persönlichem Einsatz, obwohl ihre 
Arbeit häufig mühevoll, langwierig und 
manchmal von Rückschlägen begleitet ist. 
Kammern, Gewerkschaften, Unternehmen, 
Kommunen, Arbeitsagenturen, Jobcenter, 
Vereine, Verbände, Träger, Ehrenamtle-
rinnen und Ehrenamtler – sie alle bewei-
sen mit unterschiedlichsten Projekten und 
Initiativen, dass die Integration geflüchte-
ter Menschen in Arbeit und Ausbildung 
funktionieren kann. Ihre Leistung ist ein 
gesamtgesellschaftlich wichtiger Beitrag. 
Das soll im Rahmen der Aktion „NRW. 
Das machen WIR!“ sichtbar und gewür-
digt werden. 

Im Mittelpunkt der Aktion steht das Inter-
netportal www.das-machen-wir.nrw. Kur-
ze Videoclips, Fotos und Texte präsentieren 
viele praktische und kreative Beispiele aus 
den Regionen auf einer NRW-Landkarte 
der guten Ideen und Aktionen. Bereits jetzt 
finden sich auf der Karte viele spannende 
Beispiele. So z. B. eines aus Emmerich, wo 
sich fünf Unternehmen zu einem Netzwerk 

zusammengeschlossen haben – u. a. die 
Katjes GmbH sowie die Probat-Werke –, 
die gemeinsam mit der Stadt Emmerich, der 
IHK Niederrhein und der Agentur für Ar-
beit Maßnahmen für Flüchtlinge erarbei-
tet haben (u. a. betriebliche Deutschkurse 
und Praktika), mit dem Ziel der Übernah-
me in eine Ausbildung. 

Oder das Beispiel des Unternehmers Franz 
Przechowski aus Gelsenkirchen, der sich 
angesichts der unbefriedigenden Flücht-
lingssituation in Europa sagte „Tu Du we-
nigstens etwas und tue es jetzt!“ und nun 
in seinem Unternehmen UNICBLUE Fil-
mon aus Eritrea zum Kaufmann für Kom-
munikation und Marketing sowie Elvis aus 
Guinea-Bissau und Mohamed, ebenfalls 
aus Eritrea, als Tischler ausbildet. 

Oder das Zeitungs-Projekt aus Bochum, wo 
Flüchtlinge die Zeitung „Neu in Deutsch-

land“ herausbringen, deren Texte aus-
schließlich von Flüchtlingen geschrieben 
sind und als Sonderausgabe der Stadtteil-
zeitung „DreiViertel. Zeitung für das Bo-
chumer Westend“ erscheint.

Auch in Düsseldorf ging man auf Flücht-
linge zu – die Rheinbahn AG organisier-
te einen Kennenlerntag, das Ergebnis: drei 
Flüchtlinge haben bereits eine Ausbildung 
zur Fachkraft für Metalltechnik bei der 
Rheinbahn aufgenommen. 

Das Besondere an der NRW-Landkarte: 
es handelt sich um eine interaktive Karte, 
auf der Akteure ihre Projekte und Aktivi-
täten eintragen und mit Bildern hinterle-
gen können. So sollen die für die Integrati-
on Geflüchteter in Arbeit und Ausbildung 
verantwortlichen Akteure selbst die NRW-
Landkarte der guten Ideen und Aktionen 
entstehen lassen. 

In Emmerich haben sich fünf Unternehmen zu einem Netzwerk zusammengeschlossen, u. a. die 

Probat-Werke, die Maßnahmen für Flüchtlinge mit dem Ziel der Übernahme in eine Ausbildung 

anbieten.

www.das-machen-wir.nrw
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Das Internetportal bietet neben der inter-
aktiven Landkarte auch eine sogenann-
te Media Wall. Hier werden Gesichter 
gezeigt, Integrationsgeschichten erzählt 
und professionell sowie ehrenamtlich Tä-
tige und nicht zuletzt geflüchtete Men-
schen selbst kommen zu Wort. Es sind 
Geschichten wie die von Muhammad aus 
Syrien oder Tesfalem aus Eritrea, die die-
se Media Wall mit Leben füllen und ver-
deutlichen, wie wichtig Bemühungen zur 
Integration geflüchteter Menschen auf pro-
fessioneller sowie ehrenamtlicher Ebene 
sind und welch positive beidseitige Aus-
wirkungen sie haben können.

Muhammad kam vor fast einem Jahr mit 
seiner Familie (Frau und zwei Geschwis
tern) aus Syrien nach Deutschland. Die 
Familie war gezwungen, ihre Heimat des 
Krieges wegen zu verlassen. In Syrien hat 
Muhammad Biochemie studiert, aber 
nicht abgeschlossen. In Deutschland an-
gekommen besuchte er zunächst im Os-
ten Deutschlands freiwillig eine Sprach-
schule, um Deutsch zu lernen. Dann zog 
er nach Düsseldorf und absolvierte – un-
terstützt vom Integration Point Düssel-
dorf – einen Integrationskurs. Mittler-
weile hat er ein Vorbereitungsjahr für 
ein Biochemiestudium an der Heinrich-
Heine Universität Düsseldorf angefan-
gen. Neben dem Studium engagiert er 
sich ehrenamtlich im DRK-Kreisver-
band Düsseldorf e. V. Sein Wunsch für 
die Zukunft: „Ich möchte mein Studium 
erfolgreich absolvieren und eine gute Ar-
beit finden.“ Er möchte sich bei der Gele-
genheit auch bedanken bei Timo Kraaß, 
seiner Familie und Daniel Greve, die ei-
nen wesentlichen Einfluss auf sein Le-
ben gehabt haben. Auch der Integration 
Point Düsseldorf habe ihm sehr gehol-
fen, so Muhammad. 

Tesfalem aus Eritrea ist 23 Jahre alt und seit 
zwei Jahren in Deutschland. Er absolvierte 
einen Elementarbildungslehrgang an der 
Volkshochschule Bochum. In diesem Kurs 
lernte er über sechs Monate, vier Stunden 
täglich grundlegende Fähigkeiten in den Fä-
chern Mathematik, Englisch, deutsche Spra-
che, Biologie und Arbeitsweltorientierung. 
Er lernte gemeinsam mit deutschen Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen. Dies er-
leichterte ihm z. B. sich zu trauen deutsch 
zu sprechen und Unterhaltungen zu füh-
ren und es half ihm in Bochum anzukom-
men und erste Freundschaften zu schlie-
ßen. Nach den sechs Monaten besuchte er 
den Lehrgang zum Hauptschulabschluss an 
der Volkshochschule weiter. Das Grundla-
gentraining zuvor hat ihm den Start in der 
9. Klasse vereinfacht. „Mit der Unterstüt-
zung der Lehrkräfte und vieler Mitschüler 
habe ich das Ziel Hauptschulabschluss im 
Sommer 2016 erreicht“, so Tesfalem. Wäh-
rend dieser Zeit durfte er auch an verschie-
denen Projekten im Kurs mitarbeiten und 
konnte so die Arbeit im kommunalen In-
tegrationszentrum als Praktikant und Un-
terstützer kennen lernen. Dort hat er Infor-
mationstexte für ankommende Flüchtlinge 
übersetzt und konnte sein Wissen an ande-
re weitergeben. „Die Volkshochschule ist 
ein Ort des Ankommens für mich gewesen 
und hilft mir nun bei der Gestaltung mei-
ner Zukunft.“ 

Auf der Media Wall werden Biografien wie 
die von Muhammad und Tesfalem ergänzt 
durch kurze Videoclips, die ebenfalls Ge-
schichten gelungener Integration erzählen. 
Die Ansicht der Videos lohnt sich!

Das zweite Standbein der Aktion „NRW. 
Das machen WIR!“ ist eine Reihe von regi-
onalen Veranstaltungen, auf denen überall 
im Land beispielhafte Initiativen präsen-

tiert werden sollen. Die erste Veranstal-
tung und damit Auftakt der Aktion fand 
offiziell am 09.09.2016 in Remscheid statt. 
Institutionen, Vereine und Initiativen aus 
dem Bergischen Städtedreieck (Remscheid, 
Solingen, Wuppertal) zeigten ihre Arbeit, 
und geflüchtete Menschen berichteten 
von ihren Erfahrungen. Gemeinsam mit 
Arbeits- und Integrationsminister Rainer 
Schmeltzer begrüßte Remscheids Oberbür-
germeister Burkhard Mast-Weisz Vertre-
terinnen und Vertreter unterschiedlichs-
ter Initiativen: Bergisches Netzwerk zur 
Integration von Flüchtlingen in den Aus-
bildungs- und Arbeitsmarkt, Aktionen des 
Sportbundes Remscheid und des Jobcen-
ters Wuppertal zur Integration durch Sport, 
Angebote der Bergischen Universität un-
ter anderem für Gasthörer, eine Koopera-
tion der Jobcenter der Region und ein Pa-
tennetzwerk der Flüchtlingshilfe Solingen. 
Örtlicher Veranstalter war die Regional
agentur Bergisches Städtedreieck. Wei-
tere Veranstaltungen mit dem Minister 
und den Staatssekretären des Ministeri-
ums – möglichst in allen Arbeitsmarktre-
gionen – folgen. Die Kölner Veranstaltung 
fand am 21.09. statt, weitere Termine sind 
zunächst im Münsterland, in Dortmund, 
Hagen und in der Region Siegen-Wittgen-
stein/Olpe in Vorbereitung.

Zahlreiche Akteure aus den Regionen NRWs 
haben ihre Aktivitäten bereits über den In-
ternetauftritt der Aktion eingereicht oder 
uns kontaktiert. Werden auch Sie Teil der 
Aktion „NRW. Das machen WIR!“. Hel-
fen Sie uns der Integration in NRW ein Ge-
sicht zu geben! Machen Sie mit: 
www.das-machen-wir.nrw. 

Folgen Sie uns auch auf Facebook:
www.facebook.com/NRW-das-machen-
WIR-920688971393262/ 

ANSPRECHPERSONEN IN DER G.I.B.

Carsten Duif

Tel.: 02041 767-178, c.duif@gib.nrw.de

Manfred Keuler

Tel.: 02041 767-152, m.keuler@gib.nrw.de

Ute Mankel

Tel.: 02041 767-159, u.mankel@gib.nrw.de

Die Rheinbahn AG organisiert Kennenlerntage. 

Drei Flüchtlinge haben eine Ausbildung zur 

Fachkraft für Metalltechnik aufgenommen.
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Mobbing, haltlose Kündigungen, Androhung von Regressforderungen – um die Interessenvertretung durch 
Betriebsräte und Gewerkschaften zu unterbinden oder einzuschränken, richten sich manche Arbeitgeber 
immer wieder gegen Betriebsratsgremien oder einzelne engagierte Beschäftigte. In solchen Fällen berät und 
unterstützt seit dem 1. Mai 2015 das von Arbeit und Leben NRW initiierte Projekt „Fair im Betrieb NRW“ 
betroffene Personen, wenn nötig, durch öffentlichkeitswirksame Aktionen. „Fair im Betrieb NRW“ ist ein 
Kooperationsprojekt von Arbeit und Leben NRW und der Günter-Wallraff-Stiftung, das auf Erfahrungen 
von „Brennpunkt Betrieb“ und „Work-Watch“ basiert. „Fair im Betrieb NRW“ wird durch das Ministe­
rium für Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen sowie aus Mitteln des Europä­
ischen Sozialfonds gefördert und im Rahmen der Landesinitiative „Faire Arbeit – Fairer Wettbewerb“ be­
gleitet. Ein Interview mit der Bildungsreferentin Susan Paeschke und dem Journalisten Günter Wallraff. 

schen Anschuldigungen kriminalisiert, zermürbt und 
auf Dauer aus dem Unternehmen gedrängt werden. 
Dahinter steckt oft System, das auch als „Bossing“ 
oder „Union-Busting“ bezeichnet wird. Gemeint ist 
damit der zielgerichtete Einsatz von Mobbingmetho-
den durch Vorgesetzte, Personalabteilungen oder Ge-
schäftsführungen. 

Dabei bedienen sich Arbeitgeber spezialisierter An-
waltskanzleien und Detekteien, die in Grauzonen 
agieren und auch vor drastischen Maßnahmen nicht 
zurückschrecken. Zu erkennen ist oft eine subtile, me-
thodisch angelegte Eskalationsstrategie, die wie nach 
einem Drehbuch schrittweise abgearbeitet wird. Das 
reicht von der sozialen Isolierung über die Zermür-
bung und das Verbreiten von Angst und Schrecken bis 
hin zum gezielten Rechtsbruch. 

Ohne professionelle Unterstützung ist es für Betrof-
fene fast unmöglich, diesem Vorgehen wirkungsvoll 
entgegenzutreten. Daran soll unser Projekt etwas än-
dern. Ziel ist, Betriebsräte sowie Gewerkschaftsse-
kretärinnen und -sekretäre für das Thema zu sensi-
bilisieren und zugleich ein helfendes Netzwerk aus 
Rechtsanwälten, Richtern und Staatsanwaltschaften, 
aber auch aus Ärzten, Psychotherapeuten und Jour-
nalisten aufzubauen.

G.I.B.: Sie sprechen von „Eskalationsstrategie“. Wie 
sehen die einzelnen Stufen dieser Eskalation aus? 
Susan Paeschke: Wer als Gegner der Unternehmens-
leitung oder Geschäftsführung zur Strecke gebracht 
werden soll, wird zunächst im Betrieb gezielt schlecht 

„In manchen Bereichen herrschen 

frühkapitalistische Zustände“
Projekt „Fair im Betrieb NRW“

G.I.B.: Frau Paeschke, Sie leiten das Projekt „Fair im 
Betrieb NRW“, das im Rahmen der Initiative „Faire 
Arbeit – Fairer Wettbewerb“ seit Mai des vergangenen 
Jahres aktiv ist. Worum geht es bei dem Projekt? 
Susan Paeschke: Hauptgegenstand des Projekts ist, die 
Mitbestimmung im weitesten Sinne zu schützen so-
wie betriebliche und gewerkschaftliche Interessenver-
tretungen bei ihrer Arbeit zu unterstützen, wenn sie 
aufgrund ihres Engagements vom Arbeitgeber massiv 
und gezielt attackiert werden – bis hin zur sozialen 
und beruflichen Vernichtung der Person.

Anlass für die teils aggressiven Reaktionen mancher 
Unternehmen sind oft ganz legitime, für manche Ar-
beitgeber aber unbequeme Fragen und Verhaltenswei-
sen von Betriebsrats- und Belegschaftsmitgliedern, 
die zum Beispiel mehr Transparenz im betrieblichen 
Lohnsystem fordern oder sich für bessere Arbeitsbe-
dingungen einsetzen. Anlass kann aber auch eine neue 
Unternehmensstrategie sein, die nicht mehr zum Be-
triebsrat, oder ein neuer Betriebsrat, der nicht zur Ge-
schäftsleitung passt. 

In solchen Fällen kommt es immer wieder vor, dass 
unliebsame Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit fal-

Zu erkennen ist oft eine subtile, 

methodisch angelegte Eskalationsstrategie, 

die wie nach einem Drehbuch schrittweise 

abgearbeitet wird. 
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gemacht, wird mit Lügen, übler Nachrede oder Un-
terstellungen überzogen. Manchmal werden auch ge-
zielt Praktikantinnen eingestellt, die Gerüchte einer 
sexuellen Nötigung streuen sollen. Zudem wird die 
inhaltliche Zusammenarbeit mit den Betroffenen er-
schwert oder komplett verweigert. Wenn möglich, 
wird der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin auch 
räumlich isoliert. Gleichzeitig werden die anderen 
Beschäftigten von ihren Vorgesetzten oder der Perso-
nalleitung genötigt, sich von den unliebsamen Mitar-
beitern zu distanzieren, ansonsten sei ihr eigener Ar-
beitsplatz bedroht. Mitunter werden auch nach dem 
Prinzip „teile und herrsche“ andere Betriebsratsmit-
glieder gegen Betroffene aufgebracht, sodass sich der 
Betriebsrat selbst zerlegt. 

Prinzip ist, sich Einzelpersonen herauszugreifen und 
fertig zu machen. In mitunter anonymen Aushängen 
und Briefen werden Betroffene diffamiert. Sie sind 
dann fast nur noch damit beschäftigt, sich gegen die 
Angriffe zu wehren, sodass sie ihrer eigentlichen Ar-
beit kaum mehr nachkommen können oder nur unter 
großem Aufwand, was wiederum oft in psychischer 
Erschöpfung endet. 

In einem nächsten Schritt folgen Abmahnungen oder 
auch fristlose Kündigungen, die per Einschreiben und 
gern am Freitag oder Samstag zugestellt werden, da-
mit die Betroffenen auch am Wochenende nicht zur 
Ruhe kommen. Kommt es – weitere Stufe – zum Pro-
zess, lässt sich das Unternehmen meist von speziali-
sierten Rechtsanwälten vertreten. Den Betroffenen 
wird dann vorgeworfen, ihr Verhalten habe dem Un-
ternehmen geschadet, deshalb seien sie zur Zahlung 
von Schadenersatz verpflichtet, wobei oft astrono-
mische Summen genannt werden. Meist sind es völlig 
haltlose Vorwürfe, doch sie erreichen das strategische 
Ziel: Angst und Schrecken zu verbreiten! 

Die Daumenschrauben werden immer weiter angezo-
gen. So scheuen manche Bossing-Betriebe auch vor 
gezieltem Rechtsbruch nicht zurück, manipulieren 
Computer, platzieren gezielt Gegenstände aus dem Fir-
meneigentum oder Pfandbons in den Taschen des Be-

troffenen und bezichtigen ihn des Diebstahls oder prä-
sentieren gekaufte Zeugen, die angeblich beobachtet 
haben, wie der Betroffene einen Spind aufgebrochen 
hat. Oft suchen auch unerlaubt eingesetzte Detektive 
nach Fehlern oder observieren den Betroffenen halb-
verdeckt, verfolgen ihn wie ein Schatten und schaf-
fen mit der permanenten Überwachung ein beängsti-
gendes Klima der Verunsicherung. 

Nicht selten endet die Eskalation mit dem psychischen 
oder physischen Zusammenbruch des Betroffenen, mit 
der Kündigung oder einem Aufhebungsvertrag inklu-
sive Schweigegebot – unter Androhung von Regress-
forderungen. Das soll Betroffene daran hindern, sich 
an die Öffentlichkeit zu wenden. Leider zeigen Staats-
anwaltschaften nur ein geringes Interesse, Rechtsbrü-
che im Arbeitsleben zu verfolgen und aufzuklären. Das 
verschafft den entsprechenden Unternehmen faktisch 
Immunität und trägt zur Duldung rechtsfreier Räu-
me in Betrieben bei. 

Das alles zeigt: Hinter Bossing und Union-Busting 
steckt enorme Energie, stecken inhumane Kaltschnäu-
zigkeit und viel Geld für Privatdetektive und Anwalts-
kanzleien. Hier sind den Gemeinheiten keine Grenzen 
gesetzt. Der Begriff Union-Busting kommt übrigens aus 
den USA, wo Unternehmen selbst vor Mord nicht zu-
rückgeschreckt haben, um Gewerkschaftsvertreter aus 
den Firmen rauszuhalten. Doch auch in Deutschland 
ist, wie die regelmäßigen Betriebsrätebefragungen der 
Hans Böckler Stiftung beweisen, eine Zunahme solcher 
Fälle zu verzeichnen, doch die Intensität von Bossing 
und Union-Busting kommt in Statistiken überhaupt 
nicht an. Dazu bräuchten wir tiefergehende Studien. 

So scheuen manche Bossing-Betriebe auch 

vor gezieltem Rechtsbruch nicht zurück, 

manipulieren Computer, platzieren gezielt 

Gegenstände aus dem Firmeneigentum oder 

Pfandbons in den Taschen des Betroffenen.

Susan Paeschke, 

Fair im Betrieb NRW

Günter Wallraff, 

Journalist und Autor



42 G.I.B.INFO   3  16  

ARBEITSGESTALTUNG UND FACHKRÄFTESICHERUNG

G.I.B.: Zeichnen sich Bossing-Betriebe durch bestimmte 
Charakteristika aus?
Susan Paeschke: Es gibt die klassischen Union-Buster, 
die gleich die ganz großen Geschütze auffahren, sobald 
das Wort Betriebsrat oder Gewerkschaften fällt. Die 
Firma „Bauhaus“ ist bekannt dafür. Sie hat 2009 das 
Wort „betriebsratsverseucht“ kreiert, das Unwort des 
Jahres, und will betriebliche Interessenvertretungen 
unter allen Umständen verhindern. 

Daneben gibt es Firmen, vor allem Familienunterneh-
men, die eine Betriebsratsgründung als Majestätsbelei-
digung ansehen. Sie konnten immer nach Gutdünken 
schalten und walten und sehen mit der Einrichtung 
eines Betriebsrats ihre Allmacht bedroht. Dass plötz-
lich auch die Beschäftigten ein Wort mitreden können, 
wollen sie nicht akzeptieren, obwohl sie ja angeblich 
immer alles für ihre Leute getan haben. Doch gerade 
bei ihnen lässt sich meist noch etwas über Gespräche 
und Vermittlung erreichen. 

Eine dritte Gruppe bilden Unternehmen, die ökono-
misch mit dem Rücken zur Wand stehen und jede Form 
der Mitbestimmung als hinderlich betrachten bei ihrer 
Strategie, Geschäftsbereiche auszulagern oder sozial-
versicherungspflichtige in prekäre Beschäftigungsver-
hältnisse umzuwandeln. Dabei würde ein Betriebsrat 
nach ihrer Ansicht nur stören. 

G.I.B.: Wie sieht „Bossing“ im konkreten Fall aus? 
Können Sie uns einige Beispiele aus Ihrer Projektpra-
xis nennen?
Susan Paeschke: Viele könnte ich nennen. Ein Seni-
orenzentrum zum Beispiel versucht, seine drei Be-
triebsratsmitglieder loszuwerden, nachdem die sich 
gegen die Einführung schlechterer Arbeitszeitmodelle 
zur Wehr gesetzt hatten. Als das Unternehmen merk-
te, dass es den Betriebsrat nicht kaufen konnte, hat 

es ihm offen den Krieg erklärt. Die Vorwürfe gegen 
die betriebliche Interessenvertretung gingen durch 
die Presse: Da war ein Heimbewohner plötzlich ver-
schwunden und von der Polizei aufgegriffen worden. 
Als die ihn zurückbrachte, hat niemand die Türen 
geöffnet und auch auf das „Anpiepen“ der zustän-
digen Personen hat niemand reagiert – ein dienst-
licher Fehler, der Grund für eine fristlose Kündigung 
war. Mithilfe mehrerer Gutachten hat sich jedoch 
schnell herausgestellt, dass die Pieper-Anlage schon 
seit Jahren kaputt ist. Inzwischen hat der Betriebs-
rat eine zweite Kündigung erhalten und auch Haus-
verbot. Er sollte aus dem Betriebsrat ausgeschlossen 
werden, weil er angeblich eine Mitarbeiterin beläs
tigt hat. Dafür wurden falsche Zeugen aufgeboten. 
Die Strafanzeige ist eingestellt worden. Hier ermit-
telt inzwischen die Staatsanwaltschaft wegen eides-
stattlicher Falschaussage. Der Stellvertreterin des Be-
triebsrats ist übrigens ebenfalls gekündigt worden 
und ein weiteres Betriebsratsmitglied hat eine Straf-
anzeige wegen Diebstahls bekommen. 

Ein anderer aktueller Fall ist eine Unternehmensgruppe 
mit mehreren Altenheimen. Hier hat uns der Hilferuf 
einer Gewerkschaftsvertreterin ereilt. Zwei Haustech-
niker, die als Betriebsräte des Seniorenheims fungieren, 
werden schon seit zwei Jahren mit Abmahnungen trak-
tiert und – Zufall oder Strategie – zum Jahresende soll 
laut Vorstandsbeschluss die Haustechnik ausgegliedert 
werden, sodass allen vier Haustechnikern gekündigt 
wurde, darunter den beiden Betriebsräten. Weil hier 
eine ganze Abteilung schließt, greift das Sonderkün-
digungsrecht für Betriebsräte nicht, sagt der Anwalt 
des Unternehmens. Darüber wird gerade verhandelt. 
In einem anderen Haus der Unternehmensgruppe un-
terstellen sie einer Betriebsrätin, ihre Betriebsratsar-
beit mit Absicht abends nach ihren Schichten und am 
Wochenende erledigt zu haben, um sich so Zuschläge 
in Höhe von 50 Euro zu erschleichen, was eine frist-
lose Kündigung rechtfertige. 

Günter Wallraff: Ich habe mich auch intensiv mit dem 
Fall befasst und bin zu dem Ergebnis gekommen, dass 
man den Firmeneigentümer öffentlich noch viel stär-

Wer alleine ist, ist schwach. 

Daher ist das oberste Gebot in solch einem 

Fall, Öffentlichkeit herzustellen.
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ker kennzeichnen müsste. In den von ihm übernom-
menen Heimen wird wirklich an allem gespart. In die-
sem Zusammenhang hatte ich mir erlaubt, verkleidet 
natürlich, ein Testessen zu machen und wurde dazu 
in einem separaten Raum mit diesem Fraß abgespeist. 

G.I.B.: Was können Betroffene tun, um sich erfolgreich 
gegen Schikanen und Diskriminierung zu wehren? 
Welche Gegenstrategien gibt es und welche Unterstüt-
zungsmöglichkeiten bieten Sie an? 
Susan Paeschke: Jeder Fall ist anders, auch wenn das 
dahintersteckende Prinzip fast immer dasselbe ist. 
Zunächst müssen wir beurteilen, ob es überhaupt ein 
Fall für uns ist. Dazu nehmen wir uns Zeit. Ein Erst-
gespräch mit Betroffenen dauert oft vier Stunden. Bei 
reinen Mobbingfällen vermitteln wir Betroffene an 
andere professionelle Hilfeeinrichtungen. Ist es aber 
ein Fall für uns, analysieren wir zunächst Stand und 
Entwicklung des Konflikts. Dazu haben wir ein Netz-
werk aufgebaut, an das wir vermitteln können, wenn 
jemand einen Anwalt oder eine psychosoziale Beglei-
tung braucht. Im Münsterland hat sich sogar eine erste 
Selbsthilfegruppe zu dem Thema gebildet. 

Vor allem müssen wir die Isolation der Betroffenen 
durchbrechen, denn: Wer alleine ist, ist schwach. Da-
her ist das oberste Gebot in solch einem Fall, Öffent-
lichkeit herzustellen. Doch dieses Mittel müssen wir 
gut dosieren, denn so ein Konflikt zieht sich meist über 
einen längeren Zeitraum hin, und da brauchen wir die 
Option, immer noch mal eine Schüppe drauflegen zu 
können. Zudem nützt es den Beschäftigten nichts, 
wenn ein Konflikt in Presse und Fernsehen zwei, drei 
Tage lang für Aufsehen sorgt, dann aber rasch ver-
gessen wird. Größte Herausforderung für uns aber 
ist, Bossing und Union-Busting gerichtsfest nachzu-
weisen, denn vieles ist hart an der Grenze des Rechts 
oder lässt sich nur schwer beweisen. 

Manchmal macht es Sinn, Schlüsselfiguren im Un-
ternehmen anzusprechen, um einen Klärungs- und 
Vermittlungsversuch zu starten oder auch die Lan-
desschlichterin einzuschalten. Das hilft den Betrof-
fenen, hat aber noch einen weiteren Vorteil: Der Ar-

beitgeber merkt, dass jetzt jemand von außen auf die 
Firma schaut und da ist es für uns sicherlich nützlich, 
dass es sich bei uns um ein Projekt des Arbeitsminis
teriums NRW handelt. 

Günter Wallraff: Ja, die Suche nach einem Kompro-
miss muss immer am Anfang stehen. Ein Beispiel da-
für ist unser Vorgehen bei einem Unternehmen, in 
dem jüngere Beschäftigte einen Betriebsrat gründen 
wollten, doch der patriarchalische Erbe des Unter-
nehmens wollte absolut nicht einsehen, dass das nach 
dem Gesetz möglich ist. Sofort begannen die Schika-
nen und die Drohung mit Entlassungen. Wir haben 
es geschafft, den Inhaber, den Prokuristen und den 
gemobbten Betriebsrat in unsere Räumlichkeiten zu 

holen. Das war eine mühselige Geschichte. Immer-
hin war es gelungen, die zwischenzeitliche Gehalts-
kürzung für den Betriebsrat rückgängig zu machen, 
doch plötzlich ist alles wieder schlimmer als vorher. 
Dem Betriebsrat ist unter dem Vorwand einer längeren 
Erkrankung gekündigt worden, weil er so oft krank 
war. Ebenso vier weiteren, die sich für Kollegen stark 
gemacht hatten. Also schien alles vergebliche Liebes-
müh. Trotzdem versuche ich jetzt noch einmal, alle 
an einen Tisch zu holen. Bei dem Unternehmen hat-
te ich den Eindruck, dass der jüngere Betriebsrat zu 
sehr auf Konfrontation aus war. Hier wäre eine Be-
ratung eines erfahrenen Gewerkschaftskollegen von 
Nutzen gewesen, der nicht gleich mit Gerichtskon-
frontation droht, sondern versucht, die Gegenseite 
für seine Überzeugung zu gewinnen. Wir versuchen 
immer, zunächst ohne Veröffentlichung eine einver-
nehmliche Lösung zu finden. Wenn aber gar nichts 
mehr geht, kann der Gang an die Öffentlichkeit das 
letzte Druckmittel sein.

Wir haben es geschafft, dass sich der 

Deutschland-Chef von „Burger King“ später 

sogar öffentlich entschuldigte, da der Umsatz 

um fast ein Drittel einbrach.
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G.I.B.: Sie, Herr Wallraff, haben bereits 2012 die 
Initiative „Work-Watch“ ins Leben gerufen, die sich 
ebenfalls mit den Themen „Bossing“ und „Union-
Busting“ auseinander gesetzt hat. Was sind die wich-
tigsten Erfahrungen aus dieser Initiative? 
Günter Wallraff: Zunächst ist festzustellen, dass sich 
das wachsende Ausmaß an Bossing und Union-Busting 
einreiht in gesamtgesellschaftliche Fehlentwicklungen, 
die sich seit Jahren beobachten lassen. Es ist ein Riss 
in der Gesellschaft entstanden, das Ausmaß der Ab-
gehängten erreicht mehr als 25 Prozent aller Men-
schen in unserem Land. Die Aufstiegschancen haben 
sich reduziert, stattdessen grassieren Abstiegsängste. 
Selbst Konservative kommen nicht mehr daran vorbei 
zu sagen, der Riss in Deutschland zwischen Arm und 
Reich ist extremer als in anderen Ländern. Während 

wir uns früher an skandinavischen Sozialstandards ori-
entiert haben, nähern wir uns heute immer mehr ame-
rikanischen Verhältnissen. In bestimmten Bereichen 
ist der Abbau sozialer Standards und gewerkschaft-
licher Rechte in vollem Gange. Seit Beginn meiner ers
ten Veröffentlichungen in den 1960er Jahren, seit den 
Fabrik- und Industriereportagen, befasse ich mich mit 
dieser Entwicklung, das ist eine Konstante meiner Ar-
beit, aber auch meines sozialen Engagements, bei dem 
ich immer auf der Seite der Schwächeren stehe. 

Jetzt zur Initiative und zu unserer Kooperation mit 
„Fair im Betrieb“: Während „Work-Watch“ sich eher 
auf Einzelfälle konzentriert, gibt es bei „Fair im Be-
trieb“ Kontinuität auch im Sinne einer Systemati-
sierung. Der Schwerpunkt unserer Tätigkeit liegt in 
NRW, aber das dürfen wir nicht so eng sehen. Wenn 

etwa ein Fall in der Filiale einer Textilkette auftritt, 
müssen wir gleich die deutschlandweiten Strukturen 
des Unternehmens in den Blick nehmen. Insofern er-
gänzen wir uns gut, weil „Work-Watch“ bundesweit 
aufgestellt ist. 

Aber so sehr wir uns bemühen, es reicht hinten und 
vorne nicht. Es ist einfach eine Elendsschwemme, es 
nimmt überhand. Eigentlich bräuchte es – unabhän-
gig von unseren Bemühungen – einer Stiftung, einer 
Dachorganisation, in der zehn, zwanzig Menschen, 
darunter Sozialarbeiter, Therapeuten und Seelsorger, 
die Sache in die Hand nehmen, koordinieren und un-
sere „task force“ viel schlagkräftiger fortführen. 

Rechtsschutzexperten der Gewerkschaften sagen, dass 
sich die Fälle häufen. Sie sind bemüht, kommen aber nicht 
hinterher. Ein Gewerkschaftssekretär der 50 Betriebe 
betreut, kann nicht nebenbei einen gravierenden Fall 
von Bossing recherchieren und vor Gericht meist durch 
mehrere Instanzen dann auch erfolgreich durchfechten. 

Die IG Metall hat als erste ein Modell aus den USA 
übernommen, das vorsieht, zunächst kleine Zellen von 
drei Eingeweihten zu bilden und erst, wenn sich die 
Mehrheit der Kollegen gewerkschaftlich organisiert 
hat, Betriebsratswahlen durchzuführen und an die 
Öffentlichkeit zu gehen. Auch in Deutschland kommt 
es immer öfter vor, dass, – wenn es sich nicht gerade 
um die großen Konzerne oder um gewachsene Struk-
turen handelt –, eine gewerkschaftliche Betätigung mit 
Schwierigkeiten verbunden ist. Ich will nicht verallge-
meinern, aber in manchen Bereichen herrschen früh-
kapitalistische Zustände. 

Beim DGB-Jahrestreffen mit Vorständen aller Einzel-
gewerkschaften habe ich die Gründung eines mobilen 
Einsatzkommandos vorgeschlagen, wo der beste Ar-
beitsrechtler, ein Öffentlichkeitsarbeiter, ein Journa-
list und ein Therapeut besonders eklatante Fälle bear-
beiten und regelmäßig an die Öffentlichkeit bringen. 
Der DGB war sehr dafür, verwies dabei aber auf die 
Einzelgewerkschaften, die wiederum auf den DGB 
zurückverwiesen.

Hinzu kommt das Problem der Beweisbar-

keit. Einmal ist uns ein glasklarer Nachweis 

gelungen. Da hatte eine Anwaltskanzlei 

eine Rechnung gestellt für die strategische 

Entfernung des Betriebsrats.
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Der vormalige NRW-Arbeitsminister Guntram Schnei-
der und Felix von Grünberg hatten eine gute Idee. Sie 
sagten: Wir brauchen ein Gremium aus Pensionären, 
die aufgrund ihres Amtes und Ansehens Gewicht ha-
ben und sich von Fall zu Fall einmischen können. Der 
ehemalige evangelische Landespräses Nikolaus Schnei-
der und Norbert Blüm sind dazu bereit. Ich versuche 
jetzt noch, den ehemaligen Bundesminister Gerhard 
Baum für die Sache zu gewinnen. 

G.I.B.: Kanzleien organisieren sich gegen solche Ge-
genstrategien. Hat sich da ein „Unrechts-Geschäfts-
modell“ entwickelt? 
Günter Wallraff: Manche Anwaltsbüros arbeiten bis 
heute mit der Masche, Menschen jenseits des Rechts 
oft mit systematischem Psychoterror aus Betrieben 
zu entfernen. Besonders hervorgetan haben sich hier 
die Brutalos vom Dienst Helmut Naujocks und die 
Anwälte vom Büro Schreiner. Es annonciert im In-
ternet: „Wir machen nicht alles, was Recht ist. Das 
Recht des Stärkeren liegt in der Natur einer jeden Sa-
che, es gewinnt, wer Taktik und Technik am besten 
beherrscht.“ Urheber dieses Prinzips ist Naujocks, zu 
dessen Praxis Schreiner anfangs gehörte, bevor er sich 
selbstständig gemacht hat. 

In einer Live-Sendung bei Anne Will habe ich zu Nau-
jocks gesagt: Herr Naujocks, Sie sind gemeingefähr-
lich, Sie haben Menschen berufsunfähig gemacht 
und traumatisiert, also faktisch vernichtet. Sie sind 
gemeingefährlich im doppelten Sinne des Begriffs: 
hundsgemein und gefährlich. Es ist schrecklich, was 
Sie Menschen angetan haben. Sie muss man aus dem 
Verkehr ziehen. Er rühmte sich sogar: Da wo die Ar-
beit der anderen Anwälte aufhöre, fange die seine an. 
Er kriege jeden raus. 

Dann gibt es Anwälte, die nur noch einschüchtern, 
um vor allem kritische Veröffentlichungen zu verhin-
dern. Dabei sind Veröffentlichungen im Extremfall 
ein probates Mittel. Bei „Burger King“ hatten wir 
damit Erfolg. Das Unternehmen hatte mehrere Dut-
zend Betriebsräte und gewerkschaftlich aktive Kolle-
gen rausgemobbt. Da liefen langwierige Prozesse. Wir 

haben es geschafft, dass sich der Deutschland-Chef 
von „Burger King“ später sogar öffentlich entschul-
digte, da der Umsatz um fast ein Drittel einbrach. Die 
Kollegen mussten, mit einer Ausnahme, wieder ein-
gestellt werden. 

Die rechtliche Auseinandersetzung mit diesen Unter-
nehmen kostet sehr viel Geld. Das hält viele Fernseh-
sender davon ab, darüber zu berichten. Sie wollen 
kein Risiko eingehen. Doch RTL hat einen sehr kom-
petenten und engagierten Anwalt, der kämpft, und 
sagt: Wir gehen notfalls bis zum Bundesgerichtshof 
oder, wenn’s sein muss, zum europäischen Gerichts-
hof. Bei RTL habe ich den erforderlichen Freiraum. 
Eigentlich müssten private und öffentlich-rechtliche 
Sender sich juristisch zusammentun und in Angele-
genheiten von öffentlichem Interesse gemeinsam Öf-
fentlichkeit herstellen. 

G.I.B.: Im Unterschied zu Amerika haben wir in 
Deutschland ein Betriebsverfassungsgesetz, das aus-
drücklich eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat verlangt. Ar-
beitgeber, die ihren Betriebsrat mobben und schika-
nieren, machen sich strafbar. Eine strafrechtliche 
Verfolgung findet aber so gut wie gar nicht statt. 
Woran liegt das? 
Susan Paeschke: Ja, § 119 des Betriebsverfassungs-
gesetzes sagt eindeutig, dass Behinderungen von Be-
triebsräten ein Straftatbestand sind. Das Fatale daran 
ist, dass es ein Antragsdelikt ist, das heißt, irgendwer 
muss einen Antrag stellen. Doch solche Angelegenhei-

Wenn es um gravierende Missstände geht, 

hat die Öffentlichkeit das Recht, darüber 

informiert zu werden. Dieser Erfolg strahlt 

bis heute aus. Auf das „Lex Wallraff“ in der 

Justizgeschichte berufen sich kritische 

Journalisten bis heute.
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ten sind für Anwälte meist wenig lukrativ. Das Ganze 
gilt als Bagatelldelikt und bringt trotzdem eine Men-
ge Arbeit, denn oft handelt es sich um Prozesse, die 
sich über Jahre hinziehen. Selbst wenn sich ein An-
walt die Arbeit macht, brechen Betroffene vorher ein, 
kündigen, vergleichen sich oder werden krank. Genau 
das ist ja auch ein Teil der Strategie. Besser wäre es, 
wenn Staatsanwälte von sich aus ermitteln müssten, 
um so Betroffenen einen Teil der Last abzunehmen. 

Hinzu kommt das Problem der Beweisbarkeit. Einmal 
ist uns ein glasklarer Nachweis gelungen. Da hatte eine 
Anwaltskanzlei eine Rechnung gestellt für die strate-
gische Entfernung des Betriebsrats. Das ist natürlich ein 
eindeutiges Beweismittel, aber wenn man nicht zufällig 
jemanden in der Buchhaltung sitzen hat, der so ein Pa-
pier für uns kopiert, kann man so etwas nicht beweisen.

Professor Schüren von der Universität Münster und 
der Arbeitsrechtler Professor Wolfgang Däubler sind 
die einzigen, die das Problem immer wieder themati-
sieren. Sie sagen, die Staatsanwälte müssten hier erst 
mal aufgeklärt werden und die Regierungen müssten 
den Staatsanwälten ein Schwerpunktressort schaf-
fen, damit sie die Schuldigen auch verfolgen – bis hin 
zu abschreckenden Urteilen. Das ist bisher nicht pas-
siert. Das Thema Betriebsverfassungsgesetz spielt bei 
der Juristenausbildung überhaupt keine Rolle. Folglich 
kommt es nicht zur strafrechtlichen Verfolgung. Selbst 
die Anwaltskammern rufen ihre schwarzen Schafe nicht 
zurück. Sie wiegeln ab und sprechen von Einzelfällen.

Auch bei der Polizei ist das Thema offensichtlich un-
bekanntes Terrain. Selbst wenn ein Betriebsrat einen 
störenden Arbeitgeber von einer Betriebsversamm-
lung ausschließen will und die Polizei ruft, um sein 
Hausrecht durchzusetzen, weiß die Polizei oft nicht, 
wie sie sich verhalten soll. Man müsste in die Ausbil-
dung von Juristen und Polizisten ein Modul zum The-
ma „Betriebsverfassung“ integrieren. 

G.I.B.: Frau Paeschke, haben Sie schon weitere Pläne? 
Was sind die nächsten Aktivitäten des Projekts „Fair 
im Betrieb NRW“?

Susan Paeschke: Weil das Thema an Brisanz gewinnt, 
werden wir in diesem Jahr die politisch-wissenschaft-
liche Diskussion darüber ausweiten. Zwei Termine ste-
hen bereits fest. Wir werden vermutlich mehr Netz-
werktreffen durchführen als geplant, weil der Bedarf 
steigt, und wir werden anfangen, die Fälle zu katalo-
gisieren, um Muster herauszufinden und Gegenstra-
tegien zu sammeln. 

Ein Aspekt dabei ist die Herstellung von Öffentlichkeit 
und von Solidarität: Wie können Betroffene ihr Gremi-
um oder ihre Belegschaft wieder hinter sich bringen? 
Was ist zu tun, damit der Kontakt nicht abreißt? Wie 
ist vorzugehen, um Isolation zu vermeiden. Wir wol-
len dahinter liegende Strukturen und Strategien auf-
decken. Dazu gehen wir auf Betriebsversammlungen. 
Idealerweise ist dann auch die Chefetage anwesend. 
Darüber hinaus organisieren wir Solidarität von außen. 

Vor Gerichtsverhandlungen versuchen wir, engagier-
te Personen zu gewinnen, die an den Verhandlungen 
teilnehmen, um zu signalisieren: Wir stehen hier zu-
sammen. Darüber hinaus vernetzen wir Betroffene in 
den Regionen miteinander, damit sie sich gegenseitig 
unterstützen können. 

G.I.B.: Herr Wallraff, wird die von Ihnen kreierte 
Methode der verdeckten Recherche immer noch an-
gewandt? Spielt sie im kritischen Journalismus auch 
heute noch eine wichtige Rolle? 
Günter Wallraff: Am Anfang meiner Arbeit war ich 
der einzige, der diese Methode anwandte. Damals wur-
de mir vorgeworfen, das sei kriminell, Betrug, Täu-
schung. Mitunter wurde mehr über die Methode ge-
stritten als über die Inhalte, an die man jedoch nur 
über diese Methode herankommen konnte. 

Als ich die Zustände bei der „Bild-Zeitung“ under-
covermäßig – „Esser wie Messer“ – sichtbar machte, 
hat der Springer-Konzern zunächst erreicht, dass die 
Methode fast kriminalisiert wurde. Ein Hamburger 
Richter sprach im Prozess, den „Bild“ gegen mich an-
gestrengt hatte, vom Tatbestand des Einschleichens, 
doch den gibt es in keinem Gesetzbuch. Der Richter 
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war ganz klar befangen. Er verkehrte privat im Hau-
se Springer, seine einzige Tochter wurde Bildzeitungs-
Redakteurin und später hat er seinen Job als Leiter 
der Pressekammer aufgegeben und mit dem Sohn des 
damaligen Chefredakteurs Prinz eine eigene Kanz-
lei gegründet. 

Das alles lastete fast wie ein Berufsverbot auf mir. 
Im Laufe von über einem Dutzend Verfahren muss-
ten einige Passagen des Buches immer wieder geän-
dert werden. Die Prozesskosten beliefen sich auf über 
250.000 DM. Irgendwann bot der Springer-Konzern 
an: Wir zahlen die Gerichtskosten, wenn das Buch 
nicht weiter erscheint. Zum Glück war die Auflage so 
hoch, dass ich mir den Prozess leisten konnte, bis hin 
zum Bundesgerichtshof, und der gab mir Recht. Sein 
Urteil bestätigte das Bundesverfassungsgericht und 
lautete: Wenn es um gravierende Missstände geht – es 
müssen keine kriminellen Zustände sein –, dann hat 
die Öffentlichkeit das Recht, darüber informiert zu 
werden. Dieser Erfolg strahlt bis heute aus. Auf das 
„Lex Wallraff“ in der Justizgeschichte berufen sich 
kritische Journalisten bis heute. 

Einzelne Anwälte indes versuchen in letzter Zeit, dieses 
Grundsatzurteil auszuhebeln, indem sie die Methode ju-
ristisch kriminalisieren wollen. Davon weiß die Öffent-
lichkeit kaum etwas. Wir bräuchten einen kompetenten 
Journalisten oder auch renommierten Medienrechtler, 
der mal die Versuche aufzeigt, die Methode juristisch 
zu verbieten. Sollte ein Grundsatzurteil im Sinne die-
ser Anwälte erfolgen, dann blieben besagte Machen-
schaften der Öffentlichkeit verborgen. An das Thema 
„verdeckte Recherchen“ wagt sich selbst der „Spiegel“ 
nicht mehr ran, vielleicht weil sie von eben diesen An-
wälten prozessual schon oft gebeutelt worden sind.

G.I.B.: Herr Wallraff, seit nunmehr 50 Jahren pran-
gern Sie mit Ihrem Enthüllungsjournalismus Diskri-
minierung, Ausbeutung und Unrecht an. Gibt es so 
etwas wie eine zentrale Botschaft oder Erkenntnis, 
die Sie nach all den Jahren formulieren könnten?
Günter Wallraff: Es lohnt sich! Mit Beharrlichkeit 
können auch einzelne das Bewusstsein vieler sensibili-
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sieren, öffentliche Aufmerksamkeit herstellen und so-
gar Veränderungen erreichen. Gerade heute, wo sich 
in manchen Bereichen frühkapitalistische Zustände 
breit machen, ist soziales Engagement in der Gesell-
schaft und in den Betrieben nötiger denn je. 
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In den letzten Jahren sind die Beschäftigungsbedingungen für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die im Rahmen der Arbeitnehmerfreizügigkeit in der EU aus Rumänien und Bulgarien nach Deutsch­
land gekommen sind, deutlich schlechter geworden. Viele Unternehmen nutzen bewusst die prekäre 
wirtschaftliche Lage in den Herkunftsländern und die geringen Sprach- und Rechtskenntnisse der Men­
schen aus. Über „Werkverträge“ und „Scheinselbstständigkeit“ werden deutsche und europäische Ge­
setze und Mindeststandards bewusst ausgehebelt. Die Folgen sind vielerorts gravierend. Es entstehen 
oft menschenunwürdige und extrem prekäre Lebens- und Arbeitsbedingungen, sodass man von „mo­
derner Sklaverei“ und „extremer Ausbeutung der Arbeitskraft“ sprechen kann. 

Im Rahmen der Landesinitiative „Faire Arbeit – Fairer Wettbewerb“ bietet das Projekt „Arbeitnehmer­
freizügigkeit in NRW fair gestalten“ seit zweieinhalb Jahren Beschäftigten aus Osteuropa Beratungen 
in arbeits- und sozialrechtlichen Fragen in ihrer Heimatsprache an. Darüber hinaus arbeiten die Bera­
ter zusammen mit den Gewerkschaften, dem nordrhein-westfälischen Arbeitsministerium und ande­
ren Partnern daran, die Arbeits- und Lohnbedingungen für die Menschen in den am stärksten betrof­
fenen Branchen (Leiharbeit, Fleischindustrie, Bauwirtschaft) zu verbessern. Wir sprachen mit Catalina 
Guia und Dr. Alexandru Zidaru über die Erfahrungen und Ergebnisse ihrer bisherigen Beratungsarbeit.

kömmlinge haben in der Heimat ihre Familie zu-
rückgelassen und erwarten ein ausreichend hohes 
Einkommen, um sie von Deutschland aus unterstüt-
zen zu können. Später sollen die Verwandten dann 
möglichst nachkommen.

G.I.B.: Werden die Arbeitskräfte in ihren Heimat-
ländern angeworben? Was wird den Menschen dort 
versprochen?
Dr. Alexandru Zidaru: Wir hören in unseren Be-
ratungsgesprächen immer wieder, dass Menschen 
von Vermittlungsagenturen gezielt angesprochen 
werden. Die Agenturen werben mit lukrativen Ar-
beitsplätzen in Deutschland, organisieren die Rei-
se, oft auch eine erste Wohnung und verlangen da-
für eine Provision. 

Ein anderes Modell verfolgen rumänische Firmen, 
die Arbeiter anstellen und dann für die Erfüllung 
von Aufträgen nach Deutschland entsenden. Dabei 
bekommen die Beschäftigten nur einen relativ klei-
nen Teil des Geldes, das der deutsche Auftraggeber 
bezahlt. Dieses Geschäftsmodell ist für die rumä-
nischen Firmen äußerst lukrativ.

Ungerechtfertigte Kündigungen, 

ausstehende Löhne und prekäre 

Arbeitsbedingungen 
Das Projekt „Arbeitnehmerfreizügigkeit fair gestalten!“ besteht seit drei Jahren

G.I.B.: Sie beraten seit fast drei Jahren Mittel- und 
Osteuropäer, die im Rahmen der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit in Deutschland beschäftigt sind. Mit 
welchen Wünschen und Erwartungen kommen 
diese Menschen nach Deutschland?
Dr. Alexandru Zidaru: Die Erwartungen sind indivi-
duell sehr unterschiedlich. Ein Teil dieser Menschen 
arbeitet in Deutschland nur vorübergehend, zum 
Beispiel saisonal. Andere dagegen möchten dauer-
haft hier bleiben. Sie machen sich deshalb intensive 
Gedanken um ihre berufliche Perspektive und auch 
um die Zukunft für ihre Familie und ihre Kinder. 

Alle Zugewanderten erwarten, dass sie fair behandelt 
und bezahlt werden. Deutschland genießt in Rumä-
nien und Bulgarien immer noch einen ausgezeichneten 
Ruf als ein Land mit vielen und guten Arbeitsplätzen. 

Wer nach Deutschland auswandert, wünscht sich 
neben einem ordentlichen Job auch Hilfe bei der In-
tegration und ein angenehmes Lebensumfeld, zum 
Beispiel eine schöne Wohnung, für den Nachwuchs 
einen Platz in der KiTa, soziale Kontakte und An-
gebote für das Erlernen der Sprache. Viele Neuan-
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G.I.B.: Wie hoch sind die Vermittlungskosten bei 
den privaten Anwerbern für die Reise und Jobzu-
sage in Deutschland?
Dr. Alexandru Zidaru: Viele Vermittler verlangen 
zunächst nur die Bezahlung einer relativ geringen 
Gebühr von 200 oder 300 Euro und zusätzlich die 
Hälfte des ersten monatlichen Nettolohns. Diese Re-
gelung erscheint auf den ersten Blick durchaus fair, 
allerdings locken die meisten Agenturen mit voll-
mundigen Versprechen wie intensiver Betreuung, 
einem schönen Leben und verhältnismäßig leichter 
Arbeit für gutes Geld. Die Realität stellt sich dann 
meistens ganz anders dar. 

G.I.B.: Wie sieht der Alltag der Menschen in Deutsch-
land tatsächlich aus?
Dr. Alexandru Zidaru: Sie nehmen schon eine Men-
ge in Kauf und sind in Deutschland erst einmal auf 
sich allein gestellt. Die Arbeitsbedingungen sind 
meist miserabel: Der Lohn ist niedrig, der Job ist 
schwer und die Arbeitszeit sehr lang. Oft handelt 
es sich auch um Tätigkeiten, die von den Einheimi-
schen verschmäht werden. Arbeitsunfälle sind keine 
Seltenheit. Viele Arbeiter müssen nicht nur schuften, 
sondern auch sehr spartanisch auf engstem Raum 
gemeinsam wohnen und übernachten. Für uns wäre 
so etwas unvorstellbar. 

Ohne Unterstützung und Sprachkenntnisse haben 
diese Beschäftigten kaum die Möglichkeit ihre Situ-
ation zu verbessern. Sie werden vor die harte Wahl 
gestellt: akzeptiere deine Situation oder verschwin-
de. Und wenn die Vermittlungsagenturen erst ein-
mal ihr Geld kassiert haben, kümmern sie sich oft 
um nichts mehr. 

G.I.B.: Gibt es bei der Qualität der Anstellung oder 
beim Status der Beschäftigten einen Unterschied 
zwischen den privat vermittelten Arbeitern und den 
in Rumänien angestellten und nach Deutschland 
entsendeten Mitarbeitern?

Dr. Alexandru Zidaru: Vielleicht in Einzelfällen, 
grundsätzlich aber nicht. Vor allem in der Fleisch-
industrie haben wir beobachtet, dass Entsendefir-
men in deutsche Gesellschaften umgewandelt wur-
den. Die Arbeitsbedingungen haben sich aber nicht 
verbessert und die Bezahlung ist nur deshalb gestie-
gen, weil zwischenzeitlich der Mindestlohn einge-
führt wurde. Auch deutsche Arbeitgeber sind in der 
Regel nicht bereit, mehr Geld zu bezahlen als ihre 
Konkurrenz aus dem Ausland. 

G.I.B.: Frau Guia, Sie beraten im Rahmen des Pro-
jekts Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in ar-
beits- und sozialrechtlichen Fragen. Wie sieht Ihr 
Projektalltag aus?
Catalina Guia: Ich berate seit September 2015 Ar-
beiter aus Osteuropa, die in Nordrhein-Westfalen 
beschäftigt sind. Unser Büro in Düsseldorf kann auf 
die Erfahrungen unserer seit zwei Jahren in Dort-
mund etablierten Dienststelle zurückgreifen.

Im Fokus unserer Beratung stehen Fragen des Ar-
beitsrechts und soziale Probleme. Wir begleiten die 
Menschen auch bei ihrem Kampf um die Durchset-
zung ihrer Rechte. Dabei hilft uns ein gutes Netz-
werk. Wenn wir Probleme erkennen, weisen wir die 
zuständigen Behörden darauf hin. Wir möchten auch 
zeigen, dass es Lücken im System gibt und arbeiten 
dabei eng mit den Gewerkschaften zusammen, or-
ganisieren viele gemeinsame Aktionen. 

Unsere Beratung folgt keiner bestimmte Regel und 
keinen Vorgaben. Ratsuchende können uns telefo-
nisch, per E-Mail oder persönlich nach Vereinba-
rung eines Termins kontaktieren.

Ich stehe im intensiven Dialog mit Arbeitgebern, So-
zialberatungs- und Migrationsstellen. Das Fallma-
nagement ist so komplex, dass die vielen Aufgaben 
unsere Kapazitäten zum Teil überschreiten. Auch 
deshalb ist die Zusammenarbeit mit anderen Orga-

Dr. Alexandru Zidaru

Projekt: „Arbeitnehmerfreizügigkeit 

fair gestalten“, Standort: Dortmund

Catalina Guia

Projekt: „Arbeitnehmerfreizügigkeit 

fair gestalten“, Standort: Düsseldorf
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nisationen sehr hilfreich. Unser Projekt ist in den 
Arbeitskreisen vieler großer Städte wie Düsseldorf, 
Duisburg, Wuppertal, Köln und Aachen präsent.

G.I.B.: Mit welchen Problemen kommen die Men-
schen zu Ihnen in die Beratung?
Catalina Guia: Viele nach Deutschland gelockte 
Menschen glauben blauäugig den Versprechungen, 
in seriösen Firmen den Traum von einem west-
lichen Lebensstandard verwirklichen zu können. 
Die Enttäuschung ist dann meistens groß. Wir wer-
den vor allem mit sozialen, finanziellen und recht-
lichen Problemen konfrontiert. Die Ratsuchenden 
haben durch ungerechtfertigte Kündigungen ihren 
Job verloren, wurden zum Opfer von Betrügereien 
ihrer Arbeitgeber, klagen über ausstehende Löhne 
oder prekäre Arbeitsbedingungen. Manchmal ha-
ben die Beschäftigten noch einmal einen Arbeits-
vertrag. Viele Vereinbarungen sind illegal. So ver-
meiden die Unternehmen Sozialbeiträge, genau wie 
mit nur geringfügigen Arbeitsverträgen.

Besonders schwierig zu bekämpfen ist die Schein-
selbstständigkeit, denn es ist sehr kompliziert, die 
unmittelbare Beschäftigung bei einem Unternehmen 
zu beweisen. Schikaniert werden Mitarbeitende auch 
durch den Abzug von Sachleistungen vom Arbeits-
lohn wie Arbeitsmaterialen, Ausgaben für den Ar-
beitsschutz und hohe Mietkosten. In anderen Fällen 
werden Beschäftigte nicht krankenversichert, was 
gerade bei Arbeitsunfällen katastrophale Folgen ha-
ben kann. Urlaubsgeld, bezahlte Überstunden und 
andere Formen der Lohnfortzahlungen sind Luxus. 

G.I.B.: Welche Branchen stehen im Mittelpunkt 
Ihrer Beratungsarbeit?
Dr. Alexandru Zidaru: Zunächst hatten wir un-
seren Fokus vor allem auf die Fleischindustrie und 
die Logistik gerichtet, haben im Beratungsalltag 
aber schnell erkannt, dass viel mehr Branchen von 
der Ausbeutung der Mitarbeitenden betroffen sind. 

Dabei gibt es regionale Unterschiede. Während in 
Dortmund der Schwerpunkt nach wie vor auf den 
Logistikunternehmen und in Ostwestfalen-Lippe 
auf der Fleischindustrie liegt, gibt es im Rheinland 
vor allem in der Bauindustrie und in der Landwirt-
schaft Probleme. In den großen Städten wie Hagen, 
Gelsenkirchen, Dortmund und Essen spielt der in-
dustrienahe Dienstleistungssektor eine wichtige Rol-
le. Dazu zählen zum Beispiel Reinigungsunterneh-
men, die von der Industrie oder dem Hotelgewerbe 
beauftragt werden und ihrerseits gern auf osteuro-
päische Beschäftigte zurückgreifen.

Catalina Guia: Wenn man sieht, wie in ganz Deutsch-
land gebaut und modernisiert wird, ist es keine Über-
raschung, dass die Baubranche immer mehr in den 
Blickpunkt rückt. Viele Firmen, sogar große Unterneh-
men, bevorzugen inzwischen günstige Arbeitskräfte 
aus Osteuropa und fördern damit das Lohndumping.

Nicht viel besser sind die Zustände im Hotel- und 
Gastronomiegewerbe und in der Pflegebranche. Oft 
umgehen die Arbeitgeber den Mindestlohn durch die 
Vereinbarung von Minijobs oder Vereinbarungen, 
die nicht der realen Arbeitszeit entsprechen. Neh-
men wir das Beispiel Hotellerie: Hier ist in der Re-
gel pro Stunde eine bestimmte, viel zu hoch ange-
setzte Zahl von Zimmern zu reinigen. Jeder weiß, 
dass das nicht zu schaffen ist. So wird der Min-
destlohn zwar formal gezahlt, real aber umgangen. 

Es gibt immer Unternehmen, die sehr erfinderisch 
sind, neue Formen der Ausbeutung zu entwickeln 
und manchmal fühle ich mich wie eine Forscherin, 
die ständig neue Arten der Gesetzesvermeidung und 
-umgehung aufspürt. 

G.I.B.: Welche Bedeutung haben Scheinselbststän-
digkeit und Werkverträge und wie werden diese 
beiden Instrumente eingesetzt, um arbeits- und 
sozialrechtliche Standards auszuhebeln?
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Dr. Alexandru Zidaru: Die Scheinselbstständigkeit ist 
vor allem in der Bauindustrie ein großes Problem. Die 
Arbeiter werden von den Unternehmern motiviert, ein 
Gewerbe anzumelden, um dann auf eigene Rechnung 
agieren zu können: zum Beispiel bei Renovierungen 
oder auf Baustellen, besonders beim Trockenbau. Auch 
Lkw-Fahrer werden gern über Vermittlungsagenturen 
als Selbstständige eingestellt. Der eigentliche Arbeit-
geber bezahlt dann an die Agentur viel weniger Geld, 
als er dem Fahrer nach dem geltenden Tarifvertrag in-
klusive Sozialabgaben auszahlen müsste.

Die Werkverträge ziehen sich quer durch alle Bran-
chen. Sie werden bei den Unternehmern immer be-
liebter. Denn hier gibt es noch jede Menge Möglich-
keiten zu tricksen: zum Beispiel bei der Arbeitszeit, 
die meistens deutlich länger ist als vereinbart. Aus 
der Bauindustrie sind uns Fälle bekannt, in denen 
die Beschäftigten laut ihrem Teilzeitvertrag nur vier 
Stunden am Tag arbeiten mussten, tatsächlich wa-
ren es aber bis zu zehn Stunden. Mitarbeiter, die 
ihre Rechte nicht kennen und sich nicht zu wehren 
wissen, werden schamlos ausgenutzt.

Mit Werkverträgen lässt sich auch das Tarifvertrags-
recht leicht aushebeln, in dem Beschäftigte nicht als 
Facharbeiter, sondern als Helfer in der niedrigsten 
Gehaltsgruppe eingestellt werden. Geschätzt 80 
Prozent aller Arbeitsverträge, die uns bekannt sind, 
weisen die Mitarbeiter als Helfer aus – selbst dann, 
wenn sie qualifiziert sind und jahrelange Erfahrung 
in dem Beruf mitbringen.

Wir beobachten auf dem Arbeitsmarkt eine unter-
schwellige Diskriminierung. Deutsche Standards 
werden bei ausländischen Beschäftigten massiv un-
terlaufen. Vielen Unternehmern fehlt jegliches Un-
rechtsbewusstsein. Sie weisen skrupellos darauf 
hin, dass osteuropäische Arbeiter auch in der nied-
rigsten Gehaltsstufe in Deutschland noch deutlich 
mehr verdienen als in ihrem Heimatland. 

G.I.B.: Hat die Fleischindustrie ihre angekündigte 
Selbstverpflichtung zu sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnissen und Arbeitsbedingun-
gen nach deutschen Standards tatsächlich umgesetzt? 
Dr. Alexandru Zidaru: Nein, nach meiner Einschät-
zung ist das nicht der Fall. Ich war bei diesem Thema 
von vornherein skeptisch, da es keine Kontrollinstanzen 
gibt. Papier ist geduldig. Die Großindustrie schiebt die 
Verantwortung auf ihre Subunternehmer ab, bei denen 
die osteuropäischen Arbeiter angestellt sind. Die Sub-
unternehmer unterzeichnen pro forma eine entspre-
chende Vereinbarung; aber in der Praxis ändert sich 
nichts. Viele Beschäftigte müssen weiterhin in Doppel-
schichten unter unzumutbaren Bedingungen arbeiten. 

Wenn ein Missbrauchsfall bekannt wird, trennt sich 
der Großunternehmer in der Regel vom Subunter-
nehmer, um sein Gesicht zu wahren. An einer effek-
tiven Überprüfung der Arbeitsbedingungen hat der 
Großunternehmer aber gar kein Interesse. Schließ-
lich verdient er an den Missständen. Unter den Sub-
unternehmern tobt ein harter Kampf um Aufträge, 
die in allererster Linie über niedrige Preise gene-
riert werden, und die Großunternehmer wissen na-
türlich, dass zu Dumpingpreisen weder faire Löh-
ne noch faire Arbeitsbedingungen möglich sind.

Die Unternehmer wissen auch genau, dass die Ar-
beiter nur unzureichend organisiert sind und keinen 
Druck ausüben können, um ihre Situation zu verbes-
sern. Bei der Qualität der Arbeitsbedingungen macht 
es auch keinen Unterschied, ob es sich um eine rumä-
nische Firma handelt, die in Deutschland eine GmbH 
gegründet hat, oder um ein deutsches Großunter-
nehmen, das mit einer Tochtergesellschaft operiert.

G.I.B.: Zu Ihren Projektzielen zählt auch der Auf-
bau eines Netzwerks zur Unterstützung der Beschäf-
tigten und zur Durchsetzung fairer Arbeitsbedin-
gungen. Mit welchen Partnern arbeiten Sie dabei 
zusammen?
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Dr. Alexandru Zidaru: Ein gutes Netzwerk gibt es 
zum Beispiel in Dortmund, wo soziale Träger wie 
die Caritas, das Diakonische Werk und die Grün-
Bau GmbH Migranten in vielfältigen sozialen und 
Alltags-Fragen bei ihrer Integration unterstützen. 
Diakonie und Arbeiterwohlfahrt helfen Zuwande-
rer-Familien mit Stadtteilvätern und Stadtteilmüt-
tern. Die Kooperation mit diesen Einrichtungen 
läuft sehr gut. Bei Fragen, bei denen wir nicht hel-
fen können, verweisen wir die Ratsuchenden di-
rekt an die zuständigen Anlaufstellen unseres Netz-
werks. Umgekehrt funktioniert das genauso, wenn 
sich Migranten mit Problemen aus dem Arbeitssek-
tor an die sozialen Träger wenden.

Nicht zu unterschätzen ist die Zusammenarbeit 
mit den Gewerkschaften. Ohne deren Hilfe lassen 
sich die Rechte von Arbeitnehmern, zum Beispiel 
wenn über ausstehende Löhne verhandelt wird, 
kaum durchsetzen. Außerdem verfügen die Ge-
werkschaften über umfangreiches Detail-Wissen 
für jede einzelne Branche. Wir ermuntern die Mi-
granten deshalb, in die Gewerkschaft einzutreten. 
Dafür ist eine gewisse Aufklärungsarbeit erforder-
lich. Die Arbeit von Gewerkschaften ist jüngeren 
Osteuropäern oft gar nicht bekannt. Sie unterliegt 
in Deutschland auch viel höheren Standards als in 
Rumänien oder Bulgarien.

G.I.B.: Was konnten Sie mit Ihrer Projektarbeit 
bislang erreichen? Wie helfen Sie den Ratsuchenden 
konkret? 
Dr. Alexandru Zidaru: Zunächst mussten wir uns 
einen Überblick über die Verhältnisse verschaf-
fen, Wissen ansammeln und eine Strategie erarbei-
ten, wie wir den Menschen möglichst effektiv und 
schnell helfen können. Dabei haben wir gelernt, 
dass der juristische Weg nicht immer der beste ist. 
Denn die Mühlen des Rechts mahlen oft langsam, 
und der Ausgang ist ungewiss. 

Erfolg versprechender ist in vielen Fällen die außer-
gerichtliche Einigung. Oft ist es schon hilfreich, Un-
zulänglichkeiten im Betrieb und die Forderungen des 
Arbeitnehmers schriftlich zu fixieren. Mancher Ar-
beitgeber, der damit konfrontiert wird und erkennt, 
dass sich sein Mitarbeiter informiert hat und mög-
licherweise sogar eine Klage anstrebt, ist zum Ein-
lenken und zumindest zu Kompromissen bereit.

Auch Gewerkschaften können helfen, Druck auf 
die Arbeitgeber auszuüben. Mit Beschwerden bei 
Behörden kann man erreichen, dass Betriebe ge-
zielt kontrolliert werden, zum Beispiel wenn es um 
die Einhaltung von Arbeitsschutzrichtlinien geht. 
Grundsätzlich gibt es in Deutschland aber viel zu 
wenig Kontrolle – auch im Vergleich zu anderen 
Ländern, wie Migranten uns oft bestätigen. Das 
hängt vermutlich mit dem Personalmangel im öf-
fentlichen Dienst zusammen, wo derzeit viele Mit-
arbeitende mit Flüchtlingsthemen beschäftigt sind. 

Wenn eine große Zahl von Arbeitnehmern von Unzu-
länglichkeiten betroffen ist, kann auch eine spontane 
Protestaktion vor der Arbeitsstätte ein geeignetes 
Mittel sein, um die Öffentlichkeit zu sensibilisieren. 

G.I.B.: Ihr Projekt läuft bis Ende 2017. Welche Pläne 
haben Sie bis dahin? Was wollen Sie noch erreichen?
Catalina Guia: Der Arbeitsmarkt ist sehr komplex. 
Mit unserem, auch dank der Netzwerkarbeit ge-
bündelten Fachwissen helfen wir den Ratsuchenden 
schon heute so effektiv, wie es uns möglich ist. Wir 
möchten aber noch mehr Betroffene erreichen und 
sie vor allem ermutigen, für ihre Rechte zu kämp-
fen. Deshalb werden wir alle denkbaren Wege und 
Möglichkeiten nutzen, um eine breitere Öffentlich-
keit in einem realistischen Dialog an unserer Arbeit 
zu beteiligen. Dazu zählen Veranstaltungen, Work-
shops, aber natürlich auch der geschickte Einsatz 
von vielfältigen Medien.
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Gefühlt sind wir viel kleiner als die großen Unter-
nehmen und die dahinter stehenden Geschäftsver-
bindungen. Mit unserem klugen Netzwerk und un-
serer Lobbyarbeit, unterstützt von Akteuren aus 
Gewerkschaft, Politik und anderen gesellschaft-
lich relevanten Gruppen, bilden wir aber einen be-
achtlichen Gegenpol, der noch stärker werden soll. 

G.I.B.: Wie kann die Politik helfen – auch unter dem 
Aspekt, dass die Bundesregierung beabsichtigt, 
Leiharbeit und Werkverträge gesetzlich neu zu regeln?
Dr. Alexandru Zidaru: Die Politik muss intensiv da-
rüber nachdenken, wie man die großen Probleme 
auf dem „Billiglohnsektor“ in den Griff bekommen 
kann. Ein wichtiger Schritt wäre eine präzise Re-
gelung und vor allem eine wirksame Kontrolle der 
Werkverträge. Hilfreich wäre bei der Aufarbeitung 
von Streitigkeiten eine Umkehr der Beweislast von 
der Arbeitnehmer- auf die Arbeitgeberseite. Man 
könnte auch den Gewerkschaften mehr Druckmittel 
einräumen, zum Beispiel durch die Möglichkeit einer 
Verbandsklage. Gute Erfolge wurden schon bei den 
Mindestlöhnen erzielt, von denen viele in das Ar-
beitnehmer-Entsendegesetz aufgenommen wurden. 

Die Erfahrung lehrt: Viele Menschen haben keine 
Möglichkeit und keine Geduld, ihr Recht durch-
zusetzen. Recht haben und Recht bekommen sind 
nicht nur nach dem altbekannten Sprichwort zwei 
verschiedene Dinge. Wir sind mit unseren wenigen 
Beratern nicht in der Lage, das Recht für alle be-
troffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eines 
großen Betriebs durchzusetzen. Den Unternehmer 
schert es wenig, wenn er Prozesse gegen drei von uns 
vertretene Beschäftigte verliert, wenn er 500 andere 
Mitarbeitende weiterhin ungestraft ausnutzen darf.
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AVOLA-Sägen sind allen, die mit dem Bau zu tun haben, seit Jahrzehnten ein 

Begriff. Das Hattinger Unternehmen ist Marktführer in diesem Marktsegment, 

hat Kunden in der ganzen Welt und erkannt: Um seine Position auch in Zukunft 

behaupten zu können, ist eine Entwicklung in Richtung Arbeit 4.0 unausweich-

lich. Mithilfe einer vom Land NRW geförderten Potentialberatung hat der Ma-

schinenbauer jüngst seine Logistik und Montage mithilfe neuer Technologien 

optimiert und den Arbeitsablauf sinnvoll reorganisiert. So widersinnig sich 

das für den Laien anhört: Eine der Lösungen liegt dabei im wohlinszenierten 

Chaos.

Chaos als Lösung
Potentialberatung zur Verbesserung von Logistik und Montage beim 

Maschinenbauunternehmen AVOLA in Hattingen

Das Unternehmen AVOLA ist ein inha-
bergeführtes mittelständisches Familien-
unternehmen, wie es im Buche steht. Ge-
gründet 1836 liegt die Leitung seit fünf 
Generationen in den Händen der Fami-
lie Volkenborn. An seinem Produktions-
standort in Hattingen beschäftigt AVO-
LA derzeit rund 30 Mitarbeitende (10 in 
der Verwaltung, 20 im Betrieb) und ver-
fügt über eine eigene Produktentwick-
lung und Schweißerei sowie über Abtei-
lungen für Blechfertigung, Lackierung 
und Montage. 

Waren es in der Gründerzeit ursprüng-
lich Maschinen für die Textilindustrie 
und die Landwirtschaft, produziert das 
Unternehmen seit den 1930er Jahren 
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Kreissägen. Nach 1945 konzentrierte 
sich AVOLA auf Produkte für die Bau-
wirtschaft. Auf der Produktpalette be-
finden sich heute Baukreissägen, Stein-
trennsägen und Zimmerei-Kreissägen 
sowie Sondermaschinen für den profes-
sionellen Einsatz. Das Produktionsvolu-
men liegt aktuell bei rund 5.000 Sägen 
pro Jahr. „Große Baufirmen wie Stra-
bag oder Hochtief benutzen zu 100 Pro-
zent unsere Sägen, insgesamt beträgt der 
Marktanteil in der Bauwirtschaft ca. 90 
Prozent“, sagt Dirk Strauch, technischer 
Leiter bei AVOLA, nicht ohne Stolz. „Das 
ist mittlerweile eine richtige Marke. Auf 
der Baustelle sagt man: Geh zur AVOLA 
und säg das Holz ab.“

Die hohe Qualität der Sägen sichert man 
durch einen Mitarbeiterstamm, der sich 
aus Kräften mit abgeschlossenen Aus-
bildungen zusammensetzt. Die müssen 
nicht unbedingt mit dem Maschinenbau 
zu tun haben. „Wir brauchen Leute, die 
zuverlässig sind und soziale Kompetenz 
haben“, sagt Dirk Strauch, „und das ist 
bei Leuten mit abgeschlossener Ausbil-
dung nach unserer Erfahrung gegeben.“ 
Dort, wo spezielle Fachkompetenz ge-
fragt ist, werden natürlich auch entspre-
chende Fachkräfte eingesetzt, wie in der 
Schweißerei, wo ausgebildete Schweißer 
arbeiten, oder in der Endmontage, in der 
vor allem Schlosser oder Techniker ihren 
Dienst tun. „Durch unsere langjährige 
Erfahrung wissen wir, worauf es in der 
Baubranche ankommt. Mit diesem Wis-
sen bringen wir unsere Entwicklungen 
ständig auf den neuesten Stand und bie-
ten damit die qualitativ hochwertigsten, 
langlebigsten und sichersten Maschinen 
an“, sagt Dirk Strauch.

Platzprobleme in der Lagerung

Wo gibt es bei einem Marktführer also 
Optimierungsbedarf? „Als wir das erste 
Mal durch die Fertigung gegangen sind, 
war offensichtlich, dass es ein Platzpro-
blem gab“, sagt Prof. Dr. Alexander Pol-
lack, Gründer und Inhaber des Bera-
tungs- und Engineering-Unternehmens 
CO-MITT, das 2014 den Auftrag für 
die Potentialberatung bei AVOLA er-
hielt. „An allen Ecken und Enden“ habe 
es Schwierigkeiten gegeben, die Materi-
alien zum Bau der Maschinen zu lagern. 
„Man würde jetzt vielleicht vordergrün-
dig denken: Dann muss man mehr Lager-
fläche schaffen, vielleicht eine neue La-
gerhalle bauen. Wir haben einen anderen 
Ansatz gewählt und überlegt: Muss die 
Lagerung und Bevorratung in der Ferti-
gung so sein, wie sie ist?“, beschreibt der 
Berater seine Vorgehensweise.

Alexander Pollack hat an der RWTH 
Aachen Maschinenbau und Wirtschafts-
ingenieurswesen studiert und lehrt seit 
2001 an der Rheinischen Fachhochschu-
le Köln im Studiengang Maschinenbau, 
den er seit 2014 leitet. Sein 1994 gegrün-
detes Unternehmen hat sich auf die Be-
ratung und das Engineering für mittel-
ständische Unternehmen spezialisiert, 
wobei der Branchenfokus auf dem Ma-
schinen- und Anlagenbau liegt. Die zehn 
Mitarbeiter sind schwerpunktmäßig In-
genieure, also nah dran am Thema Ma-
schinenbau.

Die Kernfragen bei der Beratung von 
AVOLA hießen: Braucht es so viel Ma-
terialvorrat? Ist die Art der Bevorratung 
richtig? Sind die großen Bestände an Ma-

terial wirklich notwendig? CO-MITT 
gliederte die Beratung in zwei Stufen. In 
der ersten Stufe sollte es darum gehen, 
den Nutzen einer IT-gestützten „chao-
tischen Lagerhaltung“ zu prüfen, die Ein-
satzmöglichkeit des sogenannten „KAN-
BAN-Systems“ zu untersuchen und die 
Reorganisation der Montage zu planen. 
In der zweiten Stufe sollte das Optimie-
rungspotenzial durch Einführen eines 
Enterprise-Resource-Planning (ERP) ge-
prüft werden.

Zwei Ideen, die CO-MITT ins Spiel 
brachte, sollten sich als besonders ein-
schneidend herausstellen: die sogenannte 
„chaotische Lagerung“ und eine Verän-
derung der Steuerung der Bestände. Nun 
ist das Wort „chaotisch“ in der Alltags-
sprache eindeutig negativ belegt. In einem 
chaotischen Haushalt möchte man lieber 
nicht leben. Was ist an einer chaotischen 
Lagerhaltung also gut? Die Organisati-
onsentwickler von CO-MITT erklären 
das Prinzip so: Man baut ein Lager auf, 
in dem man die Lagerplätze fallweise je 
nach Bedarf zuordnet, es also keine feste 
Platzzuweisung mehr gibt. Der Vorteil: 
Es ist eine viel bessere Platzausnutzung 
möglich, der Platzbedarf sinkt insge-
samt. Natürlich muss man trotzdem je-
derzeit wissen, wo welche Teile zu finden 
sind, das Chaos muss also System haben. 
Das lässt sich durch Digitalisierung der 
Steuerung mithilfe eines Barcode-Sys-
tems und entsprechenden Scannern er-
reichen, die zweite Innovation, die CO-
MITT vorschlug. 

Es müssen also nicht immer gleich RFID-
Chips und Roboter sein, die die darin ge-
speicherten Daten auslesen und vollau-

Alexander Pollack, 

CO-MITT GmbH & Co. KG, Köln



ARBEITSGESTALTUNG UND FACHKRÄFTESICHERUNG

G.I.B.INFO   3  1656

tomatisch miteinander kommunizieren, 
um einen Schritt in Richtung Industrie 
4.0 zu gehen. Ein relativ einfaches Bar-
code-System kann die Arbeitsabläufe 
schon wesentlich flexibler und damit 
auch effektiver machen.

Außerdem wurde im Rahmen der Bera-
tung geprüft, ob zur Verbesserung der 
internen Logistik das „KANBAN-Sys-
tem“ eingesetzt werden konnte. Das ist 
ein Kartensystem zur Produktionspro-
zesssteuerung, das sich am tatsächlichen 
Verbrauch von Materialien orientiert und 
damit eine Reduktion der lokalen Bestän-
de von Vorprodukten ermöglicht. Das 
Wort KANBAN entstammt dem Japa-
nischen. Toyota hat das System bereits 
in den 1940er Jahren zur Steigerung der 
Produktivität eingesetzt. 

Zu große Materialbestände

Am Anfang der Beratung stand aber 
zunächst die Analyse der Ist-Situation. 
Was die Lagerhaltung anging, stellte sich 
heraus, dass sich die Bestände über die 
Jahre tendenziell mehr und mehr aufge-
schaukelt hatten. Das Problem: je mehr 
Bestände, desto mehr Platz braucht man 
und desto schwieriger wird es die rich-
tigen Teile überhaupt zu finden. Das 
schlägt sich im Endeffekt in längeren 
Montagezeiten nieder.

„Wir haben bei unserer Analyse zu Be-
ginn der Beratung festgestellt, dass es 
Artikel gab, die in Jahres- bis hin zu 
Mehrjahresbeständen gelagert wurden“, 
schildert Alexander Pollack die vorge-
fundene Situation bei AVOLA. Wenig 
effektiv, zumal darunter auch Artikel 

waren, deren Design mittlerweile über-
holt war, die also gar nicht mehr verbaut 
werden konnten – Ausschuss also. Au-
ßerdem kam es zur Vorfertigung von Tei-
len „auf Verdacht“, die Mengen in den 
Teilebehältern wurden willkürlich fest-
gelegt und durch mangelnde Zugäng-
lichkeit und Ausnutzung auch der letz-
ten Platzreserven war der Aufwand zur 
Teilesuche teilweise erheblich.

Die Organisationsentwickler legten zu-
nächst effiziente „Reichweiten“ fest, so 
nennen sie den Zeitraum, für den die 
Bauteile vorrätig sein müssen, damit 
die Produktion nicht ins Stocken ge-
rät. „Die Reichweite orientiert sich an 
der Zeit, die es dauert, den Artikel wie-
der zu beschaffen“, erläutert Alexander 
Pollack. Sie konnte im Zuge der Poten-
tialberatung reduziert werden. Im Mit-
tel liegen die Reichweiten im Fall von 
AVOLA jetzt bei einem Monat, bei den 
selbst produzierten Blechteilen etwa bei 
zwei Wochen. Auf dieser Basis ermittelte 
man dann den Platzbedarf für die neue 
Lagerhaltung.

Zur Steuerung der eigenen Blechferti-
gung wurde das KANBAN-System ein-
geführt. Wird Material in der Montage 
verbraucht, wandern nun gelbe Kar-
ten mit der Bezeichnung der Teile in die 
Blechfertigung. Die Karten enthalten alle 
Informationen zu den Teilen, zum Bei-
spiel die Zeichnungsnummer, die dann 
am entsprechenden Arbeitsplatz digital 
aufgerufen werden kann. Die Karten 
werden in der Blechfertigung an einer 
Stecktafel gesammelt. Eine Art Ampel-
steuerung visualisiert, welche Blechteile 
am dringendsten benötigt werden. Kar-

ten, die in den roten Bereichen der Tafel 
stecken, zeigen an, dass der letzte Teile-
behälter in der Montage angebrochen 
wurde, die Teile also dringend nachpro-
duziert werden müssen. Die Fertigung 
ist also streng am Verbrauch orientiert 
und erfolgt nicht mehr wie früher „auf 
Verdacht“. Taktgeber ist nicht mehr die 
Arbeitsvorbereitung, sondern der Ver-
braucher in der Montage – quasi der in-
terne Kunde. 

„Das Schöne an dem System ist, dass 
es sich – ist es einmal eingerichtet – im 
Grunde selbst steuert“, sagt Alexander 
Pollack. „Das, was früher Aufgabe des 
Meisters war, ist im Prinzip weggefallen. 

Wird Material in der Montage verbraucht, 

wandern nun gelbe Karten mit der Bezeich-

nung der Teile in die Blechfertigung.
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gewohnten Arbeitsroutinen. Beim Einla-
gern muss nun jedem Teil ein Lagerplatz 
zugewiesen werden. Das geschieht über 
einen Barcode-Scanner und ein Terminal. 
Zum Suchen bedienen sich die Mitarbei-
ter nun der Suchfunktion des Systems. 
Die Suche ist so für alle Mitarbeitenden 
möglich, nicht nur für die, die die nöti-
ge Betriebserfahrung haben. Außerdem 
braucht die Suche weniger Zeit.

Voraussetzung dafür, dass das Lagersys
tem funktioniert, ist eine gewisse Bu-
chungsdisziplin. „Die Herausforderung 
der Digitalisierung ist gar nicht die Nut-
zung der drei oder vier Software-Funkti-
onen, die man neu lernen muss, sagt Ale-
xander Pollack, „wichtiger ist, sich selbst 
dazu zu zwingen, die digitalen Daten zu 
erfassen, auch wenn man vielleicht gera-
de lieber weiterarbeiten möchte.“ 

Eine Aufgabe der Potentialberatung war 
es daher auch, die Mitarbeitenden von 
Anfang an „mitzunehmen“. Ihre Mei-
nung wurde stets erfragt, wenn es da-
rum ging, die Lager neu aufzubauen und 
einzuräumen. Und so merke man der ge-
samten Reorganisation auch an, dass sie 
nicht irgendwo am Schreibtisch entstan-
den sei, sondern in Zusammenarbeit mit 
den Praktikern. „Denn wenn die Mitar-
beiter ein neues System wie das KAN-
BAN-System nicht leben, ist es von vorn-
herein zum Scheitern verurteilt“, sagt 
Alexander Pollack.

Weil es in der gesamten Fertigung zuvor 
noch gar keine Digitalisierung gab, sei 
die Umstellung für alle schon ein Quan-
tensprung gewesen, stellt Dirk Strauch 
fest – und das nicht ganz ohne Wider-

Er braucht an dieser Stelle nicht mehr 
einzugreifen – eine effektive Entlastung 
der Meisterebene also.“ 

Das KANBAN-System ergänzt das Enter-
prise-Resource-Planning (ERP), das par-
allel bei AVOLA eingeführt wurde. Dabei 
handelt es sich um eine computergestützte 
umfassende Organisationsplanung, wobei 
die Materialbedarfsplanung im produ-
zierenden Gewerbe einen wichtigen Teil 
einer solchen Planung darstellt. Das bei 
AVOLA eingeführte ERP-System, spezi-
ell für kleinere Unternehmen entwickelt, 
erstreckt sich von der Stammdatenver-
waltung (Artikel, Stücklisten) über die 
Disposition (Eigenfertigung, Zukauf, 

Montage) bis hin zur Fertigungssteue-
rung (Auftragsveranlassung, Auftrags-
überwachung) und zur Kalkulation. 

Bei der Auswahl des Systems half CO-
MITT im Rahmen der Potentialberatung. 
„Wenn man das Programm einer großen 
Firma wählt, muss man seine Organisa-
tion an das Programm anpassen“, ist die 
Erfahrung von Alexander Pollack. „Wir 
sind den Weg gegangen, die gewünsch-
ten Anforderungen an das Programm 
in einem Pflichtenheft aufzulisten, und 
ein System zu suchen, das sich den Ge-
gebenheiten anpassen ließ.“ Das kleinere 
Software-Unternehmen sah diesen Auf-
trag auch als Chance, sein ERP-System 
an einen produzierenden Betrieb anzu-
passen und sein Angebotsspektrum so 
für zukünftige Kunden zu erweitern – 
eine Win-win-Situation also.
 
„Das ERP-System passt gut zu uns“, sagt 
Dirk Strauch. Es enthält auch ein Custo-
mer Relationship Management (CRM), 
das die Kommunikation mit den Kun-
den professionalisiert. „Das ERP-Sys-
tem ist nicht so mächtig, dass es stän-
dig mit hunderten von Daten gefüttert 
werden muss, und es ist auch so flexibel, 
dass sich spezifische Wünsche leicht um-
setzen lassen. Das Scan-System, das wir 
jetzt in der Lagerhaltung nutzen, verbun-
den mit der gesamten Buchung, ließ sich 
zum Beispiel leicht einbinden.“ 

Buchungsdisziplin ist gefordert

Die Digitalisierung der Logistik war für 
die Mitarbeitenden nicht nur mit der Ein-
arbeitung in die Software verbunden, 
sondern mit einer Umstellung ihrer lang 

Mit der Digitalisierung der Logistik geht 

eine Umstellung von lange gewohnten 

Arbeitsroutinen einher.
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stände. „Ging doch vorher auch“, sei zum 
Beispiel ein beliebter Satz gewesen. „Wie 
viel vorher nicht funktioniert hat, wie 
oft wir hier bei Bestellungen von Din-
gen, die wir schon doppelt und dreifach 
auf Lager hatten, die nur keiner gefun-
den hat, Feuerwehr spielen mussten, das 
gerät dabei dann oft in Vergessenheit.“ 
Die Arbeitsplätze seien anspruchsvoller 
geworden. Gerade ältere Mitarbeitende, 
die zwar schon Jahrzehnte im Unterneh-
men arbeiten, mit Computern in ihrem 
Leben aber nie in Kontakt waren, täten 
sich schwer. In einigen Fällen wurden 
ihnen daher andere Aufgaben zugeteilt. 
So kümmere sich im Wareneingang zum 
Beispiel ein jüngerer Mitarbeiter um das 
Scannen und Erfassen der eingetroffenen 
Materialien. Dadurch ist eine halbe Stel-
le neu entstanden. Die viel beschworene 
Vernichtung von Arbeitsplätzen durch 
Digitalisierung hat bei AVOLA also nicht 
stattgefunden. 

Die Schulung zum KANBAN-System 
wurde für die Mitarbeitenden „on the 
job“ durchgeführt, unterstützt durch 
Handouts und kleine Zusammenkünf-
te mit den Beratern direkt in der Ar-
beitsumgebung. „Das bringt nach meiner 
Erfahrung mehr als lange Frontalveran-
staltungen und zu viel Theorie auf ein-
mal“, sagt Alexander Pollack.

Ungleichbelastung ausgeglichen

Als Schritt zur nachhaltigen Sicherung 
des Umsatzes hatte AVOLA schon vor 
der Potentialberatung die Produktion von 
mehr Sägenvarianten erkannt. „Wenn wir 
weiterhin nur vier Typen von Sägen bau-
en würden wie früher, würden wir nicht 

mehr hier sitzen“, ist sich Dirk Strauch 
sicher. „Wir produzieren jetzt für andere 
große Firmen, die eine Säge im Programm 
haben wollen, sie selber aber nicht her-
stellen, wir produzieren Zimmerei-Kreis-
sägen und Varianten anderer Sägen und 
haben so den Umsatz gehalten, obwohl 
bestimmte Märkte weggebrochen sind 
– und das alles mit der gleichen Anzahl 
an Mitarbeitern.“ 

Diesen Vorteilen stand aber auch ein 
Nachteil gegenüber: Die geänderte Stra-
tegie führte zu einer Ungleichbelastung 
der einzelnen Arbeitsstationen und da-
mit der dort eingesetzten Mitarbeiten-
den. Ein Ausgleich durch „Springen“ der 
Mitarbeitenden, das ergab die Analyse 
der Montage im Rahmen der Potential-
beratung, erzeugte Verluste.

Auch dieses Problem wurde im Rahmen 
der Potentialberatung angegangen. Ziel 
war es die Mitarbeitenden immer gleich 

auszulasten, egal welche Variante gerade 
produziert wird. „Dazu mussten die Ar-
beitsinhalte von einzelnen Stationen ver-
schoben werden“, erläutert Alexander Pol-
lack. Das war für die Mitarbeitenden eine 
gewisse Herausforderung, weil sie die alt-
hergebrachten Wege verlassen mussten. Für 
eine neue Säge wird das „One Piece Flow-
Prinzip“ eingeführt, das bedeutet, dass der 
Mitarbeiter „seine“ Säge über die verschie-
denen Stationen in der Montage begleitet. 
Außerdem erfolgt jetzt das Einsteuern und 
Rückmelden der Aufträge mithilfe des ERP 
über den Mitarbeiter selbst. Er druckt auch 
seine Auftragspapiere selbst aus.

Reorganisation mit Augenmaß

Macht man heute einen Rundgang durch 
die AVOLA-Produktionshalle, hat man 
nicht den Eindruck, durch ein Industrie- 
4.0-Unternehmen zu laufen: keine Robo-
ter, keine Sensoren, keine Big Data oder 
Algorithmen. Nach wie vor steht Hand-

„Wenn ich sehe, dass ich mit solch einem simplen Verfahren wie den KANBAN-Karten hoch effek-

tiv bin, brauche ich nicht unbedingt ein computerbasiertes Verfahren.“ 
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arbeit im Mittelpunkt. Und doch: AVO-
LA hat die Frage beantwortet, wie ein 
KMU bestimmte Elemente von Indus-
trie 4.0 sinnvoll nutzen kann. Das Hat-
tinger Unternehmen hat es dabei durch 
eine technologische Weiterentwicklung 
nicht nur geschafft, für den Kunden at-
traktiver zu werden – zum Beispiel da-
durch, dass man individuelle Wünsche 
ohne zeitlichen Verzug umsetzen, also 
Maßanzüge anstatt Modelle von der 
Stange liefern kann –, es hat auch ge-
schafft, die Mitarbeitenden bei diesem 
Prozess mitzunehmen, ihre Kompetenzen 
im laufenden Umstellungsprozess weiter-
zuentwickeln und dabei die Arbeitsplät-
ze zu erhalten und sicherer zu machen. 
Die gesamte Reorganisation bei AVO-
LA war ein Schritt in Richtung Indus-
trie 4.0, aber einer mit Augenmaß. „Ich 
bin mit Sicherheit jemand, der Spaß an 
Automatisierung von Prozessen hat, man 
muss dieses Mittel aber auch da einset-
zen, wo es wirklich was bringt“, sagt 
Dirk Strauch. „Wenn ich sehe, dass ich 
mit solch einem simplen Verfahren wie 
den KANBAN-Karten hoch effektiv bin, 
brauche ich nicht unbedingt ein compu-
terbasiertes Verfahren.“ In anderen Be-
reichen, die vom ERP-System abgedeckt 
werden, ist die Digitalisierung bei AVO-
LA hingegen weit vorangeschritten. 

Eine weitere Entwicklung in Richtung 
Industrie 4.0 sei möglich, würde aber 
eine perfekte Kommunikation zwischen 
den einzelnen eingesetzten Maschinen 
voraussetzen. Die wäre aber nur dann 
schnell realisierbar, wenn alle Maschi-
nen von einem Hersteller stammen wür-
den – was bisher nicht der Fall und we-
gen der unterschiedlichen Qualität der 

Geräte eines Herstellers auch nicht un-
bedingt gewünscht sei, wie Dirk Strauch 
erläutert. Ein Standard für die Geräte-
Kommunikation ist bisher nicht in Sicht 
– und von den verschiedenen Herstellern 
wohl auch nicht gewollt.

Steigerung der Produktivität

Die Ergebnisse der mithilfe der Potenti-
alberatung umgesetzten Maßnahmen bei 
AVOLA sind beeindruckend: Die Monta-
gezeiten konnten je nach Maschinentyp 
um bis zu 50 Prozent reduziert werden, 
die Durchlaufzeiten in der Endmontage 
haben sich halbiert, die Umlaufbestän-
de um rund 70 Prozent abgenommen – 
das alles bei einer Verbesserung der Fle-
xibilität der Produktion. 

Insgesamt ist die Produktivität gestiegen. 
Das äußert sich zwar nicht in größeren 
Stückzahlen, aber in der größeren An-
zahl an Varianten von Sägen, deren Pro-
duktion durch die Reorganisation nun 
mit der gleichen Anzahl an Mitarbeitern 
möglich ist. Außerdem entlasten die ent-
wickelten Maßnahmen die Meisterebene. 

Die Beteiligung der Belegschaft am Ver-
änderungsprozess schlägt sich in einer 
verbesserten Motivation der Mitarbeiter 
nieder, stellt Dirk Strauch fest. Verstärkt 
werde dieser Effekt durch die hohe Trans-
parenz, die jetzt im gesamten Fertigungs-
prozess herrsche. Das betrifft im Übrigen 
auch die Mitarbeitenden im Verkauf und 
im Versand, die jetzt jederzeit Feedback 
von der Fertigung erhalten, wann wel-
che Maschine fertiggestellt wird, und ent-
sprechend auch dem Kunden ein schnel-
leres Feedback geben können. 

Trotzdem müsse im Management ande-
rer Unternehmen für den partizipativen 
Weg noch immer geworben werden, so 
die Erfahrung von Alexander Pollack 
bei seinen Beratungen. „Im Mittelstand 
fehlt neben dem Know-how zur Digita-
lisierung in Verbindung mit Reorgani-
sation der Arbeit oft auch die Einsicht, 
dass das Beteiligen der Mitarbeitenden 
der Schlüsselfaktor ist, wenn man die 
Veränderung positiv gestalten will“, – 
was sich bei AVOLA in Hattingen ein-
drucksvoll bestätigt.
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Die Arbeitswelt wandelt sich. Körperliche Arbeiten werden automatisiert, Dienst-

leistungen durch immer leistungsfähigere IT-Systeme erleichtert, Kopfarbeit 

muss dank globaler Vernetzung nicht mehr zwangsweise an einem festen Ar-

beitsplatz verrichtet werden. Doch die Menschen haben verschiedene Sichtwei-

sen auf die Arbeitswelt, wenn es um den Status quo der Arbeit geht und was die 

gewünschte oder erwartete Entwicklung von Arbeit betrifft. Die vom Bundes-

ministerium für Arbeit und Soziales geförderte Studie „Wertewelten Arbeiten 

4.0“ stellt mit einer innovativen Methode dar, was die Menschen wirklich bewegt 

und wie sie über das Thema Arbeit denken.

Schöne neue Arbeitswelt?
Ergebnisse der Studie „Wertewelten Arbeiten 4.0“

Durchgeführt hat die Studie das Bremer 
Methoden- und Beratungsunternehmen 
nextpractice, das von dem 2015 verstor-
benen Psychologen Prof. Dr. Peter Kruse 
gegründet wurde. Er galt als Vordenker 
im Bereich der Trend- und Zukunftsfor-
schung, erhielt zahlreiche Auszeichnungen 
für seine Arbeit und wurde als „Deutsch-
lands Change-Management-Papst“ be-
zeichnet. In der letzten Phase seines Schaf-
fens lag sein Fokus auf der Analyse von 
Veränderungen in Markt und Gesellschaft 
sowie deren Umsetzung in nachhaltig er-
folgreiches unternehmerisches Handeln. 

Strategische Unternehmensberatung mit-
hilfe eines eigenständigen Beratungsan-

satzes und softwaregestützten Methoden, 
Untersuchungen zu kulturellen Entwick-
lungsprozessen, Analysen im Bereich der 
Markt-, Trend- und Gesellschaftsfor-
schung, das sind die Tätigkeitsfelder von 
nextpractice. „Eigentlich kann man Din-
ge nur verändern, wenn man sie messen 
kann“, sagt Frank Schomburg, einer der 
beiden Geschäftsführer des Bremer Un-
ternehmens. 

Das ist bei einem komplexen Thema 
wie „Kultur“ aber nicht einfach. Frank 
Schomburg, von Haus aus Informatiker, 
und Psychologe und Hirnforscher Peter 
Kruse fanden gemeinsam einen Weg, dies 
zu realisieren. 

Innovative Methode

Die für die Studie verwendete Methode 
„nextexpertizer“ fußt auf der sogenann-
ten „Repertory-Grid-Technik“, mit der es 
möglich ist, große Menschengruppen vor-
gabefrei qualitativ zu befragen und ihre 
Einschätzungen quantitativ vergleichbar 
zu machen. „Vorgabefrei“ bedeutet, dass 
die 1.200 Befragten, (1.000 repräsenta-
tiv ausgewählt auf Basis des Mikrozensus 
von 2013, zugleich zwei Kontrollgruppen), 
jeweils ihre eigenen inhaltlichen Bewer-
tungsdimensionen beschreiben und auf 
dieser Grundlage vordefinierte Elemente 
aus der Arbeitswelt bewerten. 

„Standardisierte Fragebögen erlauben zwar 
eine hohe Vergleichbarkeit der Ergebnisse, 
erreichen aber oft nicht die wünschens-
werte inhaltliche Aussagekraft. Qualitative 
Interviews erlauben zwar eine differenzierte 
Erhebung komplexer Zusammenhänge, 
aber die Einzelaussagen lassen sich nur 
sehr bedingt miteinander vergleichen. Mit 
dem nextexpertizer® werden Gemein-
samkeiten und Unterschiede deutlich und 
selbst unbewusste Tiefenstrukturen trans-
parent“ – so beschreibt das Unternehmen 
selbst das Prinzip.

Aber es geht nicht nur um das Beschrei-
ben: „Wir glauben, dass wir mit diesem 
Werkzeug nextexpertizer auch gesell-
schaftliche Veränderungen dadurch unter-
stützen können, dass wir die größtenteils 
unbewussten Bewertungsmuster trans-
parent machen“, sagt Frank Schomburg. 
„Für die Studie Wertewelten Arbeiten 4.0 
haben wir die Methode gewählt, weil wir 
an den intuitiven Teil rankommen müs-
sen. Wenn Menschen nach ihren Werten 
gefragt werden, kommen irgendwelche 
Plattitüden dabei heraus. Man braucht 
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also etwas, das sie nicht bewusst steu-
ern können, damit die tatsächlichen in-
tuitiven Bewertungen erkennbar werden. 
Das Zweite ist, dass wir mit Sprache ar-
beiten müssen, Sprache aber immer Am-
bivalenzen hat. Je nach Kontext hat das-
selbe Wort unterschiedliche Bedeutungen. 
Wir müssen den Menschen also ihre ei-
gene Sprache lassen. Sie müssen erzählen 
dürfen. Und damit aus dem, was der Ein-
zelne erzählt, das dahinterliegende kultu-
relle Muster sichtbar wird, trifft jeder im 
Interview mehrere Hundert Bewertungen 
auf Basis der eigenen Beschreibungen.“ 

Mit der Methode bauen die Menschen 
sich in gewisser Weise ihren eigenen Fra-
gebogen mit den Themen, die ihnen per-
sönlich wichtig sind und bewerten die 
einzelnen Elemente aus der Arbeitswelt 
auch selbst. So legen die Befragten offen, 
was genau sie mit ihren Aussagen meinen, 
wie sie die Situation und die Entwick-
lung bewerten und welches Bild vom je-
weiligen Thema sie haben. Das Idealbild 
von Arbeit, Wünsche, Hoffnungen, Be-
fürchtungen der Befragten werden in ei-
ner Matrix gespeichert, die die Basis für 
eine mathematische Vergleichbarkeit der 
Einzelinterviews und für übergreifen-
de Analysen der Gesamtsituation bilden.

Vorgegeben wird eine Liste von sogenann-
ten „Elementen“. Das sind zum Beispiel 
konkrete oder abstrakte Dinge, Sachver-
halte, Subjekte oder Ereignisse aus der 
Arbeitswelt, die im Interview den Denk-
prozess anregen und den Untersuchungs-
rahmen abstecken. Alle relevanten Aus-
schnitte des Untersuchungsgegenstandes 
sind hier vertreten. Auf Basis einer Lite-
raturrecherche wurden insgesamt 94 sol-
cher Elemente ausgewählt. Beispiele sind: 
mein Idealbild von Arbeit, Arbeit früher, 

Arbeit heute, Mindestlohn, Selbstständig-
keit, Grundeinkommen, aber auch: „was 
mir persönlich wichtig ist“ und „gesell-
schaftliche Vorstellung von Lebensquali-
tät in Deutschland“ – alles ohne vorgege-
bene inhaltliche Beschreibungen.

Das verwendete computerbasierte System 
verdichtet die Einzelinterviews zu soge-
nannten „Kulturräumen“, die grafisch 
dargestellt werden. Die Werte, die die Be-
fragten mit Arbeit verbinden, werden also 
im Rahmen der Studie nicht nur beschrie-
ben, sondern auch visualisiert – und das 
sogar dreidimensional. In dieser Visuali-
sierung gibt es grüne Bereiche, die einen 
idealen Zustand beschreiben, den positiven 
Pol, und rote Bereiche für das Gegenteil, 
den negativen Pol. Außerdem werden die 
verschiedenen Themen gemäß mathema-
tischer Berechnungen in dem Darstellungs-
raum positioniert. Am Computer lässt sich 
der so entstehende „Kulturraum“ in 3D le-
sen. Für Veröffentlichungen wird eine zwei-
dimensionale Projektion genutzt, quasi eine 
Landkarte, die es ermöglicht bestimmte 
Punkte gemäß ihrer Himmelsrichtung zu 
verorten. Wenn es zum Beispiel um die Be-
schreibung einer wünschenswerten Arbeits-
welt geht, finden sich so im Norden Aus-
sagen zur Selbstentfaltung, im Süden zur 
Stabilität, im Osten ist das Thema Gemein-
wohl positioniert, im Westen das Thema 
Leistung. Mit der Methode ist es möglich, 
die sehr individuellen Aussagen differen-
ziert darzustellen und zu interpretieren. 
Darüber hinaus lassen die großen aufbe-
reiteten Datenmengen insgesamt ein ob-
jektives kollektives Gesamtbild entstehen.

„Es geht darum: Was ist das Stimmungs-
bild? Was denken Menschen eigentlich? 
Wie ähnlich oder unterschiedlich sind 
die Bewertungen des Geschehens? Was 

sind die verschiedenen Strömungen? Wir 
nennen das berechnete Gesamtbild der 
Ähnlichkeiten und Unterschiedlichkeiten 
,kulturelles Kraftfeld‘. Wir können es ver-
ändern, ja – aber nur in die Richtung, die 
latent schon da ist, also resonanzfähig ist. 
Wenn man so will. Wenn ich in der Ge-
sellschaft also schon leichte Strömungen 
wahrnehme, kann ich diese verstärken. 
Eine theoretische Entwicklung vorzu-
geben und durchzudrücken, wird nicht 
funktionieren. In einer vernetzten Welt 
geht es nur über Attraktivität“, verdeut-
licht Frank Schomburg.

Im Rahmen der aktuellen Studie wurden 
knapp 14.000 Beschreibungen zum The-
ma Arbeit erhoben und in Bezug gesetzt. 
Es wird also aus den verwendeten Wor-
ten auf die dahinterliegenden Muster und 
Bedeutungen geschlossen.

Ein Beispiel: In der Studie ist ein wich-
tiges Thema zum Beispiel die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. Während die 
einen eine klare Trennung wollen: Arbeit 
bis 18 Uhr, danach Zeit für die Familie, 
sagen andere: Wieso muss ich mittags prä-
sent sein, zu einer Zeit, zu der ich mein 
Kind vom Kindergarten abholen muss. 
Abends, wenn die Kinder im Bett sind, 
habe ich doch genug Zeit, meine Arbeit 
zu machen. Eine Gruppe strebt also nach 
der Individualisierung ihrer Arbeitszeiten, 
um Arbeit und Freizeit zu integrieren. Fle-
xibilität bedeutet für sie Selbstbestimmt-
heit und ist positiv. Eine andere Gruppe 
bevorzugt abgegrenzte Arbeitszeiten, um 
Arbeit und Freizeit zu trennen. Flexibili-
tät bedeutet für sie Fremdbestimmtheit 
und ist negativ. Zwei vollkommen gegen-
sätzliche Modelle, die sich aus der Bezie-
hung der Aussagen mit dem Programm 
ableiten lassen.
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Höchst unterschiedliche 
Wertewelten

Sieben sogenannte „Wertewelten“ ließen 
sich durch die Häufung der Aussagen der 
Befragten ausweisen. Die diesen Wer-
tewelten zuzuordnenden Menschen haben 
gleiche Ideale und auch gleiche Einschät-
zungen zur Entwicklung der Arbeitswelt, 
eine „in sich konsistente Sichtweise“ auf 
das Themenfeld Arbeit. Dabei sind die In-
teressenlagen dieser sieben Wertewelten 

zum Teil deutlich konträr und auch die 
Bewertungen, wenn es um das Thema Ar-
beit in der Zukunft geht. 

Die Wertewelt „Sorgenfrei von der Ar-
beit leben können“, mit 28 Prozent der 
Befragten die stärkste Gruppe, sieht die 
Entwicklung eher kritisch. Ihre Vorstel-
lung einer idealen Arbeitswelt charakteri-
sieren sie mit Sorgenfreiheit und Abwesen-
heit von Druck. Ihre typische Aussage zum 
Thema Entwicklung der Arbeit ist: Digita-

lisierung erhöht den Druck im Arbeitsall-
tag und macht ihn noch komplizierter, wo 
sowieso schon alles immer schneller geht. 
Wünschenswerte Charakteristika der Ar-
beitswelt wie soziale Sicherheit, Arbeiten 
ohne Druck, Planungssicherheit über das 
gesamte Erwerbsleben, in familiärer Ar-
beitsatmosphäre aufgehoben sein, sozial 
gerechte Entlohnung usw. haben für sie 
seit den 1950er/-60er Jahren stetig abge-
nommen. Negative Charakteristika wie 
soziale Kälte bei der Arbeit, berufliche 

Relativer Erfüllungsgrad der positiven Resonanzfelder in Relation zu deren negativen Gegenpolen (Resonanzfelder in Bezug auf die „Arbeit in Deutsch-

land heute“ (schwarz) und dem erwarteten Erfüllungsgrad für die „Arbeit in Deutschland 2030“ (weiß)
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Unsicherheit, rücksichtsloser Konkurrenz-
kampf, gesellschaftliche Spaltung in Arm 
und Reich usw. haben in ihrer Einschät-
zung dagegen zugenommen. Es zeichnet 
sich also eine generelle Gesellschaftskri-
tik ab. Sie sind auch die Gruppe, die, was 
die Arbeitssituation angeht, nicht positiv 
in die Zukunft blickt, im Gegenteil, sie 
befürchtet eine weitere Verschlechterung. 

Etwas positiver dagegen die Aussagen der 
Menschen, die der Wertewelt „In einer 
starken Solidargemeinschaft arbeiten“ zuzu-
ordnen sind (9 % der Befragten). Sie begrü-
ßen die Digitalisierung, wenn sie die Arbeit 
erleichtert und sie nicht überflüssig macht 
oder zur sozialen Vereinsamung führt. Ihr 
Idealbild von Arbeit geht mit Begriffen wie 
Solidarität und Stabilität einher. Während 
die erstgenannte Gruppe ihre Identität im 
Privaten, Familiären findet, findet diese 
Gruppe sie in der Berufswelt.

Die generelle Entwicklung der Arbeitswelt, 
mehr Leistung, mehr Druck, weniger Pla-
nungssicherheit, sehen aber auch sie ten-
denziell negativ. Nach ihrer Einschätzung 
werden Konkurrenz, soziale Isolation und 
mangelndes Sinnerleben weiter zunehmen, 
Wertschätzung und Loyalität in der Ar-
beitswelt an Bedeutung verlieren. „Arbeit 
bedeutet für mich Loyalität, Wertschät-
zung, Teilhabe und Zusammenhalt in ei-
ner Solidargemeinschaft. Das drückt sich 
auch materiell aus, aber nicht nur. Mich 
macht die Entwicklung zunehmend be-
sorgt. Früher haben Unternehmen noch 
das Wohl der Menschen im Blick geha-
bt und es gab Arbeit für alle. Jetzt fallen 
immer mehr Menschen durch das Raster 
und finden keinen Platz mehr in der Ge-
sellschaft.“ – So könnte laut der Studie 
eine typische Aussage eines der Mitglie-
der dieser Wertewelt aussehen.

Die Wertewelt „Den Wohlstand hart er-
arbeiten (15 %)“ charakterisiert Frank 
Schomburg als die Gruppe, die sich mit 
der aktuellen Situation arrangiert hat. 
„Digitalisierung erhöht die Transparenz 
und erweitert damit für mich die Hand-
lungsspielräume, aber auch die ständige 
Verfügbarkeit“ – das ist ihre typische Aus-
sage. Eine überwiegend positive Einstel-
lung also. Allerdings nimmt auch diese 
Gruppe eine Verschlechterung der Arbeits-
situation seit den 1990er Jahren wahr, 
wenn auch nicht so drastisch und umfas-
send wie die vorgenannten Gruppen. Sie 
stellt nicht wie die ersten beiden Grup-
pen das System als Ganzes infrage und 
ihre Ansprüche an die Gesellschaft sind 
wesentlich geringer. In ihrer Vorstellung 
ist es Aufgabe des Einzelnen, sich unter 
den neuen Bedingungen in der Arbeits-
welt zu behaupten. Was die Gruppe mit 
Digitalisierung aber auch in Verbindung 
bringt ist das Thema Burnout. Die die-
ser Wertewelt zugehörigen Menschen ge-
ben alles, um den Status zu halten, sehen 
aber auch, dass sich das für sie ins Ne-
gative wenden kann. „Ich habe das Ge-
fühl, dass die Menschen in dieser Wer-
tewelt ganz schnell auf die andere Seite 
wechseln können, wenn es für sie nicht 
mehr so gut läuft, sie zum Beispiel ihren 
Job verlieren“, sagt Frank Schomburg.

Das unterscheidet sie von der Wertewelt 
„Engagiert Höchstleistungen erzielen 
(11 %)“. Als die, „die Spaß an Höchst-
leistungen haben, bis zur Selbstausbeu-
tung“, charakterisiert Frank Schomburg 
diese Gruppe. Digitalisierung hilft ihnen 
dabei. Sie ermöglicht es, sich im Berufsle-
ben auf die sich rasant ändernden Bedin-
gungen situativ und effizient reagieren zu 
können. „Es ist alles besser geworden und 
ich bin schon mittendrin“ – so ihr posi-

tives Fazit. Eine höhere Produktivität und 
die Abkehr von traditionellen Werten be-
werten sie als gute Entwicklungslinien. 
Die gesamte heutige Arbeitswelt hat sich 
nach ihrer Einschätzung gegenüber früher 
sehr positiv entwickelt und wird das auch 
weiter tun. Auch die politischen Rahmen-
bedingungen dafür sehen die Mitglieder 
dieser Wertewelt als gegeben an. An ei-
ner zunehmenden Spaltung des Arbeits-
markts scheinen sie keinen großen Anstoß 
zu nehmen. Einer der wenigen Punkte, in 
dem die Gruppe in Zukunft noch Hand-
lungsbedarf sieht, ist der Punkt Erhalt der 
Gesundheit der Erwerbstätigen.

Das Idealbild „Sich in der Arbeit verwirk-
lichen“ stellen zehn Prozent der Befragten 
in den Vordergrund. „Digitalisierung er-
möglicht es mir, die unterschiedlichsten 
und nahezu unbegrenzten Möglichkeiten 
in der heutigen Arbeitswelt zu nutzen“, so 
die positive Kernaussage in dieser Wer-
tewelt zum Thema Digitalisierung der 
Arbeit. Viele Themen wie „Arbeitgeber 
bieten ein attraktives Arbeitsumfeld“, 
„sich in der Arbeit verwirklichen kön-
nen“, „durch beständige Weiterbildung 
attraktiv bleiben“ sind in der Wahrneh-
mung dieser Gruppe in der heutigen Ar-
beitswelt bereits zu einem hohen Prozent-
satz umgesetzt. Bis zum Jahr 2030 wird 
eine fast 100-prozentige Realisierung er-
wartet. Das gilt auch für das Thema „über 
Arbeitszeiten und Orte individuell verfü-
gen“, dem bisher nur eine geringe Umset-
zungsquote (16,7 %) bescheinigt wird. 
Diese Menschen blicken also ausgespro-
chen positiv in die Zukunft, sehen die Ge-
genwart als Umbruchphase, in der star-
re, konventionelle Muster immer weiter 
zugunsten individueller beruflicher Ge-
staltungsmöglichkeiten zurückgedrängt 
werden. Die Themen Absicherung und 
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Anerkennung, die in den vorgenannten 
Wertewelten eine große Rolle spielen, tre-
ten hier hinter dem Thema individuelle 
berufliche Entfaltung zurück. 

Die Wertewelt „Balance zwischen Ar-
beit und Leben finden“ ist mit 14 Pro-
zent stärker als die vorgenannte. Ihr geht 
es darum, Arbeit und Leben zusammen-
zubringen und das nicht im Turbolauf, 
erklärt Frank Schomburg. Gemeinsam 
gute Bedingungen schaffen, das System 
dem Menschen anpassen, sind Kernaus-
sagen dieser Gruppe. Ihr typisches State-
ment zur Digitalisierung ist entsprechend 
mit einem „wenn“ verbunden: Digitali-
sierung sehe ich positiv, wenn sie meine 
Möglichkeiten der Gestaltung fördert und 
nicht die Arbeit stumpfsinniger macht. 
Also ein „Ja“, aber mit einem deutlichen 
Tritt auf die Bremse, so interpretiert die 
Studie die Gruppe. Die heutige Arbeits-
welt wird sehr kritisch, auch die bishe-
rige Entwicklung nicht durchgängig po-
sitiv betrachtet, der Blick in die Zukunft 
fällt aber ausgesprochen optimistisch aus. 
So wird zu sehr hohen Prozentsätzen er-
wartet, dass man über Arbeitszeiten und 
Orte individuell verfügen (93,8 %) und 
sein eigenes Tätigkeitsprofil kreativ ge-
stalten kann (93,5). Negative Einflüsse 
auf die Arbeitswelt („bürokratische Kul-
tur bremst eigene Gestaltung aus“) spie-
len demgegenüber in der Erwartung der 
Gruppe in der Zukunft eine geringe bis 
kaum noch eine Rolle.

Die Macher der Studie sehen diese opti-
mistische Gruppe zwar als Treiber einer 
Entwicklung der Arbeitswelt, allerdings 
bestehe auch die Gefahr, dass sich die An-
gehörigen dieser Gruppe wieder zurück-
ziehen, wenn die entstehende Realität ih-
ren Idealen nicht entspricht.

Deutlich negativer die Einstellung der 
mit 13 Prozent der Befragten kaum klei-
neren Gruppe, die das Ideal „Sinn au-
ßerhalb der Arbeit suchen“ in den Mit-
telpunkt stellt. „Digitalisierung bedeutet 
für mich, ständig erreichbar sein zu müs-
sen, was ein Gefühl der Fremdbestimmt-
heit auslöst“, so die typische Aussage in 
puncto Digitalisierung. Soziale Gerech-
tigkeit und menschliche Entfaltungsmög-
lichkeiten stehen im Mittelpunkt der Ge-
dankenwelt dieser Menschen. Vor diesem 
Hintergrund sehen sie die gegenwärtige 
Arbeitswelt sehr kritisch, die Vergangen-
heit nur wenig besser und auch der Blick 
in die Zukunft ist im Vergleich zu ande-
ren Wertewelten eher düster. Das erklärt 
die Studie vor allem damit, dass die ge-
sellschaftlichen Anknüpfungspunkte die-
ser Gruppe zu keinem Zeitpunkt in der 
Arbeitsgesellschaft zu verorten sind, was 
sie stark von den anderen Wertewelten 
unterscheidet.

Wir-Gefühl wird vermisst

Auch über die Aussagen zu den sieben dar-
gestellten Wertewelten hinaus, macht die 
Studie interessante Aussagen. „Wir stel-
len fest, dass die Gesellschaft vermehrt 
die Frage stellt: Wo bleibt das Wir? Kann 
man den Freiraum, den uns die Digitali-
sierung bringt, nicht dafür nutzen, der 
Gesellschaft etwas Gutes zu tun“, erläu-
tert Frank Schomburg.

Eine weitere Erkenntnis: Die Menschen 
einer Wertewelt stimmen in ihren so-
zio-demografischen Mustern keineswegs 
überein. Frank Schomburg erklärt das 
mit der starken digitalen Vernetzung, 
die heute zu beobachten ist. Die Her-
kunft sei daher nicht mehr prägend. Die 
Studie spricht von einer „Pluralisierung 

des Erlebens von Arbeit in Deutschland 
…, die über sozio-demografische Trenn-
linien hinweg geht“.

Was weiter auffalle, sei, dass es im Gegen-
satz zu drei positiven Attraktoren nur ei-
nen starken negativen Repellor in der Wer-
tewelt gebe. Das deutet darauf hin, dass man 
sich darüber, was man nicht will, deutlich 
einiger ist, als darüber, was man will. So 
ist man sich weitgehend einig, dass es ge-
sellschaftlich nicht akzeptierbar ist, Men-
schen durchs soziale Netz fallen zu lassen.

Nur ca. ein Fünftel der Befragten sieht sei-
ne eigene Arbeitssituation aktuell nah am 
persönlichen Idealbild von Arbeit, dage-
gen sieht knapp die Hälfte die eigene Ar-
beitssituation weit vom Idealbild entfernt. 
Allerdings sehen die Befragten recht op-
timistisch in die Zukunft. Fast die Hälf-
te glaubt, dass ihre Arbeitssituation im 
Jahr 2030 nah am persönlichen Ideal-
bild liegen werde. Sogenannte „Positive 
Resonanzfelder“ sind in diesem Zusam-
menhang „weitreichende Eigenverant-
wortung leben“, „sein eigenes Berufsbild 
kreativ gestalten“, „Partizipation auf Ba-
sis mündiger Individuen“, „Ideale in der 
Arbeitswelt verwirklichen“ und „alle in-
dividuellen Ansprüche realisieren“. Die 
Macher der Studie leiten daraus ab, dass 
die Erwartungen an Arbeit in der Zu-
kunft in Richtung Gestaltungsspielraum 
und Selbstentfaltung zielen und bezeich-
nen diesen Bereich als „Chancenraum“ 
für die Zukunft der Arbeit. 

Die Antwort auf die Frage, wie die Arbeits-
welt rückblickend zwischen den 1950er 
und 1990er Jahren wahrgenommen wird, 
ist überraschend; viele Teilnehmende der 
Studie bewerten die Arbeitssituation von 
damals positiver als heute. Die Mehrheit 
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der Befragten (64 Prozent) verbindet die-
sen Zeitraum mit der Assoziation „frei von 
Druck und Sorgen leben“. Ab den 1990er 
Jahren setzt in der Wahrnehmung der Be-
fragten dann eine Entwicklung in Richtung 
Druck, Risiko und Spaltung der Gesell-
schaft auf der negativen und in Richtung 
wirtschaftlicher Erfolg auf der positiven 
Seite ein, wobei die negativen Aspekte 
überwiegen. Alle Befragten stellen fest, 
dass die Arbeitswelt im Laufe der Jahre 
einen größeren Stellenwert im Leben ein-
genommen hat, was auf Kosten von Hob-
bys und Privatleben ging. 

Thema Flexibilität polarisiert

Besonders, was das Thema Flexibilität 
angeht, sind aus der Studie zwei konträre 
Einstellungen abzuleiten. Während die ei-
nen Flexibilität als positiv bewerten, gut 
damit zurechtkommen (Wertewelten 4, 5, 
6), auch außerhalb traditioneller Arbeits-
zeiten zu arbeiten, gibt es auch eine starke 
Gruppe – immerhin rund 50 Prozent der 
Befragten –, die Flexibilität so einschätzt, 
dass sie eher zu ihren Lasten geht (Wer-
tewelten 1, 2, m. E. 7). Diese Menschen 
finden es besser, wenn der Arbeitszeitrah-
men fest gesteckt ist. Die Studie lasse so-
gar den Schluss zu, dass einige Menschen 
die feste Struktur zur Gestaltung ihres Le-
bensrhythmus dringend brauchen. 

Auch beim Thema „Digitalisierung“ macht 
die Studie eine Zweiteilung der Meinungen 
aus. Die eine Gruppe akzeptiert die zuneh-
mende Digitalisierung als Hilfsmittel am 
Arbeitsplatz, fürchtet aber den durch die 
Digitalisierung zunehmenden Einfluss der 
Arbeitswelt in die Privatsphäre hinein und 
einen dadurch zunehmenden Druck. Zum 
Teil sieht sie die Arbeitsbelastung schon 
heute am Limit angekommen.

Die andere Gruppe sieht vor allem die Po-
tenziale und persönlichen Gestaltungs-
möglichkeiten, die durch Digitalisierung 
möglich sind. Es wird zwar erkannt, dass 
sich die Anforderungen an den Einzelnen 
durch die zunehmende Erreichbarkeit und 
Effizienzsteigerung erhöhen können, dies 
wird aber zum Teil als positiver Stress 
und neue Herausforderung angenommen.

„Das Modell‚ man kann durch die Digitali-
sierung jederzeit und von überall aus arbei-
ten, ist nicht das Modell, das alle Menschen 
bevorzugen“, folgert Frank Schomburg da-
raus und fordert: „Wir müssen als Option 
auch Modelle anbieten, bei denen die Men-
schen ihre Zeit verlässlich planen können.“ 

Es werde stärker auf individuelle Arbeits-
modelle hinauslaufen, stellt die Studie 
fest. Das, so die Einschätzung von Frank 
Schomburg, müsse auch bei der Beratung 
vor allem großer Unternehmen berücksich-
tigt werden, in denen eine große Band-
breite an verschiedenen Wertewelten zu-
gehörigen Menschen arbeitet. Es könne 
in diesen Fällen, anders als zum Beispiel 
bei Start-Up-Unternehmen, nicht nur die 
eine Strategie geben. Schon heute suchten 
viele solcher Unternehmen nach Lösungen 
für dieses Problem. 

Die Botschaft in die Unternehmen hinein 
sei: Es gibt unter den Erwerbstätigen sehr 
ausdifferenzierte Vorstellungen einer idea-
len Arbeitswelt und die Frage ist, in wel-
cher Ausprägung diese Wertetypen im ei-
genen Unternehmen vorhanden sind. Die 
Annahme, dass die Generation Y per se für 
einen Wandel der Arbeitswelt sorgen wird, 
ist zu kurz gedacht. Richtig ist, dass durch 
die nachfolgenden Generationen neue Ar-
beitsformen, Infragestellen starrer Abläufe, 
Strukturen und Hierarchien, eingespeist 

werden. Diese werden aber einerseits nicht 
von allen aus der Generation unterstützt 
und andererseits auch von vorigen Gene-
rationen durchaus begrüßt. Die dahinter-
liegenden Wertvorstellungen von Alt und 
Jung unterscheiden sich oftmals gar nicht 
so sehr. Wo die Älteren in ihrem erlernten 
Beruf weiterhin gebraucht werden wollen, 
wünschen sich Jüngere die Chance, etwas 
zu erlernen, das ihnen Sicherheit und Plan-
barkeit über das gesamte Erwerbsleben 
gibt. Die Unternehmen werden den durch 
die Digitalisierung notwendigen kulturel-
len Wandel sehr bewusst angehen und für 
alle Wertetypen eine attraktives Angebot 
anbieten müssen.

„Eines macht die Studie vor allem deutlich“, 
sagt Frank Schomburg, „die Ansprüche an 
Arbeit pluralisieren sich stark. Was für den 
einen wünschenswerte Zukunft ist, stellt 
für den anderen ein bedrohliches Szenario 
dar. Daraus lässt sich für Akteure in Wirt-
schaft, Politik und Gesellschaft die zen-
trale Schlussfolgerung ableiten, die Diffe-
renziertheit der Wertewelten in Inhalt und 
Ansprache deutlich stärker als bisher zu be-
rücksichtigen.“ 
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THEMENÜBERGREIFEND – STADTENTWICKLUNG UND DIVERSITYMANAGEMENT

Kommunale Integrationszentren (KI) sind Einrichtungen der Kreise und kreisfreien 

Städte in NRW. Sie sollen vor allem die Integrationsarbeit vor Ort unterstützen. Sie 

entwickeln integrationspolitische Handlungskonzepte sowie Konzepte interkultu-

reller und sprachlicher Bildung entlang der biografiebegleitenden Bildungskette, 

schaffen und pflegen Bildungspartnerschaften zwischen KiTa, Schule und Eltern-

haus, sorgen für die interkulturelle Profilierung von Kultureinrichtungen, fördern 

Unternehmerinnen und Unternehmer mit Migrationshintergrund und berücksich-

tigen, ganz konkret, etwa „kultursensible Aspekte in der Altenhilfe“. Damit führen 

die KI den erfolgreichen Ansatz der „Regionalen Arbeitsstellen zur Förderung von 

Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien (RAA)“ fort und kombinieren 

ihn mit dem des Landesprogramms „Innovation in der kommunalen Integrations-

arbeit (KOMM-IN NRW)“, der Integration als Querschnittsaufgabe begreift. Das gilt 

auch für das Kommunale Integrationszentrum in Bottrop. 

Förderung im Elementarbereich 
und in der Schule

Eine der Grundlagen des KI Bottrops ist 
das dort erarbeitete „interkulturelle Ge-
samtkonzept“, das der Rat der Stadt 2012 
einstimmig verabschiedet hatte. Da jedoch 
im selben Jahr das Haushaltssicherungsge-
setz in Kraft trat, „war alles, was wir an 
interessanten Handlungskonzepten ent-
wickelt hatten und ein bisschen Geld ge-
kostet hätte, erst einmal auf Eis gelegt.“ 

Ideen und realisierbare Projekte gibt es 
dennoch viele, wie das Projekt „Haus-
besuche bei Migrantenfamilien mit Neu-
geborenen“ zeigt. Thema hier ist das 
Aufwachsen mit zwei Sprachen. Eine Mit-
arbeiterin des KIs, erläutert Dieter Pil-
lath den Anlass für das Projekt, hätte im 
Gesundheitsamt jahrelang türkischstäm-
mige Kinder auf ihre Sprachentwicklung 
in der Muttersprache überprüft. „Da ha-
ben viele Eltern mit gutem Willen viele 
deutsche Worte mit der türkischen Spra-
che vermengt. So ist eine Mischsprache 
entstanden, die kein Zweiter versteht. 
Oder wenn Kinder in den Kindergarten 
wechselten, haben die Eltern nur noch 
deutsch mit ihnen gesprochen. Doch 
diese erzwungenen Sprachabbrüche sind 
traumatisch für das Kind. Mutismus 
war keine seltene Folge. Verständlich, 
denn wenn sich ein Kind über die ein-
fachsten Sachen nicht mehr ausdrücken 
kann, verweigert es das Sprechen kom-
plett. Wir wollen bei unseren Hausbesu-
chen einfache Regeln wie zum Beispiel 
,eine Sprache, eine Person‘ oder ,eine Si-
tuation, eine Sprache‘ vermitteln.“ Ein-
ziger, wenn auch gravierender Haken da-
bei: Das ursprünglich für alle Migranten 
gedachte Projekt wird sich aufgrund der 
begrenzten finanziellen und personellen 

„Wissen, was die Menschen bewegt“ 
Kommunales Integrationszentrum Bottrop

Gleich zwei Stadtteilzentren betreibt 
das Kommunale Integrationszentrum 
in Bottrop – eins in Ebel, eins in Wel-
heim. „Ein niederschwelliges und dezen-
trales Angebot“, wie Dieter Pillath, Lei-
ter der Einrichtung, betont, „mit dem 
wir viel mehr Menschen erreichen als 

mit zentralen Förderangeboten. So sind 
wir einfach näher dran, erfahren immer 
aktuell, was sich in den Communitys 
abspielt und was die Menschen bewegt. 
Die dabei gewonnenen Erkenntnisse er-
möglichen, unsere Angebote zielgenau 
zu gestalten.“ 
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Kapazitäten auf Flüchtlingsfamilien und 
Neuzuwanderer zunächst konzentrieren. 
 
An Eltern mit Zuwanderungsgeschichte 
sowie deren Kinder, die im Alter zwischen 
drei und sechs Jahren eine Tageseinrichtung 
für Kinder besuchen bzw. auf den Anmel-
delisten stehen, wenden sich „Griffbereit“ 
und „Rucksack“ zu, zwei mehrsprachige, 
maßgeblich von der damaligen RAA in 
Bottrop entwickelte und später landesweit 
etablierte Förderprogramme der kommu-
nalen Integrationszentren in NRW. Ziel ist, 
in Kooperation mit Tageseinrichtungen und 
Familienzentren die Erziehungskompetenz 
der Eltern zu stärken, Mehrsprachigkeit zu 
fördern und die „interkulturelle Pädagogik“ 
zu unterstützen. 

Dieter Pillath: „Mit den auch in der Mut-
tersprache erhältlichen Materialien können 
Eltern zu Hause üben, damit das Kind be-
stimmte Begriffe in der Muttersprache ken-
nen lernt. Denn wenn sie sich nicht mit For-
men, Farben, Jahreszeiten in ihrer Sprache 
beschäftigt haben und später zum ersten 
Mal in der Fremdsprache Deutsch davon 
hören, haben sie ein doppeltes Problem. So 
aber fällt ihnen der Transfer ins Deutsche 
viel leichter. So können auch bildungsferne 
Eltern in wenigen Monaten lernen, wie sie 
ihre Erzieherkompetenzen zum Wohle der 
Kinder verfeinern können.“ Nach dem glei-
chen Prinzip arbeitet auch das Programm 
„Rucksack Schule“.

Darüber hinaus profitieren Schülerinnen 
und Schüler der Sekundarstufe I und II vom 
kostenlosen Förderunterricht in Kleingrup-
pen. Rund 80 Schülerinnen und Schüler 
nehmen gegenwärtig daran teil. Die War-
telisten sind lang. Förderkräfte sind aus-
schließlich Lehramtsstudenten oder Per-
sonen im Referendariat. 

Schwerpunkt im Handlungsfeld „schulische 
Bildung“ des Bottroper KIs aber ist die Sei-
teneinsteigerberatung. Sie wendet sich an 
zugewanderte Schülerinnen und Schüler 
sowie deren Eltern, vermittelt Informati-
on über das Bildungssystem in NRW und 
erfasst im Aufnahmeverfahren die schu-
lischen Kenntnisse und Fähigkeiten, auf de-
ren Grundlage die Zuweisung zur aufneh-
menden Schule erfolgt. Bei anderweitigen, 
über das Schulische hinausgehenden Pro-
blemen in den Familien, so Pillath, „steht 
unser gesamtes Team zur Verfügung.“ Zu 
ihm gehören Deutsche wie Migranten aus 
unterschiedlichen Ländern, darunter ein 
portugiesischer Lehrer, eine pensionierte 
Lehrerin mit absolviertem Psychologiestu-
dium, alles unter der Leitung einer Chemie-
ingenieurin, die nach ihrem Studium in der 
Türkei noch ein sozialpädagogisches Stu-
dium in Deutschland abgeschlossen hat. 

Berufliche Förderung

Während für den Übergang Schule – Be-
ruf das Projekt „Kein Abschluss ohne An-
schluss“ die Federführung übernimmt, kon-
zentriert sich das Stadtteilzentrum Ebel des 
KIs seit über drei Jahren auf ein Qualifizie-
rungsprojekt für Migrantinnen. Aus gutem 
Grund, denn deren Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt sind vergleichsweise gering. Die-
ter Pillath: „Ursprünglich wollten wir ihre 
Qualität als Köchinnen, die sie im Rahmen 
der Kulturhauptstadt Europa mit der Prä-
sentation türkischer Spezialitäten unter Be-
weis gestellt hatten, nutzen, um sie in den 
Arbeitsmarkt zu integrieren und zugleich 
eine Arbeitskräftelücke im Gastronomiebe-
reich zu schließen. Um die Idee jedoch um-
zusetzen, hätte eine der Frauen sich selbst-
ständig machen müssen, doch das war leider 
trotz Unterstützung einer Unternehmensbe-
ratung nicht machbar.“ 

Folgeidee war, Migrantinnen im Pflegebe-
reich zu qualifizieren. Auch dafür gab es 
überzeugende Argumente: „Die erste Ge-
neration der Migrantencommunity kommt 
zunehmend in ein Alter, in dem sie Unter-
stützung braucht, zum Beispiel im Bereich 
häuslicher Pflege. Genau in diesem Sektor 
wollten wir sie qualifizieren.“ Kooperati-
onspartner des daraus entstandenen Pro-
jekts sind das Jobcenter und das DRK. Ins-
gesamt 24 Frauen haben mit Unterstützung 
eines Teams des KIs Bottrop, bestehend aus 
einer Lehrerin, einer Sozialpädagogin und 
einer Psychologin, bis heute ein Fernstudi-
um bei der Studiengemeinschaft Darmstadt 
GmbH absolviert. Viele von ihnen haben an-
schließend einen Arbeitsplatz in einer Pfle-
geeinrichtung gefunden. Dieter Pillath: „Für 
Frauen aus der türkischen Community ist der 
Erwerb eines Diploms ein enormer Schritt, 
der erkennbar ihr Selbstbewusstsein steigert.“ 

Ursprünglich gefördert über das Bundespro-
gramm „Soziale Stadt“ haben die guten Er-
gebnisse die Ruhrgebietskommune dazu 
veranlasst, das Projekt aus eigenen Haus-
haltsmitteln zu finanzieren. Die erste Zeug-
nis-Übergabe übernahm der Oberbürger-
meister persönlich. Über die Erfolge der 
beteiligten Frauen hinaus, hat das Projekt 
einen weiteren Effekt: „Die Absolventinnen 
wirken in die Community hinein und in-
spirieren andere Frauen, sich ebenfalls mit 
den Themen Erwerbsarbeit und Qualifi-
zierung zu beschäftigen.“ Weil das Kon-
zept in der türkischen Gemeinschaft so er-
folgreich verlief, startet ein ähnlicher Kurs 
jetzt für arabisch sprechende Frauen, die 
schon länger hier leben und über etwas bes-
sere Deutschkenntnisse verfügen. Auch hier 
gehören fachliche Unterstützung, Deutsch-
förderung und Begleitung mit zur Qualifi-
zierung. Dieter Pillath: „Das Konzept funk-
tioniert nur als Gesamtpaket.“
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Förderung der Gesundheit

Schon seit vier Jahren gibt es im KI den Ar-
beitskreis „Gesundheit und Migration“. Ihm 
gehören neben Gesundheitsamt, Sozialamt 
und KI unter anderem der Caritasverband, 
die evangelische Kirchengemeinde, das Dia
konische Werk, verschiedene Pflegeeinrich-
tungen, Krankenhäuser und Krankenkassen 
an. Sie alle befassen sich hier gemeinsam mit 
inhaltlichen und methodischen Fragen der 
gesundheitlichen Lage von Migrantinnen 
und Migranten. Aufgrund der Häufigkeit 
spezifischer Erkrankungen in den verschie-
denen Communitys hat sich der Kreis für 
eine sozialraumorientierte, aufsuchende Ge-
sundheitsarbeit entschieden und den ersten 
türkischen Diabetestag mit Informations-
tafeln und Fachvorträgen zu den Themen 
„mehr Bewegung“ und „gesunde Ernäh-
rung“ durchgeführt. 

Wo genau die Veranstaltung stattfinden 
sollte, war anfangs umstritten: Die einen 
plädierten für eine zentrale Großveranstal-
tung im Saalbau der Stadt, die anderen – 
darunter das KI – sprachen sich für einen 
dezentralen Diabetestag aus. Die zweite 
Auffassung setzte sich durch, die Veran-
staltung fand im Stadtteilzentrum statt. 
Wenn 20 oder 30 Personen kommen, hieß 
es, sei die Veranstaltung ein Erfolg. Gekom-
men sind 200. KI-Leiter Pillath: „Das zeigt: 
Es ist sinnvoll, bei solchen Themen sozial-
räumlich zu denken. Wir müssen einfach 
dahin, wo die Menschen leben.“ Mittler-
weile gibt es im Stadtteilzentrum regelmä-
ßige Beratungen zu den Bereichen „Diabe-
tes“, „Pflege“ und „Demenz“.

Integration durch Sport

Um Gesundheit geht es auch in einem wei-
teren Projekt des KIs. In Zusammenarbeit 

mit dem Verein Barisspor Bottrop e. V. setzt 
sich das Stadtteilzentrum Welheim im Rah-
men der Initiative „Sportif“ für die sport-
liche Förderung übergewichtiger Kinder aus 
dem Stadtteil ein. Dieter Pillath: „Dabei ge-
lingt es, gerade Mädchen im bekannten und 
geschützten Sozialraum durch den Aufbau 
einer Mädchenmannschaft den Zugang zu 
Fußball und Bewegung zu ermöglichen.“

Lange Zeit beliebt war das „Interkultu-
relle Fußballturnier“ mit reger Teilnah-
me der Bottroper Sekundarstufen-I-Schu-
len. Eins der Turnier-Ziele war, über den 
Mannschaftssport Fußball die Identifika-
tion mit der Schule und der Klasse an die 
Stelle der Identifikation mit der eigenen 
Ethnie zu setzen. Dieter Pillath ist froh, 
mit dem Verein, dessen Vorsitzender KI-
Mitarbeiter ist, einen Bündnispartner zu 
haben, um Aggression und Gewalt zu the-
matisieren, das Medium Fußball zu nutzen, 
um Eltern und Jugendliche in die Stadtteil
arbeit einzubinden und die Frage zu klä-
ren, „wie man sich als Teil einer Mann-
schaft verhält.“ 

Interkulturelle Öffnung der 
Verwaltung

Ein weiteres Element im interkulturellen 
Gesamtkonzept des KIs ist die „interkul-
turelle Öffnung der Verwaltung“. Sie war 
bereits Thema beim ersten Bottroper Kul-
turforum im Saalbau der Stadt. Angespro-
chen wurde hier unter anderem die Nutzer-
struktur der etablierten Kulturbetriebe wie 
Theater oder Oper. Für sie gilt: Der Nach-
wuchs an Kundinnen und Kunden bleibt 
aus. Ohne sie aber, sind die Betriebe bald 
am Ende. Dieter Pillath: „Sie haben nur 
eine Chance: Sie müssen sich ein neues 
Publikum erarbeiten und dazu müssen sie 
ihre Inhalte überdenken und verändern.“

Wie aber sollten die aussehen? Der KI-
Leiter verweist in dem Zusammenhang 
auf eine in Bottrop durchgeführte Befra-
gung sowohl in der deutschen wie auch in 
der türkischen Community: „Was“, wurde 
da gefragt, „verbinden Sie mit dem Begriff 
Kultur?“ Bei den Deutschen, so Pillath, 
waren die Antworten kaum überraschend: 
die Klassiker Theater, Oper und Literatur 
wurden genannt. Ganz anders die Ant-
worten der türkischen Community: Hier 
stand ganz oben die Religion und an zwei-
ter Stelle das Essen. Dieter Pillath: „Das 
heißt, wir gehen von einem völlig unter-
schiedlichen Kulturverständnis aus. Wenn 
wir also Migrantinnen und Migranten bei 
unserem Kulturangebot mitdenken wol-
len, müssen wir auch nach deren Interes-
sen und Vorstellungen fragen, um daraus 
etwas Gemeinsames zu machen.“ 

Zusätzliches Aufgabenfeld: 
Flüchtlinge

Vor neue und zusätzliche Herausforde-
rungen sieht sich das KI mit den steigenden 
Flüchtlingszahlen gestellt. Wie viele Flücht-
linge genau nach Bottrop kommen, ist un-
bekannt. Beim Sozialamt gemeldet sind ge-
genwärtig 1.200, hinzu kommen jene, die 
bereits zum Jobcenter weitergeleitet wor-
den sind. „Zusammen 2.300 bis 2.400“, 
schätzt Pillath. „Das ist keine Randgrup-
pe, sondern eine große Zahl an Menschen. 
Wir können nicht darauf warten, dass für 
sie die Schulpflicht auf 25 Jahre ausgewei-
tet wird, sondern müssen uns jetzt sofort 
verstärkt um sie kümmern.“ 

Nach Wohnraumbeschaffung und Erst-
versorgung stehen jetzt weitere Aufgaben 
an. Bei deren Bewältigung hilft die Umset-
zung des Landesprogramms „Komm an 
NRW“: „Einer unserer Mitarbeiter küm-

Feierliche Zeugnisübergabe im Rahmen 

des Qualifizierungskurses für Migrantinnen 

im Bottroper Rathaus
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mert sich ausschließlich um die Abwicklung 
des Programms. Eine seiner Aufgaben ist, 
alle professionell oder ehrenamtlich in der 
Flüchtlingsfrage engagierten Personen zu un-
terstützen. Sei es bei der Entwicklung von 
Sprachkursen oder bei der Klärung auslän-
der- oder asylrechtlicher Fragen.“ 

Neben dem Versuch, Flüchtlinge über den 
Sport – „nicht mit eigenen Mannschaften, 
sondern als Teil eines bestehenden Vereins“ 
– für die Deutschförderung zu gewinnen, ist 
die Beschulung der Seiteneinsteiger ein Ar-
beitsschwerpunkt. Alle Familien mit schul-
pflichtigen oder noch nicht schulpflichtigen 
Kindern kommen zunächst zum KI, das ge-
meinsam mit den Schulen und dem Schul-
verwaltungsamt klärt, welcher Kindergar-
ten oder welche Schule für sie am ehesten 
geeignet ist. „Immer die optimale Lösung 
zu finden, ist bei der Masse kaum möglich“, 
so Pillath, „uns stehen einfach nicht genü-
gend Schulraum und Lehrkräfte zur Ver-
fügung, sodass wir zu Kompromissen ge-
zwungen sind.“

Unterstützt wird das KI in diesem Hand-
lungsfeld von einem eigens dafür mit halber 
Stelle engagierten arabisch sprechenden Mit-
arbeiter: „Er ist selbst anerkannter Flücht-
ling und kennt die Fragen der Neuzuwan-
derer, aber auch die möglichen Antworten 
und Lösungen innerhalb unserer Kommu-
ne.“ Zusätzlich ist er mit jeweils einer vier-
tel Stelle beim Sozialamt und im Jobcenter 
beschäftigt. Enge Kontakte bestehen da-
rüber hinaus zum Integration Point. An-
gesichts der rund 200 18- bis 25-jährigen 
Flüchtlinge in der Stadt würde sich Pil-
lath wünschen, „dass die Erfassung aller 
Skills, als eine der Aufgaben der Integrati-
on Points, noch viel früher geschehen wür-
de, und nicht erst, wenn der Übergang vom 
Sozialamt zum Jobcenter erfolgt.“ 

Soziokulturelle Veränderungen 

Gleich drei Bevölkerungsgruppen mit ihren 
teils unterschiedlichen Erwartungen und 
Problemen muss das KI also gleichzeitig 
in den Blick nehmen, so Pillath: „Neuzu-
wanderer und Flüchtlinge, alt eingesessene 
Migranten und die deutsche Bevölkerung.“ 
Obwohl gerade die Stadt Bottrop in seinen 
Augen beim Thema Integration gut organi-
siert ist, will er Schwierigkeiten keineswegs 
unter den Teppich kehren: „Da bahnt sich 
eine Reihe neuer Konflikte an, weil die alt 
eingesessenen Migranten sagen: Wir sind 
schon viel länger hier und keiner hat sich 
um uns gekümmert.“ 

Eins zumindest ist für den KI-Leiter klar: 
„Der Islam wird eine zunehmende Rolle 
spielen, auch in Bottrop. Diese Communi-
ty wird größer werden.“ Dabei unterschei-
det Dieter Pillath klar zwischen „der mus-
limischen Normalbevölkerung“ und den 
Moscheevereinen: „Letztere, wie zum Bei-
spiel DITIB, die Türkisch-Islamische Uni-
on der Anstalt für Religion, erhalten von 
ihren Verbandspitzen wöchentliche Direk-
tiven, wie sie sich etwa zu den Flüchtlings-
problematiken positionieren sollen – auch 
gegenüber der Stadtverwaltung. Vieles da-
von sieht die Basis völlig anders, die macht 
nicht mit.“ Und andere Einrichtungen, wie 
zum Beispiel der Ahmadiyya-Verein, die 
weltweit am schnellsten wachsende mus-
limische Gemeinde, agiere „wiederum in 
Konkurrenz zu allen alten etablierten Mo-
scheevereinen.“

„Der gelebte Islam der einst aus den Dör-
fern Anatoliens zugewanderten Türkinnen 
und Türken ist konservativ. Wenn einer un-
serer KI-Mitarbeiter, selbst Muslim und 
Absolvent eines Mathematik- und Philo-
sophiestudiums, über einen liberalen Is-

lam diskutieren will, gibt es regelmäßig 
Kritik. Gerade Frauen sagen uns: Das, 
was unsere Mütter in unserem Alter in 
der Öffentlichkeit machen konnten, sich 
zum Beispiel draußen allein in ein Cafe 
hinsetzen und einen Kaffee trinken, das 
können wir heute nicht mehr, das gibt so-
fort Druck in der Familie bzw. der tür-
kischen Community. Im Qualifizierungs-
projekt für Migrantinnen stieß selbst das 
Kaffeetrinken im Ramadan bei Einzelnen 
auf Unverständnis. Unsere Mitarbeiterin 
hat darauf entgegnet: „Wenn du meinst, 
Du müsstest Dich an religiöse Regeln hal-
ten, dann mach das. In dieser städtischen 
Einrichtung hier kann jeder machen, was 
er für richtig hält.“

Insgesamt schaut Dieter Pillath optimis
tisch in die Zukunft: „Anders als bei der 
ersten Gastarbeitergeneration der tür-
kischen Community verfügen wir heute 
über profunde Erkenntnisse und professi-
onelle Strukturen wie etwa im KI. Damit 
ist die Ausgangslage, um auf die Heraus-
forderungen zu reagieren, heute weitaus 
günstiger. In unserer Stadt leben Menschen 
aus mehr als 100 Nationen. Wenn auch 
der Organisationsgrad der Migranten-
Communitys in Bottrop deutlich gerin-
ger ist als etwa in Gelsenkirchen – einen 
alevitischen Verein zum Beispiel gibt es 
nicht, obwohl es von der Masse her mög-
lich wäre –, so gibt es doch nicht nur Mo-
scheevereine, sondern auch einen griechi-
schen und einen portugiesischen Verein 
oder etwa die Gesellschaft für deutsch-
kurdische Freundschaft. Wir wollen, dass 
alle Seiten einander zuhören, und wir wol-
len wissen, was die Menschen in den Stadt-
teilen bewegt. Ohne das KI aber wüssten 
wir das nicht und könnten sie nicht ange-
messen unterstützen.“

KONTAKT

Kommunales Integrationszentrum Bottrop

Gladbecker Str. 79, 46236 Bottrop

Dieter Pillath, Tel.: 02041 704747

Dieter.Pillath@bottrop.de

AUTOR

Paul Pantel, Tel.: 02324 239466

paul.pantel@arcor.de
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Wenn man heute durch das Stadtviertel von Saint-Michel in Montréal, Kanada, 

schlendert, kann man sich nur noch schwer die recht turbulenten Zeiten die-

ses Stadtviertels vorstellen, die seine Bewohner erlebt und geprägt haben. Die 

Spuren einer Vergangenheit, die von hoher Arbeitslosigkeit, Kriminalität, wirt-

schaftlichen prekären Verhältnissen und Rassenunruhen gekennzeichnet wa-

ren, sind zum großen Teil verwischt. Sie sind abgelöst worden von einer neuen 

Vision von einem lebendigen sozial und wirtschaftlich florierenden Stadtteil, 

in dem Jugendliche Arbeit finden, in dem ethnokulturelle Gruppen gemeinsam 

miteinander den Gemeindeentwicklungsprozess gestalten und in dem konkrete 

Projekte kreiert werden, um die Lebensqualität im Stadtviertel zu verbessern. 

Dabei spielt das aktive Engagement eines weltweit tätigen Entertainmentun-

ternehmens – das Cirque du Soleil – eine entscheidende Rolle in der Revitali-

sierung von Saint-Michel. 

Cirque du Soleil & Saint-Michel
Starke Menschen, starke Quartiere á la Montréalaise
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Dabei hat Cirque du Soleil seine frühen 
Anfänge nicht vergessen: In den 1980er 
Jahren, entstand eine Gruppe von Stra-
ßenkünstlern, die von Gilles Ste-Croix 
gegründet wurde, und die in den Straßen 
von Baie-Saint Paul, einer charmanten 
Kleinstadt an den Ufern des St. Lorenz 
Stroms in der Nähe von Quebec City, un-
ter dem Namen – Les Échassiers de Baie-
Saint-Paul (Die Stelzenläufer von Baie-
Saint Paul) – jonglierte, tanzte, Feuer 
spuckte und Musik spielte, um gleicher-
maßen Stadtbewohner und Touristen zu 
begeistern. Der spätere Gründer und Ei-
gentümer des Cirque du Soleil Guy Lali-
berté war bereits Mitglied dieser Truppe. 

1984 sah Laliberté den 450. Geburtstag 
der Entdeckung Kanadas durch Jacques 
Cartier als einen einmaligen Anlass, mit 
der Gruppe auf eine Tournee durch die 
Provinz Québec zu gehen. Die Show, die 
sie präsentierten, war eine dramatische 
Mischung aus Akrobatik und Schaustü-
cken, ohne traditionelle Zirkuselemente 
wie Manege und Tiere, aber mit ausge-
fallenen Kostümen, magischen Lichteffek-
ten und origineller Musik. Guy Laliberté 
wählte den Namen „Cirque du Soleil“ für 
die Aufführung, da die Sonne seiner Mei-
nung nach als Symbol die Jugend, Energie 
und Stärke verkörpert. Der künstlerische 
Durchbruch gelang Cirque du Soleil, als 
er zum ersten Mal in 1987 in den USA 
eine Aufführung gab, und die Zuschau-
er und Presse in Los Angeles mit seiner 
einzigartigen Mischung aus Set Design, 
runder Theaterbühne und Zuschauer-
beteiligung in seinen Bann zog. Danach 
spielte Cirque du Soleil vor ausverkauf-
ten Häusern in San Diego und Santa Mo-
nica, und eroberte 1990 erstmals Europa 
mit Vorführungen in London und Paris. 
Seitdem hat sich Cirque du Soleil zu ei-

ner der wichtigsten künstlerischen At-
traktionen der Stadt Montréal und der 
Provinz Québec entwickelt. Cirque du 
Soleil hat mittlerweile 5.000 Beschäf-
tigte, mit mehr als 1.300 Akrobaten aus 
fast 50 verschiedenen Ländern. Cirque du  
Soleil begeisterte bisher mehr als 160 Mil-
lionen Zuschauer in über 400 Städten in 
60 Ländern auf 6 Kontinenten. Cirque 
du Soleil verfolgt eine strategische Politik 
der sozialen Verantwortung, die darauf 
ausgerichtet ist, konstruktive und posi-
tive Veränderungen in Gemeinden anzu-
stoßen und weiterzuentwickeln. Er setzt 
sich unter anderem auch speziell dafür 
ein, die Potenziale von Jugendlichen zu 
fördern, und sich von der künstlerischen 
und kulturellen Vielfalt der Menschen in-
spirieren zu lassen. 

Mit dieser Philosophie hat Cirque du  
Soleil auch den Grundstein für eine Er-
folgsgeschichte in Saint-Michel gelegt, 
einem einst minderbemittelten verarmten 
Stadtteil in Montréal, dessen Schicksal 
sich durch einen gezielten Gemeindeent-
wicklungsprozess und das aktive soziale 
Engagement des Cirque du Soleil zum Po-
sitiven gewandelt hat. 

Die zentralen Herausforderungen 
von Saint-Michel

Saint-Michel ist ein Teil des Distrikts – 
Villeray-Saint-Michel-Parc-Extension – 
und stellt mit mehr als 142.000 Einwoh-
nern oder 8, 5 % der Gesamtbevölkerung 
von Montréal, den am zweitdichtesten be-
siedelten Distrikt der Stadt dar. Zwei geo
grafische Merkmale definieren das Leben 
in Saint-Michel – zum einen bestand die 
Landmasse bis vor einigen Jahren aus zwei 
20 Stockwerken großen Steinbrüchen, die 
Saint-Michel in drei ganz unterschied-

liche Stadtgebiete aufteilten. Zum ande-
ren, läuft seit 1960 eine Autobahn, eine 
der Hauptverkehrsadern der Stadt Mon-
tréal, mitten durch den Stadtteil. 

Von seinen frühen Anfängen um die Jahr-
hundertwende als Bauerngemeinde wuchs 
Saint-Michel in der Zeit nach dem Zwei-
ten Weltkrieg von 1.000 Einwohnern auf 
64.000 im Jahr 1964. Soldaten, die schon 
früher von den Schlachtfeldern des Zwei-
ten Weltkriegs zurückkehrt waren und Im-
migranten vorwiegend aus Italien, siedel-
ten sich in Saint-Michel an, um ein neues 
Leben aufzubauen. Zu diesem Zeitpunkt 
war Saint-Michel eine attraktive Gemein-
de, die aufgrund der beiden Steinbrüche 
Miron und Francon gute Arbeitsmög-
lichkeiten bot. Außerdem waren Grund-
stückspreise in Saint-Michel wesentlich 
kostengünstiger als anderswo in Mon-
tréal. Die relativ freizügigen Bebauungs-
regelungen ermöglichten die Entstehung 
kleiner Workshops und Fabriken direkt 
neben Wohnbauten, sodass das Stadtvier-
tel aus baulicher Sicht einem Fleckentep-
pich zu ähneln begann. Nach dieser Blü-
tezeit setzte der wirtschaftliche Abstieg 
progressiv in den 1970er und 1980er Jah-
ren ein. Ein Teil des Steinbruchs Miron 
wurde 1968 zu einer Müllhalde umfunk-
tioniert und stellte bis 1988 ein Gesund-
heitsrisiko für die umliegende Gemeinde 
dar. 1986 erfolgte dann die endgültige 
Schließung des Miron Steinbruchs nach 
40 Jahren Lärmbelästigung und Luftver-
schmutzung für die Bewohner von Saint-
Michel. Der Francon Steinbruch sollte seit 
seiner Stilllegung 1984 dann im Winter 
als Lageplatz für Schnee dienen. 

Diese wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
setzten dem Selbstbewusstsein des Stadt-
viertels enorm zu. Zudem verlor Saint-
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Michel darüber hinaus im Rahmen der 
Eingemeindung mit Montréal seinen un-
abhängigen Status als Stadt. Durch den 
Zustrom von Migranten aus verschie-
denen Ländern entstanden und wuchsen 
verschärft Ghettos in Saint-Michel. Das 
Stadtviertel agierte nun mehr oder minder 
als Aufnahmezentrum für Neuankömm-
linge und für Menschen, die bezahlbaren 
Wohnraum suchten. Die Armut im Stadt-
viertel verbreitete sich zunehmend, und 
das Stadtviertel beheimatete nun viele 
Menschen in prekären Lebenslagen, die 
Saint-Michel nur als zeitlich limitiertes 
Durchgangsviertel nutzten, um sich nach 
neuen Chancen umzusehen. 

Saint-Michel war schon immer ein von 
Vielfalt geprägter Stadtteil: 49 % der Ge-
meinde sind Immigranten, 58,6 % der 
Bevölkerung gehören zu einer sichtbaren 
Minderheit. In der Tat ist Saint-Michel 
eines der wohl ethnokulturell höchst dif-
ferenziertesten Stadtviertel in Montréal 
und in Québec. Die Herkunftsländer 
der Einwohner von Saint-Michel sind in 
Rangordnung Haiti, Italien, Vietnam, Al-
gerien und Griechenland, aber auch Ma-
rokko, Indien und Mexiko. 90 % der Be-
wohner im Stadtviertel sprechen mehr als 
eine Sprache – neben den beiden offiziellen 
Landessprachen Englisch und Französisch, 
hört man Spanisch, Arabisch, Italienisch, 
Griechisch, Vietnamesisch, Kreol, Benga-
li, Tamil, Punjabi und Chinesisch auf den 
Straßen von Saint-Michel. 

Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten, mit 
denen Saint-Michel über die Jahre kämp-
fen musste, spiegelten sich in folgenden 
Realitäten wider: Die Arbeitslosenquote 
von Jugendlichen im Alter von 15 Jah-
ren und älter lag im Distrikt – Villeray-
Saint-Michel-Parc-Extension bei 12,6 % 

(2001). Das Durchschnittseinkommen für 
Frauen in Saint-Michel betrug ca. 23.862 
kanadische Dollar, das war 12 % nied-
riger als das Durchschnittseinkommen 
von Männern mit 27.170 kanadischen 
Dollars. 69 % der Einkommensquellen 
eines Bewohners in Saint-Michel stellte 
das Arbeitseinkommen dar, weitere 23 % 
des Einkommens kamen aus öffentlicher 
Förderung. Das Stadtviertel hatte eine 
hohe Anzahl an Mietwohnungen (71,2 %) 
im Vergleich zu Einfamilienhäusern. Die 
Wahrscheinlichkeit, dass junge Menschen 
die High School ohne Abschluss verlie-
ßen, war weitaus häufiger in Saint-Michel 
(34,7 %) als in der Stadt Montréal insge-
samt (18,9 %). Das Stadtviertel litt auch 
unter einer hohen Kriminalitätsrate, wo-
bei nach statistischen Angaben von 2008, 
neun zum Teil gewaltsame gesetzeswid-
rige Handlungen im Stadtviertel pro Tag 
begangen wurden. 

Ein gezielter Gemeindeentwick-
lungsprozess wird eingeleitet

Jedoch sollte sich das Blatt für das Stadt-
viertel Saint-Michel entscheidend zum Po-
sitiven wenden, als die Stadt Montréal 
zum einen einen strategischen Revitali-
sierungsprozess in Saint-Michel ins Le-
ben rief und zum anderen 1997 Cirque 
du Soleil seine internationale Firmenzen-
trale in Saint-Michel ansiedelte. 

Die Stadt Montréal etablierte 2003 eine In-
tegrierte urbane Revitalisierungsstrategie 
(Revitalisation Urbaine Intégrée – RUI), 
speziell für Stadtteile, deren Lebensquali-
tät von multiplen Problemlagen beeinträch-
tigt wurde, die sich in hoher Arbeitslosig-
keit, einer hohen Anzahl an Jugendlichen 
ohne Schulabschluss, Kriminalität, Armut 
und Rassenunruhen widerspiegelte. Grund-

legend für diese Revitalisierungsstrategie 
war die Erkenntnis, dass man Verände-
rungen im Stadtviertel nur durch ein nach-
haltiges langfristiges Engagement über ei-
nen Zeitraum von 10 Jahren herbeiführen 
kann. Bevor die Revitalisierungsstrategie 
ins Leben gerufen wurde, führte das In-
stitut national de recherche scientifique – 
Urbanisation, Culture et Societé (INRS), 
ein wissenschaftliches Institut, das mit der 
Université de Montréal affiliert ist, eine ver-
gleichende Studie durch, in der internatio-
nale gute Praktiken in der Revitalisierung 
von Stadtvierteln untersucht wurden (e. g., 
Soziale Stadt in Deutschland, Communi-
ty Development Block Grants and Empo-
werment Zones (USA), Neighbourhood 
Renewal Strategy (Großbritannien), die 
Politique de la Ville (Frankreich) und das 
Programm Urban-II der EU).

Die Revitalisierungsstrategie wurde 2003 
als Pilotprojekt ursprünglich in drei Stadt-
vierteln von Montréal gestartet (Sud-Ou-
est/Galt, Lachine/Saint-Pierre und Ville 
Marie/Sainte-Marie) und dann anschlie-
ßend 2006 auf fünf weitere Stadtviertel 
ausgeweitet, einschließlich Saint-Michel, 
Montréal-Nord, Bordeaux Cartierville/
Quartier Laurentian, Saint-Laurent/ Place 
Benoît und Hochelag-Maisonneuve/Mer-
cier Est. Für die drei ursprünglichen Pi-
lotprojekte stellte die Stadt Montréal eine 
Summe von 500.000 Kanadischen Dol-
lar zur Verfügung für die Koordination 
der Initiative und die Entwicklung von 
Projekten zur Verbesserung der Lebens-
qualität in den Stadtvierteln. Außerdem 
veröffentlichte die Stadt Montréal ein 
Handbuch für die Pilotprojekte, in dem 
sie einen Vorschlag für die organisato-
rischen Strukturen machte, die den Ge-
meindeentwicklungsprozess leiten und 
vorantreiben sollten. 
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Der Revitalisierungsprozess in den Pilot-
kommunen hatte vier charakteristische 
Elemente: Erstens versuchte er die innova-
tiven Kapazitäten der Gemeindemitglieder 
zu stärken und lösungsorientiertes Han-
deln anzukurbeln. Es war deshalb von 
Bedeutung, dass ein breites Spektrum an 
Teilnehmenden aus der Gemeinde betei-
ligt wurde, um durch gemeinsame Bera-
tungen eine tragfähige und inspirieren-
de Zukunftsvision für den Stadtteil zu 
formulieren. Es forderte sie heraus, kon-
krete Aktivitäten und Interventionen zu 
identifizieren, die die Probleme im Stadt-
teil gezielt ins Auge fassen. Der Gemein-
deentwicklungsprozess verwischte dabei 
die traditionellen Zuständigkeiten und 
Einflusssphären des privaten Sektors, 
des öffentlichen Sektors und der Zivil-
gemeinschaft. 

Zweitens förderte der Gemeindeent-
wicklungsprozess den Wissenstransfer 
zwischen Gemeindegruppen. Gemein-
demitglieder wurden aufgefordert, Pro-

blemsituationen aus der Perspektive des 
anderen zu sehen und ihre eigene Perspek-
tive kritisch zu hinterfragen. Gemeinde-
mitglieder erlangten fundierte und ver-
tiefte Kenntnisse über ihr Stadtviertel, 
ihre Verantwortungen sowie die Erfolge 
und Herausforderungen mit dem sich das 
Stadtviertel konfrontiert sah. Der Gemein-
deentwickungsprozess förderte somit den 
Informationsfluss zwischen den unter-
schiedlichen Akteuren in der Gemeinde. 

Drittens stärkte dieser Prozess das Zu-
sammengehörigkeitsgefühl der Gemein-
demitglieder und trug dazu bei, dass sie 
sich mit ihrem Stadtviertel als ihrem Zu-
hause identifizierten. Er förderte auch 
größeres Selbstvertrauen der Bewohner, 
die sich aufgrund der schwierigen wirt-
schaftlichen und sozialen Gegebenheiten 
im Stadtviertel ausgegrenzt und machtlos 
gefühlt hatten. Dieser Prozess förderte die 
Widerstandskraft und Resilienz der Men-
schen und gab ihnen einen Hoffnungs-
schimmer auf eine bessere Zukunft. 

Viertens forderte der Prozess auch private 
Wirtschaftsunternehmen gezielt heraus, 
sich mit den größeren sozialen und um-
weltbezogenen Problemen der Gemeinde 
auseinanderzusetzen und aktiv ihre Rol-
le der sozialen Verantwortung zu über-
nehmen. 

Cirque du Soleil & La TOHU 
als Akteure im Gemeinde-
entwicklungsprozess

1997 entschied sich Cirque du Soleil ganz 
bewusst, seinen internationalen Firmen-
sitz in Saint-Michel anzusiedeln, um somit 
gezielt einen Beitrag zur Revitalisierung 
von Saint-Michel zu leisten. Im November 
1999 schloss sich Cirque du Soleil mit der 
Nationalen Zirkusschule – Ĺ École Nati-
onale du Cirque und mit dem Netzwerk 
von Organisationen und Künstlern in der 
darstellenden Zirkuskunst (En Piste) zu-
sammen, um Montréal international als 
ein wirtschaftliches vitales Zentrum für 
die Entwicklung, Produktion und Auf-
führung von Zirkuskunst zu positionie-
ren. Der Gebäudekomplex, der durch den 
Zusammenschluss dieser drei Akteure ent-
stand, wurde auf den Namen – La Cité des 
Arts du Cirque getauft. Er besteht aus den 
Produktionswerkstätten für Kostüme und 
Requisiten (Les Ateliers) und beherbergt 
neben Büroräumen in seinen 15.000 m² 
über 300 Künstler, die sich als Textildesi-
gner, Hut- und Schuhmacher, Näher und 
Schreiner für den spektakulären und far-
benfrohen Showauftritt von Cirque du  
Soleil engagieren. 2007 entstand Le Mât 
– ein umweltfreundlich gebautes Verwal-
tungsgebäude mit Räumen und Rückzugs-
orten, die Entspannung gewährleisten und 
Inspiration anregen sollen. La Cité des Arts 
du Cirque beheimatet auch die nationale 
Zirkusschule und das Netzwerk En Piste. 
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2004 gründete Cirque du Soleil dann 
TOHU. Es ist zum einen ein einzigartiger 
Veranstaltungsort der seinesgleichen in 
Nordamerika sucht, zum anderen aber 
auch eine wesentliche treibende Kraft in 
der Gemeindeentwicklung von Saint-Mi-
chel. TOHU entstand auf der Basis einer 
öffentlichen-privaten Partnerschaft mit 
einem Startkapital von 25 Millionen ka-
nadischer Dollar vom Cirque du Soleil, 
der National Circus School und En Piste 
sowie Beiträgen der kanadischen Bun-
desregierung, der Québec Landesregie-
rung und der Stadt Montréal. Der Name 
TOHU, der auf den hebräischen Begriff 
– Tohuwabohu – zurückgeht, stammt ur-
sprünglich aus der Genesis und bedeutet – 
wüst und leer: „1. Am Anfang schuf Gott 
Himmel und Erde. 2. Und die Erde war 
wüst und leer (tohu vavohu)“. TOHU be-

zieht sich also dementsprechend auf die 
Entwicklung neuer Ideen und das resul-
tierende Chaos, die Unordnung und den 
Wirrwarr, der mit der Entstehung von In-
novationen einhergeht. 

Zum einen bietet TOHU eine hochmo-
derne feste überdachte Veranstaltungshal-
le und -bühne, die für reisende Zirkusun-
ternehmen und für die Aufführungen von 
unabhängigen Künstlern genutzt werden 
kann. Dieser Gebäudekomplex umfasst 
außerdem ein Museum, das sich mit der 
Kunst des Zirkus von seinen frühen Wur-
zeln bis hin in die Moderne erstreckt, und 
Schaustücke, Kostüme und Paraphernalien 
aus unterschiedlichen geografischen Welt-
regionen zur Besichtigung ausstellt. Künst-
lerateliers und Büros und eine zweistöckige 
Eingangshalle mit Gemälden, Kunstob-

jekten und Marketingpostern rund um 
den Zirkus lassen Besucher förmlich die 
Manege des Zirkuszelts spüren und sie in 
die Welt der Magie und Kreativität eintau-
chen. Für die Sommermonate stellt TOHU 
auch ein überdimensionales Zirkuszelt für 
1.700 Besucher zur Verfügung. 

Zum anderen spielt TOHU eine entschei-
dende Rolle in der Revitalisierung des 
Stadtteils Saint-Michel, da es in umwelt-
freundliche nachhaltige Projekte investiert, 
Menschen aus Saint-Michel den direkten 
Zugang zu Kunst und verschiedenen kul-
turellen Angeboten eröffnet und neue Ar-
beits- und Ausbildungsplätze schafft. 

TOHU verfolgt eine explizite Strategie, 
um Menschen in Saint-Michel in Arbeit 
zu integrieren – daher bevorzugt TOHU 
die Einstellung von Saint-Michels Ge-
meindebewohnern, und zwar für alle 
Dienstleistungsjobs von der Verwaltung, 
über die Sicherheit, bis hin zu technischen 
Dienstleistungen und der Instandhaltung. 
TOHU hat außerdem Vereinigungen oder 
Kooperative für alle Arbeitnehmer im Rei-
nigungs- und Instandhaltungsbereich, im 
Bereich der Kunden und Gästebetreuung 
und im technischen Dienstleistungsbe-
reich eingerichtet. Seit 2004 ist es TOHU 
gelungen, circa 1.500 neue Arbeitsplätze 
im Stadtviertel Saint-Michel anzusiedeln. 

TOHU ist besonders daran interessiert 
Ausbildungs – und Trainingsmöglich-
keiten für junge Menschen im Stadtvier-
tel zu schaffen. Beispielsweise fördert 
TOHU dies im Rahmen des jährlichen 
Gemeindefestivals – Las Fallas, das sei-
nen historischen Ursprung in Valencia, 
Spanien, hat. Am Ende des Sommers 
sammelten spanische Schreiner traditi-
onell alle Reste an Holzmaterialien, die 
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bei der Produktion nicht verwertet wur-
den, und verbrannten sie in einem gigan-
tischen Feuer. Sie konkurrierten dabei ge-
geneinander und wollten sich in der Höhe 
der aufgestapelten Holzberge und der Feu-
ersbrunst gegenseitig übertreffen. Schließ-
lich gingen die spanischen Schreiner mit 
den Jahren dazu über, große Skulpturen 
aus den Holzüberresten zu schnitzen und 
diese dann am Ende des Sommers zu ver-
brennen, dies galt als symbolischer Ab-
schied vom Sommer und war ein Ritual, 
das den Wandel der Jahreszeiten darstellte. 

Basierend auf dieser Tradition, rekrutieren 
Schreinermeister jedes Jahr im Mai 10 jun-
ge Menschen aus Saint-Michel für ein zeit-
lich limitiertes Ausbildungsprogramm in der 
Holz verarbeitenden Industrie. Sie bringen 
den jungen Leuten bei, wie man die höl-
zernen Skulpturen schnitzt, die teilweise 
bis zu 50 Meter hoch sind. Das dreitägige 
Gemeindefestival Las Fallas findet in Saint-
Michel im August eines jeden Jahres statt, 
und die geschnitzten Kunstwerke werden 
nach gebührender Bewunderung der hand-
werklichen Fähigkeiten der jungen Schnitzer 
in einem Feuer verbrannt. Dieses Trainings-
programm hilft speziell jungen Menschen, 
die oftmals frühzeitig ohne Abschluss die 
Schule verlassen haben, praktische Erfah-
rungen zu sammeln. Gleichzeitig entwi-
ckeln sie mehr Selbstdisziplin, Selbstvertrau-
en und oftmals auch die nötige Motivation 
ihren Schulabschluss nachzuholen und ein 
Handwerk zu erlernen. 

Das Festival – Las Fallas – dient auch als 
ein wichtiges Ereignis, um den Zusam-
menhalt in der Gemeinde zu fördern – es 
vermittelt den Menschen von Saint-Michel 
einen gewissen Stolz auf ihr Stadtviertel 
und gibt ihnen das Gefühl, dazuzugehö-
ren. Das Festival bietet viele unterschied-

liche Möglichkeiten zum sozialen Enga-
gement, so dass sich Gemeindemitglieder 
aller Altersgruppen und Mitglieder ver-
schiedener beruflichen Gruppen, wie der 
Polizei, der Feuerwehr, den Geschäfts-
leuten und den Politikern, an der Orga-
nisation und Durchführung der Festpro-
gramms beteiligen können. 

Darüber hinaus ist TOHU auch bestrebt, 
Gemeindemitglieder, die von Armut be-
troffen sind, Zugang zu gesunder Ernäh-
rung zu gewährleisten. Als Teil des Ge-
samtkomplexes hat TOHU großflächige 
Nutzgärten angelegt, in denen Gemüse 
und Früchte angebaut werden. Die geern-
teten Produkte werden an besonders be-
dürftige Gemeindemitglieder verteilt, au-
ßerdem haben die Mitarbeiter von TOHU 
auch einen für sie reservierten Nutzgarten 
und können während der Mittagspause je 
nach Jahreszeit frisches Gemüse und Früch-
te genießen. In Zusammenarbeit mit der 
gemeinnützigen Organisation – Miel Mon-
tréal (Honig Montreal) reiht sich TOHU 
gemeinsam mit 45 anderen Montréal Or-
ganisationen ein, die ihre eigenen Bienen-
stöcke betreiben. Die beiden von TOHU 
betriebenen Bienenstöcke beheimaten ca. 
80.000 bis 140.000 Bienen, die über 30 
Kilogramm Honig produzieren. Gleichzei-
tig sind die Bienenstöcke auch ökologisch 
für die Befruchtung der Pflanzen wichtig, 
die sich im Naturreservat – Saint-Michel 
Environmental Complex – befinden, das 
in Zukunft noch weiter ausgebaut wird. 

TOHU hat auch die Rolle eines Mediators 
im Stadtviertel Saint-Michel übernommen, 
und hat einen runden Tisch als Beratungs- 
und Diskussionsforum für die Gemeinde 
eingerichtet, an dem ein breites Spektrum 
von Gemeindemitgliedern – Bürger und 
Bürgerinnen, Sponsoren und Geschäfts-

leute sowie Repräsentanten der verschie-
denen ethnokulturellen Gruppen beteiligt 
sind. In Kooperation mit der Stadt Mon-
tréal, kreieren und entwickeln TOHU 
und die Mitglieder des runden Tisches 
Gemeindeprojekte, die die Lebensquali-
tät im Stadtviertel verbessern sollen. Bei-
spielsweise setzt sich TOHU, gemeinsam 
mit Grundbesitzern und Geschäftsleuten 
in der Nachbarschaft dafür ein, dass sich 
soziale Unternehmen und Lebensmittellä-
den mit organischen und fair gehandel-
ten Produkten im Stadtviertel ansiedeln. 
TOHU unterstützt darüber hinaus, den 
sozialen Wohnungsbau im Stadtviertel, 
um somit Saint-Michel nachhaltig als vi-
talen Arbeits- und Lebensraum für Men-
schen zu gestalten. 

TOHU in Kooperation mit Cirque du  
Soleil ist bestrebt, die Teilhabe der Bürger- 
und Bürgerinnen in Saint-Michel am kul-
turellen Leben zu fördern. Beispielswei-
se erhalten alle Gemeindemitglieder von 
Saint-Michel freie Eintrittskarten zu den 
verschiedenen Aufführungen und künst-
lerischen Darbietungen, die in der TO-
HU-Veranstaltungshalle oder im Zirkus-
zelt stattfinden. 2006 richtete Cirque du 
Soleil in Zusammenarbeit mit der Kunst-
schule von Montréal das Programm Arts 
Nomades – (Nomadenkunst) ein. Dieses 
Programm zielt speziell darauf ab, Schul-
kinder in Saint-Michel durch Kunst und 
Kulturaktivitäten in ihrer persönlichen 
und sozialen Entwicklung zu fördern. 
Im Rahmen dieses Programm engagie-
ren sich Künstler und Lehrer, und eröff-
nen den Schulkindern von Saint-Michel 
Einblicke und Erfahrungen im Tanz, in 
den plastischen Künsten und den Zir-
kuskünsten – gemeinsam entwickeln sie 
Shows und Ausstellungen und unterneh-
men Studienausflüge. 
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Last, but not least, setzt sich TOHU 
auch maßgebend für den Umweltschutz 
ein, und stärkt durch eine Reihe von 
Aktivitäten das Umweltbewusstsein der 
Gemeindemitglieder von Saint-Michel. 
TOHU befindet sich geografisch am 
Rande des sogenannten Saint-Michel 
Environmental Complexes, einem aus-
gedehnten Naturschutzgebiet, das sich in 
mehreren Jahren über das gesamte ehe-
malige Gelände des Steinbruchs erstre-
cken wird. Heute umfasst der Park 48 
Hektar Land und hat ein 5,5 km langes 
Netz an Wanderwegen. Wenn der Park 
voraussichtlich 2020 fertiggestellt ist, 
wird er ein Areal von 192 Hektar um-
fassen und wird somit der zweitgrößte 
Park in Montréal werden. 

Der Gebäudekomplex, in dem TOHU be-
heimatet ist, gilt als ein historisches Bau-
werk nachhaltiger Architektur, das den 
höchsten Ansprüchen der internationa-
len Organisation LEED – Leadership in 
Energy und Environmental Design – ent-
spricht und das die Gold-Zertifizierung 
erhielt. Das LEED-Zertifizierungspro-
gramm setzt strenge Anforderungen an 
die Nachhaltigkeit von Gebäuden, nicht 
nur in der Konstruktionsphase, sondern 
auch im längerfristigen Gebäudemanage-
ment. So findet man auf dem Gelände das 
Gazmont Elektrizitätswerk, in dem Bio
gas aus der ehemaligen Abfallhalde im 
Saint-Michel Environmental Complex 
in Elektrizität umgewandelt wird. Beim 
Bau vom TOHU-Komplex wurden auch 
wiedergewonnene Baumaterialien verar-
beitet, wie beispielsweise alte eiserne Bal-
ken aus der ehemaligen Eisenbahnrepa-
raturwerkstatt Angus in Montréal oder 
auch Holz für die Eingangshalle von La 
TOHU, das von alten gesäuberten Ver-
bindungsstücken zwischen den Eisen-

bahnschienen der Canadian National 
Railway stammt. Das grün bepflanz-
te Dach des Gebäudekomplexes beugt 
Temperaturschwankungen im Gebäu-
de vor und trägt wesentlich zur Redu-
zierung der Heizungs- und Klimaküh-
lungskosten in den Räumlichkeiten bei. 

Erfolgsfaktoren in der Revita-
lisierung marginalisierter 
Stadtviertel

Der Gemeindeentwicklungsprozess in 
Saint-Michel und in den anderen Pilot-
projekten wurde bereits mehrfach evalu-
iert (2014, 2009 – 2010), und aus diesen 
Studien haben sich eine Reihe wesent-
licher Faktoren herauskristallisiert, die 
maßgebend zum Erfolg eines solchen Ge-
meindeentwicklungsprozesses beitragen. 
Entscheidend für die Revitalisierung eines 
minderbemittelten Stadtviertels sind ge-
mäß Divay und Slimani (2013), Queriós 
(2010) und Vivre Saint-Michel en San-
té (2013; 2014) unter anderem folgende 
Kernelemente: 

 � Gemeindemitglieder können nur ihre 
eigene Vision für die Entwicklung ih-
rer Gemeinde definieren, wenn sie ei-
nen Spielraum haben, ihre eigenen Ent-
scheidungen zu treffen. Nur in einem 
solchen nicht restriktiven Umfeld kön-
nen sie kreative Ideen entwickeln und 
neue Herangehensweisen an Probleme 
identifizieren. Deshalb legten die Stadt 
Montréal und andere Finanzgeber nur 
die Ecksteine des Gemeindeentwick-
lungsprozesses in den Pilotprojekten 
fest, überließen aber den Gemeinde-
mitgliedern selbst die Entwicklung und 
Identifizierung von Initiativen zur Ver-
besserung der Lebensqualität in ihren 
Stadtvierteln. 

 � Marginalisierte Stadtviertel haben häu-
fig keine starken Führungspersönlich-
keiten, die aber dringend gebraucht 
werden, um die Bewohner des Stadt-
viertels zu mobilisieren und für den Ge-
meindeentwicklungsprozess zu begeis
tern. Die Organisation Centre-Aide 
(United Way) in Montréal hat deshalb 
gezielt Schulungen und Mentorenpro-
gramme eingerichtet, um Stadtvier-
telbewohner für die Übernahme von 
Verantwortung im Gemeindeentwick-
lungsprozess vorzubereiten. Auch Ju-
gendliche wurden im Rahmen dieser 
Schulungen für zukünftige Führungs-
aufgaben fit gemacht.

 � Ein effektiver Gemeindeentwicklungs-
prozess beruht auf der Philosophie und 
der Akzeptanz einer „geteilten Füh-
rungsverantwortung“: so müssen die 
verschiedenen Gemeindemitglieder ler-
nen, ihre originären Selbstinteressen 
und die ihrer speziellen Organisationen 
möglicherweise zurückzustellen, um 
damit einen ganzheitlichen Blick auf 
die Gemeinde werfen zu können und 
Aktivitäten zu verfolgen, die dem kol-
lektiven Interesse und Gemeinwohl al-
ler dienen. Die ganzheitliche Perspek-
tive fordert Gemeindemitglieder auch 
heraus, Initiativen und Projekte ge-
zielt miteinander zu verknüpfen, um 
einen maximale Wirkung der Verbes-
serungsmaßnahmen zu erreichen. Bei-
spielsweise, schaut man beim sozialen 
Wohnungsbau auch darauf, wie man 
attraktive Gemeinderäume gestalten 
kann, sodass die zukünftigen Bewoh-
ner geeignete Versammlungsräume für 
gemeinsame Aktivitäten haben. Oder 
Sport-und Freizeitkomplexe werden 
mit umweltschonenden Baumateria
lien gebaut. 
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 � Die Revitalisierung eines Stadtviertels 
kann nur in dem Maße erfolgreich sein, 
in dem sie von den Stadtviertelbewoh-
nern getragen und aktiv unterstützt 
wird. Um diesen Grad an Engagement 
zu erreichen, ist es häufig notwendig, 
eine umfassende Mobilisierungsstra-
tegie und Informationskampagne zu 
etablieren. Stadtviertelbewohner sol-
len sich bewusst werden, dass sie wie 
kein anderer ihr lokales Stadtviertel 
am besten kennen und aufbauend auf 
diesem Wissen am besten in der Lage 
sind, gezielte Verbesserungsinitiativen 
einzuleiten. 

 � Der Revitalisierungsprozess stellt die 
Anforderung an Gemeindemitglieder, 
Lösungen im gemeinsamen Dialog zu 
finden sowie flexibel und bereit zu sein, 
mit neuen Herangehensweisen zu ex-
perimentieren. Fähigkeiten, die hier 
gefordert sind, sind Geduld, die Ka-
pazität, dem Gegenüber zuzuhören, 
und die Kunst, Fehler zu machen, da-
raus zu lernen, nachzujustieren und 
fortzufahren. 

 � Es ist wichtig, die Evolution eines Stadt-
viertels über die Jahre hinweg zu doku-
mentieren und entscheidende Ereignisse, 
Meilensteile und Erfolge festzuhalten. 
Dies fördert nicht nur die Transparenz 
gegenüber finanziellen Sponsoren, son-
dern trägt auch zur Motivation der Be-
teiligten bei, den Gemeindeentwick-
lungsprozess voranzutreiben. 

Seit den frühen Anfängen der Gemein-
deentwicklung hat Saint-Michel bereits 
viel erreicht, um die Lebensqualität der 
Bewohner konstruktiv und signifikant 
zu verbessern. So haben beispielsweise 
8.000 Gemeindemitglieder an Trainings 

teilgenommen, die sie auf Aufgaben in 
der Gemeindeentwicklung und auf das 
soziale Engagement im Stadtviertel vor-
bereiten. Unternehmen im Stadtteil wur-
den sensibilisiert für die Schwierigkeiten, 
mit denen sich Menschen mit Migrati-
onshintergrund auf der Suche nach Ar-
beit auseinandersetzen müssen. 258 neue 
Einheiten im sozialen Wohnungsbau und 
657 neue Mietwohnungen wurden im 
Stadtviertel seit Beginn des Gemeinde-
entwicklungsprozesses 2003 gebaut. Zur 
Verbesserung der Infrastruktur wurden 
millionenschwere Kapitalausgaben ge-
macht, wie die Einrichtung eines neuen 
Fußballplatzes mit synthetischem Rasen, 
die Renovierung eines großen Schwimm-
bads im Stadtviertel oder die Einrich-
tung eines Shuttle-Busses für Senioren. 

Was für den Erfolg eines Gemeindeent-
wicklungsprozesses unentbehrlich ist, 
ist das Gefühl der Zusammengehörig-
keit – es ist der Glaube daran, dass man 
im gemeinsamen Engagement das Le-
ben im Stadtviertel entscheidend verbes-
sern kann, es ist die Wertschätzung von 

Vielfalt und die Inklusion verschiedener 
ethnokultureller Gruppen. Chancen er-
greifen, Risiken eingehen und aus Feh-
lern lernen, das sind die Kennzeichen or-
ganischer Lernprozesse, die sowohl die 
Wurzeln des Cirque du Soleil als auch 
die eines Gemeindeentwicklungspro-
zesses verkörpern. 

So sagt René Dupéré, der musikalische 
Direktor von 10 Cirque du Soleil-Auf-
führungen: „Die Menschen denken viel-
leicht, dass wir den Zirkus neu erfunden 
haben und dass wir diese Vorstellung 
dann umgesetzt haben. Aber die Dinge 
haben sich keineswegs so entwickelt. Wir 
waren ein Haufen verrückter Leuten, die 
etwas auf die Beine stellen wollten, und 
nach und nach entstand dann ein Bild, 
eine Vorstellung dessen, was ein moder-
ner Zirkus sein kann.“ 
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G.I.B.: Was macht die Gemeinde Södertälje einzigar-
tig unter den schwedischen Städten?
Johan Lefverström: Södertäljes besondere Rolle un-
ter den 290 Gemeinden in Schweden beruht auf der 
Tatsache, dass wir, gemeinsam mit Stockholm und 
Malmö eine lange Tradition als Stadt haben, Immi-
granten und Flüchtlinge aufzunehmen. Södertälje hat 
eine Gesamtbevölkerung von 93.000 Einwohnern, 
wovon 50 % aus anderen ethnokulturellen Hinter-
gründen stammen. In unserer Gemeinde werden ca. 
85 unterschiedliche Sprachen gesprochen, und in Sö-
dertälje leben Menschen aus 130 verschiedenen Na-
tionen, wie z. B. dem Irak, Finnland, Syrien, der Türkei, 
dem Libanon, Polen, Deutschland, Chile und dem ehe-
maligen Jugoslawien. 

Auf den ersten Blick sieht Södertälje wie eine moderne 
Metropole aus, die durch einen hohen Grad an ethno-
kultureller Vielfalt gekennzeichnet ist. Allerdings zeigt 
ein näherer Blick auf die Zusammensetzung der Bevöl-
kerung, dass ein großer Teil der Einwohner, d. h. 30.000 
Menschen oder 30 % der Einwohner der Gemeinde, 
aus einem spezifischen Kulturkreis besteht – nämlich 
christliche Assyrier. Es sind viele Einwanderer aus Län-
dern des Nahen Ostens zu uns gekommen, aber diese 
Zuwanderung bestand vorwiegend aus Menschen, die 
christlichen Gemeinden in dieser Region angehörten. 
Södertälje stellt dieser Einwandererbevölkerung zahl-
reiche Gebets- und Gemeindezentren zur Verfügung. 

Die erste große Einwanderungswelle nach Schweden 
und Södertälje kam Mitte der 1960er Jahre. Schwe-
den war für Einwanderer aus Finnland, Jugoslawien 
und Griechenland vor allem attraktiv aufgrund der 
guten Berufsaussichten in der Fertigungsindustrie. In 
den 1970er Jahren nahm die arbeitsmarktbedingte 

Johan Lefverström ist Leiter der Personalabteilung der Stadt Södertälje in Schweden. Mit mehr als 25 Jah­
ren Berufserfahrung im Personalwesen bringt er Expertise und Know-how in der Gestaltung einer von Viel­
falt geprägten kommunalen Belegschaft mit. Er begann seine Karriere im Personalwesen bei der Stadt Stock­
holm und war danach in mehreren kleineren Kommunen im Umland von Stockholm tätig. Das akademische 
Fundament für seine Karriere legte sein Studium der Verhaltenswissenschaften an der Universität Stock­
holm. 2015 besuchte Johan Lefverström zusammen mit einer Gruppe von 30 Fachleuten im kommunalen 
Personalwesen die G.I.B. zu einem professionellen Erfahrungsaustausch. 

Diversitymanagement in Södertälje, 

Schweden 
Eine kommunale Perspektive

Zuwanderung kontinuierlich ab und das Einwande-
rungsmuster veränderte sich in den darauffolgenden 
Jahren: in dieser Zeit kamen vorwiegend Flüchtlinge 
aus dem Irak und aus anderen christlichen Gemeinden 
und Enklaven im Nahen Osten nach Schweden. Um 
die Größenordnung dieses Zustroms zu veranschau-
lichen, ist es interessant festzustellen, dass Schweden 
zu diesem Zeitpunkt mehr Flüchtlinge aus dem Irak 
aufgenommen hat als die USA und Kanada zusam-
men. In der Tat trafen sich unsere führenden Politi-
ker damals mit dem Senat der Vereinigten Staaten in 
Washington, um über den riesigen Zustrom an Flücht-
lingen aus dem Nahen Osten zu sprechen. 

Seit 2005 drängen die Gemeindeführer von Södertäl-
je die nationale Regierung von Schweden, eine gerech-
te und faire Verteilungspolitik der Flüchtlinge über die 
290 Gemeinden in Schweden zu entwickeln. Södertälje 
hat in der Vergangenheit viele Flüchtlinge aufgenommen 
und ihnen eine neue Heimat gegeben, aber die Kapazi-
täten zur weiteren Aufnahme von Flüchtlingen nehmen 
in der Tat ab. Daher betont die Gemeinde Södertälje 
weiterhin, wie wichtig es ist, dass auch andere schwe-
dische Gemeinden ihren fairen Anteil an Verantwor-
tung übernehmen, insbesondere im Hinblick auf den 
derzeitigen Krieg in Syrien und die europäische Flücht-
lingskrise. Die schwedische Regierung erwägt nun ein 
Gesetz zu verabschieden, das die faire und gerechte Ver-
teilung von Flüchtlingen und Einwanderern innerhalb 
des Landes besser regelt und unterstützt. 

G.I.B.: Warum möchten Einwanderer nach Södertäl-
je kommen?
Johan Lefverström: Die Menschen, die aus kriegsgebeu-
telten Ländern im Nahen Osten geflohen sind, möch-
ten ein neues Leben an einem Ort aufbauen, an dem sie 
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bereits ein soziales Netzwerk von Verwandten, Freun-
den und Bekannten haben. Dieses soziale Netzwerk 
ist von wesentlicher Bedeutung, da es sie während des 
Integrationsprozesses unterstützen kann. Obwohl wir 
in Schweden ein Einwanderungssystem haben, das die 
Einreise nach Schweden regelt, verfügen wir nur über 
wenige Hebel, um die Einwanderung von Menschen 
im Rahmen der Familienzusammenführung zu beein-
flussen und zu gestalten. Schweden hat z. B. seit 2003 
8.000 Flüchtlinge aufgenommen, und alle Mitglieder 
dieser Gruppe sind nach Södertälje gekommen, da sie 
in der Stadt bereits Familienangehörige hatten. 2014 
fanden 36 % der syrischen Flüchtlinge, die in den Be-
zirk Stockholm kamen, ein neues Zuhause in Södertälje. 

G.I.B.: Was hat die Stadt zu bieten? 
Johan Lefverström: Södertälje wird häufig die große 
Schwester Stockholms genannt: Schwedens Haupt-
stadt ist mit dem Zug innerhalb von 45 Minuten gut 
erreichbar. Schnellzüge verbinden die Gemeinde auch 
mit anderen schwedischen Städten, wie z. B. Göteborg, 
Malmö oder Karlstad. Die Gemeinde ist für ihr pulsie-
rendes kulturelles Leben und ihre Unterhaltungsmög-
lichkeiten bekannt, wie z. B. Theater und Musik der 
Weltklasse, den Campus der Telge Universität und die 
Erneuerungsprojekte der Innenstadt und des Hafens. 
Außerdem ist Björn Borg, der weltberühmte schwe-
dische Tennisspieler, in unserer Gemeinde geboren.

Die Gemeinde Södertälje besteht aus der Stadt und 
vier Gemeindebezirken: Järna, Hölö-Mörkö, Vårdin-
ge-Mölnbo und Enhörna, die ihren eigenen Charme 
und einzigartigen Charakter bewahrt haben. In Jär-
na konzentrieren sich zahlreiche Unternehmen, wie 
z. B. Saltå Kvarn, auf lokal angebaute und organische 
Landwirtschaft. Die vielleicht bekannteste Attraktion 
in Järna ist die anthroposophische Gemeinde in Ytter-
järna (Außenbezirk Järna) mit ihrem Kulturzentrum, 
wo Musik, Tanz, Theater, Filme und Kunst zu Hau-
se sind. In Järna befinden sich auch das Naturschutz-
gebiet Vattgruvsmossen, ein riesiger Nadelwald, und 
Farstanäs, ein beliebter Badebereich mit einem groß-
en Campingplatz und anderen Sporteinrichtungen, 
wie z. B. Golf, Segeln, Reiten, Fußball etc.

Hölö-Mörkö ist sehr bekannt für seinen Tullgarn Pa-
last, die Lieblingsresidenz von König Gustav V. mit 
mehreren Naturschutzgebieten. Vårdinge-Mölnbo ist 
der kleinste Gemeindebezirk in Södertälje, der un-
ter anderem durch zahlreiche historische Gebäude, 
wie z. B. die Kirche von Vårdinge, die aus dem 11. 
Jahrhundert stammt, oder den Bahnhof von Mölnbo, 
der 1862 erbaut wurde und der der älteste Bahnhof 
Schwedens ist, gekennzeichnet ist. Dieser Gemeinde-
bezirk beheimatet auch das Naturschutzgebiet Stora 
Alsjön, das sich durch 248 Hektar jahrhunderteal-
ter Kiefern, seltener Pilze und dreier Seen auszeich-
net. Das Mölnbo Folkets hus (Volkshaus), das 1920 
fertiggestellt wurde, war das erste derartige Zen-
trum, das in Södertälje erbaut wurde, und ist heute 
das letzte seiner Art.

Enhörna wird wegen seiner zahlreichen Kirschbäu-
me und seinem Standort auf der Halbinsel im See 
Mälaren nordwestlich der Stadt Södertälje häufig mit 
dem romantischen Spitznamen ‚Kirschenland’ bezeich-
net. Es ist ein florierender landwirtschaftlicher Bezirk 
und die Forstwirtschaft ist ein wichtiger Industrie-
zweig. Enhörna beheimatet einzigartige urbane Um-
gebungen und zahlreiche gut erhaltene alte Städte, wie 
z. B. Stjärna und Aska. 

In Södertälje gibt es zahlreiche große Arbeitgeber, 
wie z. B. Scania AB mit ca. 14.710 Mitarbeitenden 
und Astra Zeneca, eines der weltweit größten phar-
mazeutischen Unternehmen mit ca. 5.700 Mitarbei-
tenden. Gemeinsam mit 4.870 kleinen Unternehmen 
sind sie der Wirtschaftsmotor der Gemeinde. Die 
größten Arbeitgeber im öffentlichen Bereich sind die 
Stadtregierung von Södertälje mit ihren 6.000 Mit-
arbeitenden und das Krankenhaus in Södertälje, das 
5.570 Mitarbeitende hat. 

Die Stadt Södertälje hat 2014 einen ambitionierten 
Erneuerungsprozess der Innenstadt ins Leben geru-
fen – Stadt Södertälje – Zusammen arbeiten – ist ein 
gemeinschaftliches Unternehmen zwischen der lo-
kalen Behörde und Bauunternehmen, das den inne-
ren Stadtkern neu beleben soll. Das Design des neu-

Johan Lefverström, Personalleiter bei 

der Stadt Södertälje in Schweden
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en Stadtzentrums strebt eine dynamische Mischung 
aus Wohngebäuden und Miethäusern in Privatbesitz 
im Herzen der Stadt mit Geschäften, Restaurants, Ca-
fés, Parks und dem Ufer an. 

G.I.B.: Was sind die größten Herausforderungen der 
Stadt?
Johan Lefverström: Die Stadtregierung von Södertäl-
je ist eine Kommunalverwaltung, die auf zwei Ebenen 
angesiedelt ist und die aus dem Stadtrat und vier loka-
len Kreisgemeinden besteht: die lokalen Kreisgemein-
den sind für ein breites Spektrum an Dienstleistungen 
verantwortlich, einschließlich sozialer Dienstleistungen 
(Kinderbetreuung, Schulen, Erwachsenenbildung, 
Schwedisch für Einwanderer und Betreuung von Alten 
und Behinderten), Infrastrukturdienstleistungen (wie 
z. B. Wasser und Abwasser, Müllabfuhr, Straßenrei-
nigung), Notdiensten und Büchereien. Die übergeord-
nete Ebene der Kommunalverwaltung ist für Schulen, 
Kultur und Sprache, Freizeit und kulturelle Aktivi-
täten, Flüchtlingsaufnahme, Verbraucherberatung 
und Umweltdienstleistungen (Parkpflege und Erhalt 
von Wald und Natur) verantwortlich. Die Stadt Sö-
dertälje verfügt über ein Gesamtbudget (Betrieb und 
Kapital) von 5 Milliarden Euro. Ihr Stadtrat besteht 
aus 65 Mitgliedern, die neun unterschiedlichen poli-
tischen Parteien angehören. 

Södertälje ist in gewisser Weise ein Paradox: einerseits 
verfügt die Stadt über die meisten Beschäftigungsmög-
lichkeiten pro Einwohner in der Region von Stockholm. 
Andererseits hat die Stadt eine der höchsten Arbeitslo-
senquoten in Schweden. Im März 2015 belief sich die 
Gesamtarbeitslosenquote auf 12,2 %, wobei die Ar-
beitslosenquote der Frauen mit 13,1 % höher war als 
die der Männer mit 10,4 %. Des Weiteren gab es eine 
Diskrepanz zwischen den Arbeitslosenquoten der Men-
schen im Alter zwischen 18 bis 64 Jahren mit schwe-
discher Herkunft im Vergleich zu Menschen in der 
gleichen Altersgruppe mit ausländischer Herkunft: die 
Arbeitslosenquote der Schweden belief sich auf 2,1 %, 
während die der ausländischen Einwanderer 7,9 % be-
trug. Viele arbeitslos gemeldete Menschen arbeiten in 
öffentlich subventionierten Jobs, und ihre Aussichten, 

jemals eine Erstanstellung auf dem Arbeitsmarkt zu be-
kommen, sind sehr gering. Die Stadt Södertälje stellt 
sich mit dem Instrument der öffentlich geförderten Be-
schäftigung somit den schwierigen Herausforderungen, 
ausländische Einwanderer in den Arbeitsmarkt zu in-
tegrieren, und bietet denjenigen Unterstützung an, die 
nicht in der Lage sind, sich selbst finanziell zu versor-
gen. Sie möchte dies auch weiterhin tun. Die Gemeinde 
Södertälje ist allerdings der Meinung, dass sie als Stadt 
die Verantwortung für eine Aufgabe übernommen hat, 
die originär eine nationale Aufgabe sein sollte, nämlich 
die Integration der Einwanderer in den Arbeitsmarkt zu 
erleichtern und zu fördern. Die Stadt wird wahrschein-
lich in Zukunft nicht unbedingt in der Lage sein, die-
se Verantwortung alleine, ohne weitere Unterstützung 
der nationalen Regierung, zu tragen. 

Die zweite Herausforderung, die wir versuchen zu 
meistern, ist die Entwicklung stärkerer sozialer Bin-
dungen und Beziehungen zwischen der Aufnahme-
gesellschaft und den Neuankömmlingen. Obwohl es 
viele Interaktionen zwischen gebürtigen Schweden 
und den im Ausland geborenen Einwanderern gibt, 
besteht Bedarf, ihre Dialoge und Verbindungen weiter 
zu verstärken. Die derzeitigen Wohnverhältnisse der 
Neuankömmlinge behindern allerdings den Aufbau 
und die Förderung eines verstärkten Dialoges. Die 
Gemeinde Södertälje verfügt über ca. 20.000 Miet-
wohnungen. Die kommunale Wohnungsgesellschaft 
Telge Bostäder besitzt und verwaltet ca. 10.000 die-
ser Wohnungen. Neuankömmlinge tendieren dazu, 
eng mit ihren Familienmitgliedern, Freunden und Be-
kannten in diesen bezahlbaren Wohnkomplexen in 
ausgewählten Stadtnachbarschaften zusammen zu le-
ben. Sie können auf diese Art und Weise die Bedar-
fe des täglichen Lebens fast ausschließlich innerhalb 
dieser Nachbarschaften decken und es besteht keine 
Notwendigkeit, mit Menschen außerhalb ihrer un-
mittelbaren Sozialgemeinde in Kontakt zu treten. So 
sind mehr und minder soziale Parallelgesellschaften 
entstanden. Unter diesen Wohn- und Lebensbedin-
gungen können wir nicht erwarten, dass die Neu-
ankömmlinge eine fundierte Kenntnis von Werten, 
Gebräuchen und Traditionen der schwedischen Ge-
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sellschaft erlangen. Obwohl wir Neuankömmlinge mit 
schriftlichem Orientierungsmaterial versorgen, um ih-
nen den Start und die Integration in die Gemeinde zu 
erleichtern, sind es das Engagement, die Konversati-
onen und Interaktionen mit gebürtigen Schweden, in 
denen Werte, Kultur und Tradition der schwedischen 
Gesellschaft zum Leben erweckt werden. 

Die Neuankömmlinge kommen oft aus Ländern, die 
keine demokratischen Traditionen westlicher Prägung 
haben und in denen sich Menschen auf die Unterstüt-
zung ihre direkten Familienmitglieder verlassen. Damit 
der Integrationsprozess Früchte trägt, ist es wichtig, 
dass Neuankömmlinge sich mit unserem westlichen 
demokratischen Regierungssystem und seinen funda-
mentalen Werten, wie z. B. Menschenrechten, Frau-
enrechten, Kinderrechten etc. vertraut machen. Un-
sere Herausforderung besteht daher darin, die soziale 
Trennung abzubauen und eine physikalische soziale 
Wohnungsinfrastruktur zu schaffen, die dazu beiträgt, 
den Dialog zwischen gebürtigen Schweden und aus-
ländischen Einwanderern zu verstärken. 

G.I.B.: Was haben Sie bisher getan, um diese Heraus-
forderungen zu meistern?
Johan Lefverström: Erstens bemühen wir uns wirk-
lich die Bedürfnisse der Gemeindemitglieder in Sö-
dertälje zu verstehen. Daher haben wir eine Reihe 
von Bürgerdialogen mit unterschiedlichen Gemein-
degruppen organisiert und sie nach ihren Bedenken 
und ihrer Zufriedenheit mit der Verfügbarkeit kom-
munaler Dienstleistungen in unterschiedlichen Be-
reichen gefragt, wie z. B. Sozialdienstleistungen, Bil-
dung, Stadtplanung etc. Wir haben uns bemüht, den 
Konsultationsprozess für unsere neuen Mitbürger ver-
ständlich zu gestalten, durch sprachliche Unterstüt-
zung und die Beschreibung von Problemen auf unbü-
rokratische Weise. 2014 haben wir mit Geldern aus 
dem europäischen Sozialfonds ein Sonderprojekt mit 
dem Namen Stärkung des Integrationsdialogs gestar-
tet. Dieses Projekt war speziell darauf ausgelegt, mehr 
über die Sichtweisen der neuen Mitbürger zu erfahren 
und diese Sichtweisen in die Planung von städtischen 
Dienstleistungen miteinzubeziehen. 

Zweitens können wir auf die Erfahrungen in der Erst-
aufnahmephase von Einwanderern und Flüchtlingen 
in unserer Stadt aus vergangenen Jahren zurückgrei-
fen und sind in der Lage durch recht kurzfristige Pla-
nungen und Vorbereitungen, Neuankömmlinge will-
kommen zu heißen und aufzunehmen. In den Zeiten 
des Spitzenzustroms von Flüchtlingen aus Syrien eröff-
neten wir jede Woche eine neue Schulklasse, um Kinder 
im Schulalter so schnell wie möglich in das Schulsys
tem zu integrieren. Wir haben uns bewusst sehr stark 
darauf konzentriert, die Integration von Einwanderern 
und Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt zu erleichtern – 
einen Arbeitsplatz zu bekommen und ein selbstständiges 
Dasein zu führen war die allerwichtigste Aufgabe für 
uns. Einige Neuankömmlinge integrierten sich relativ 
schnell in den Arbeitsmarkt, andere müssen wiederum 
noch einen langen Weg zurücklegen. Wir haben sehr 
eng mit unserer Bundesagentur für Arbeit zusammen-
gearbeitet, um Neuankömmlingen bei der Arbeitssuche 
zu helfen. In der Tat waren die Bundesmittel, die wir 
erhielten, nicht wirklich ausreichend, um den Bedürf-
nissen gerecht zu werden. Daher gründete die Stadt Sö-
dertälje ihre eigene kommunale Arbeitsagentur, die öf-
fentlich subventionierte Arbeitsplätze bereitstellte: diese 
Agentur bezahlte die Gehälter für Einwanderer, die in 
der freien Wirtschaft arbeiteten und gab ihnen somit 
die Gelegenheit, wertvolle Berufskenntnisse, Wissen 
über die schwedische Arbeitsplatzkultur und Sprach-
kenntnisse zu erwerben. Wir sind ständig daran inte-
ressiert, innovative Wege zu finden und zu entwickeln, 
um die Integration von Neuankömmlingen in den Ar-
beitsmarkt zu erleichtern. 

Drittens bemühen wir uns, unseren Neuankömmlingen 
einen einfachen Zugang zu sozialen und kommunalen 
Dienstleistungen zu bieten. 2016 planen wir die Eröff-
nung von Familienzentren als zentrale Anlaufstellen, bei 
denen Neuankömmlinge unterschiedlichen Alters ver-
schiedene kommunale Dienstleistungen aus einer Hand 
erhalten werden (one-stop-shops). Wir haben auch ein 
kommunales Kontaktzentrum, in dem Neuankömm-
linge in mehreren Sprachen Informationen über städ-
tische Dienstleistungen erhalten können, einschließlich 
Schwedisch, Arabisch, Finnisch und Englisch. 
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Die Stadt Södertälje hat 6.000 Mitarbeitende, und 
auch diese Gruppe ist recht vielschichtig. 40 % un-
serer Mitarbeitenden haben keine schwedischen Wur-
zeln. Wir schulen unsere Mitarbeiter im Umgang mit 
Menschen aus unterschiedlichen Herkunftsländern 
und Kulturkreisen und sind stolz darauf, dass sie qua-
litativ hochwertige Bürgerinformationsdienste leisten. 
Übersetzer- und Dolmetscherdienstleistungen sind 
wichtig in Schweden, um die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen in der Kommunikation mit speziellen eth-
nischen Minderheiten zu erfüllen. In Schweden gibt 
es fünf unterschiedliche ethnische Minderheiten. Die-
se umfassen die Roma, die Juden, die Finnen, das sa-
mische Volk und die Menschen aus Tornedalen (im 
Nordosten Schwedens und im Nordwesten Finnlands). 
Die Finnen und das samische Volk sind berechtigt, 
mit der Kommunalverwaltung und anderen Regie-
rungsebenen in ihrer eigenen Muttersprache zu kom-
munizieren. Die Stadt Södertälje übersetzt wichtige 
kommunale Informationen auch in mehrere Sprachen 
(Arabisch, Finnisch und Englisch) und setzt Dolmet-
scher ein, um die Kommunikation mit Neuankömm-
lingen zu erleichtern. 

Des Weiteren möchten wir Neuankömmlingen auch in-
dividualisierte Integrationspläne zur Verfügung stellen, 
in denen Neuankömmlinge Integrationsschritte aufge-
zeigt werden und in denen wichtige Meilensteine im Inte-
grationsprozess festgehalten werden. Zum Beispiel setzt 
die Stadt Helsinki derzeit das Instrument der individu-
alisierten Integrationspläne für Neuankömmlinge ein. 
Dies ist definitiv eine unserer vorrangigen Aufgaben.

Viertens ist die schwedische Bevölkerung besorgt um 
die Notlage der Flüchtlinge. Viele Menschen überneh-
men Verantwortung, um die Flüchtlinge und ihre Fa-
milien persönlich zu unterstützen und öffnen ihnen 
ihre Häuser, um ihnen zu helfen.

Die Kommunalverwaltung Södertälje hat über die Jah-
re hinweg gezielt versucht, als ein Rollenmodell bei 
der Integration von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt 
zu agieren. Die Kommunalverwaltung hat mehrere 
Projekte zur schnellen Arbeitsmarktintegration neu-

er Mitbürger ins Leben gerufen: viele dieser Verfah-
ren haben auch die Initiativen und Programme der 
schwedischen Arbeitsagenturen und zahlreicher an-
derer Organisationen beeinflusst. Nachstehend möch-
te ich folgende Projekte nennen.

„Nationell matching (Nationale Anpassung)” – die 
Kommunalverwaltung kooperierte mit dem schwe-
dischen Arbeitsamt, um gezielt Einwanderer in Sö-
dertälje zu identifizieren, die bereit waren, in ande-
re Teile des Landes umzusiedeln, um dort Zugang zu 
Arbeitsplätzen und besseren Wohnungen zu bekom-
men. Das Projekt war erfolgreich und wird nun vom 
schwedischen Arbeitsamt fortgeführt.

„Telge Tillväxt (Wachstum)” ist ein Versuch, junge 
Menschen beim Eintritt in den Arbeitsmarkt zu un-
terstützen, dieses Projekt richtet sich nicht exklusiv 
an neue schwedische Mitbürger, sondern an die brei-
te Gruppe von Jugendlichen. Das Projekt diente auch 
als Vorbild für ähnliche Initiativen in anderen Ge-
meinden in Schweden und beim Arbeitsministerium. 

„Reise eines Einwanderers” war ein Gemeinschaftspro-
jekt der schwedischen Zuwanderungsbehörde und des 
schwedischen Arbeitsamts, das sich zum Ziel gesetzt 
hatte, die Reise eines Einwanderers durch das schwe-
dische Wohlfahrtssystem darzustellen. Wir identi-
fizierten „problematische Knotenpunkte auf dieser 
Reise“, d. h. Barrieren, die Zuwanderer daran hin-
derten, sich erfolgreich in den schwedischen Arbeits- 
und Wohnungsmarkt zu integrieren. Das Projekt war 
ein effektiver „Eisbrecher” und eröffnete lösungsba-
sierte Diskussionen der Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen, die im Integrationsbereich tätig waren, aber 
auch zwischen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, 
die sich in unterschiedlichen Staatsbehörden mit der 
Integrationsproblematik befassten. 

Mit den Jahren haben wir wertvolle Erfahrungen ge-
wonnen, wie man ein breites Spektrum an Herausfor-
derungen in der Integration von Neuankömmlingen in 
die schwedische Gesellschaft meistern kann. Ich denke, 
dass eine der wichtigsten Lektionen, die wir in diesem 
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Prozess gelernt haben, die Tatsache war, dass man den 
Integrationsprozess aus einer ganzheitlichen Perspekti-
ve betrachten muss. Es ist nicht länger ausreichend, sich 
nur darauf zu konzentrieren, die Neuankömmlinge bei 
der Arbeitsplatzsuche zu unterstützen. In der Vergan-
genheit hat man sich vielleicht sogar zu stark auf die 
Arbeitsmarktintegration konzentriert. Dadurch wurde 
man möglicherweise zu sehr von der Tatsache abgelenkt, 
dass eine erfolgreiche Integration davon abhängt, inwie-
weit man den verschiedenen Bedürfnissen der ganzen 
Familie gerecht werden kann und wie man die Famili-
enmitglieder in unterschiedlichen Lebensbereichen un-
terstützen kann (z. B. Aufbau sozialer Beziehungen, Bür-
gerengagement, Bildung, Weiterbildung etc.). 

G.I.B.: Welche Auswirkungen hat eine heterogene 
vielfältige Bevölkerungsstruktur in der Kommune auf 
die Verwaltung der Personalfunktion in der Stadt Sö-
dertälje?
Johan Lefverström: Die Stadt Södertälje verfügt über 
eine Reihe politischer Richtlinien, um die rechtlichen 
Rahmenbedingungen für Diversity Management, Men-
schenrechte und Anti-Diskriminierungspraktiken in 
der Stadt zu schaffen. Diese rechtlichen Rahmenbe-
dingungen basieren auf den Grundsätzen der allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte der Verein-
ten Nationen.

Wir führen in der Stadtverwaltung alle zwei Jahre ein 
Audit durch, um die Häufigkeit von Diskriminierungs-
fällen in der administrativen und politischen Struktur 
der Stadt zu messen. Ich bin froh darüber, dass wir 
weder unter den Politikern noch unter den Mitarbei-
tenden Probleme in diesem Bereich feststellen konnten. 

Wir haben auch die Einstellungsverfahren für unser Per-
sonal genau überprüft, um sicherzustellen, dass wir Leute 
aufgrund ihres Fachwissens, ihrer Fähigkeiten und Kom-
petenzen einstellen und dass unsere Einstellungsprozesse 
nicht von unbewussten Vorurteilen und stereotypischen 
Ansichten beeinträchtigt werden. Einstellungen im Rah-
men der Affirmative Action Initiative (Regierungspro-
gramme gegen Diskriminierung) sind in Schweden nur 
dann rechtsgültig, wenn es um die Einstellung von Frauen 

geht. Unser Einstellungsprozess war dahingehend erfolg-
reich, dass ca. 40 % unserer Mitarbeiter andere ethno-
kulturelle Hintergründe als schwedisch haben, und dass 
Vielfalt langsam auch in den höheren Rängen der orga-
nisatorischen Hierarchie erkennbar wird, also – auf Ma-
nager- und Direktorenebene.

Wir bieten regelmäßig interkulturelle Schulungen für 
die Mitarbeitenden der Stadtverwaltung an, sodass sie 
in der Lage sind, gut mit Menschen mit unterschied-
lichen ethnokulturellen Hintergründen zu kommunizie-
ren. Wie ich bereits zuvor erwähnt habe, verfügen wir 
über eine von Vielfalt geprägte Belegschaft, diese Tatsa-
che erleichtert die effektive Kommunikation und die In-
teraktionen zwischen den Mitarbeitenden der Stadtver-
waltung und unseren Bürgern. Unsere interkulturellen 
Schulungen dienen einerseits dazu, unserem Personal ein 
besseres Verständnis für die Geschichte, die soziokultu-
relle Zusammensetzung und die Wirtschafts- und Re-
gierungsstrukturen der Länder zu vermitteln, aus denen 
unsere Neuankömmlinge stammen. Andererseits ist es 
unerlässlich, dass die Mitarbeitenden unserer Stadtver-
waltung drei Werte in ihre gelebte tägliche Berufspra-
xis integrieren – diese Werte werden reflektiert in der 
Haltung, dass Vielfalt die Stärke der Stadt ausmacht, 
dass die Bürger oberste Priorität haben und dass man 
jedem Menschen mit Respekt behandelt. Unsere neuen 
Mitarbeitenden erhalten während ihrer Einarbeitungs-
phase detaillierte Informationen über unsere organisa-
torischen Werte. Wir diskutieren mit ihnen, warum uns 
diese Wertevorstellungen wichtig sind, und warum wir 
daran festhalten. Wir bevorzugen interaktive Lehrme-
thoden in unseren Schulungen, wie z. B. Rollenspiele und 
Simulationen, um ein kognitives, affektives und aktions-
basiertes Lernen zu erzielen.

Ich bin stolz auf meine Arbeit und meine Kollegen. 
Ich bin wirklich der Meinung, dass Diversitymanage-
ment bereits fest in unserer täglichen Arbeitspraxis 
verankert ist. Es ist in einem derartigen Ausmaß zu 
einem festen Bestandteil jedes Arbeitsplatzes gewor-
den, dass wir es nicht länger als etwas ansehen, an 
dem wir arbeiten müssen oder um das wir uns gezielt 
bemühen müssen. 
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